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Mitteilungen Vorsitzender

Préasident Hoekstra: Ich begrisse Sie zur vierten Sitzung im Jahr 2023. Ich habe keine
Kenntnis von irgendwelchen Rucktritten, aber wir begriissen heute neu ein Ratsmit-
glied, das fur Jemima Fischer heute das erste Mal da ist. Herzlich willkommen Raffael
Joggi von der Alternativen Linke Bern (AL). Geburtstag haben wir heute keinen, aber
ich darf nachtraglich Chandru Somasundaram gratulieren, der gestern Geburtstag
hatte, herzliche Gratulation.

Ich bitte euch, wie immer das Badgen nicht zu vergessen, dringliche Vorstésse bis um
21 Uhr sowie nicht dringliche bis spatestens um 22 Uhr bei Valentina Ackermann ab-
zugeben. Bevor wir mit der Traktandenliste starten, kommen wir zu einem ernsten
Thema und ich bitte entsprechend um etwas mehr Aufmerksamkeit. Am 6. Februar um
vier Uhr in der Nacht wurde eine ungefahr 900-jahrige tektonische Spannung innerhalb
von knapp zwei Minuten entladen. Das fand in der anatolischen Verwerfung auf ca.
300 Kilometern statt — man muss sich das vorstellen, das ist ungeféahr quer durch die
Schweiz — und hat mehr oder weniger einen ganzen Bereich eines Landes durcheinan-
der gebracht und aufgerissen. Das Resultat ist absolut verheerend. Die Bevdlkerung
vor Ort wurde aus dem Schlaf gerittelt, konnte nicht mehr darauf reagieren und wurde
teilweise im Schlaf lebendig begraben. Es gab gemé&ss meinen letzten Informationen —
ich bitte um Verstandnis, es ist schwierig herauszufinden — tber 40 000 Tote und es
sind tausende von H&ausern eingestirzt — dazu habe ich keine genauen Informationen
gefunden — und das bei eisiger Kélte von bis zu minus zehn Grad Celsius. Das bedeutet,
dass die Uberlebenden dort vor dem Nichts stehen, im besten Fall kénnen sie sich in
ihre eigenen Autos zurtickziehen, die hoffentlich dort noch herumstehen und nicht auch
begraben worden sind oder sie haben in temporaren Zelten oder anderen Notlésungen
Unterschlupf gefunden. Die Uberlebenden stehen — nebst dem tragischen Verlust ihrer
Angehdrigen, Freunden und Bekannten — vor dem Nichts. IThr Hab und Gut wurde be-
graben und ist buchstablich weg. Die Bilder und Erzahlungen, die man in den Medien
sieht, machen mich persdnlich sprachlos. Ich méchte darum im Namen des Stadtrats —
ich denke, ich spreche fur alle in diesem Raum — meine tiefe Betroffenheit aussprechen
und in unser aller Namen unser herzliches Beileid aussprechen an alle die Menschen,
die in diesen Trimmern Familie, Freund*innen und Bekannte verloren haben. Ich
mochte den Stadtrat daher um eine Schweigeminute fir die Verstorbenen bitten.

Schweigeminute.

Das Ratssekretariat und ich wurden von Mitgliedern des Stadtrats gebeten, eine Spen-
denaktion zu organisieren. Das machen wir sehr gerne. Sie finden auf dem Pult ein
entsprechendes Formular, anhand dem Sie das erste und/oder zweite Sitzungsgeld
spenden konnen. Wir stellen dieses Geld Uber das Schweizerische Rote Kreuz den
Hinterbliebenen und Opfern des Erdbebens in der Turkei und in Syrien zur Verfligung.
Vielen Dank fur das Mitmachen.

Bevor wir beginnen, méchte ich noch eine persdnliche Erklarung abgeben. Es ist mir
wichtig, folgendes nach den Geschehnissen am Ende der letzten Sitzung loszuwerden:
Mir personlich hat das zu schaffen gemacht. Ich habe den Anspruch an mich selber,
dass hier alle angehort werden und alle sprechen dirfen. Ich habe im Nachhinein mit
vielen Leuten dariber geredet, die Sitzungsaufnahmen gehért, meine Reaktion hinter-
fragt und mich beziiglich des Vorwurfs oder Verhinderung der freien Meinungsausse-
rung hintersinnt. Es ging mir nicht um den Inhalt, der dort gedussert wurde. Ich appel-
liere an den parlamentarischen Anstand, den ich hier versuche zu vertreten und zu
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verteidigen und nicht um gewisse inhaltliche Aussagen. Es ist mir wichtig, dass ich
intervenieren darf und muss, wenn Worter verwendet werden, die im allgemeinen
Sprachgebrauch nicht normal und herablassend sind oder als abschatzig gelten. Zudem
wurden andere Fraktionen bewusst und gezielt beleidigt. Diese Art von Voten toleriere
ich in meiner Amtszeit in diesem Saal nicht und bitte alle Stadtratinnen und Stadtrate
instandig, dieser Bitte nachzukommen, damit wir den parlamentarischen Anstand und
den respektvollen Umgang mit den Mitmenschen im Saal leben kénnen. Im gleichen
Atemzug mochte ich aber auch an die Meinungsfreiheit appellieren: Es ist undemokra-
tisch und unndtig, jede Aussage der gegeniiberliegenden Seite, bei der man nicht glei-
cher Meinung ist, mit einem Vergleich zum dritten Reich zu kommentieren. Das ist nicht
okay und ich méchte mich diesbeziglich entschuldigen, dass ich bei diesem Umstand
nicht interveniert habe. Das ging mir durch die Lappen und ist mir erst aufgefallen, als
ich mir das Ganze nochmals angehdrt habe. Ich hatte fir diese Aussage ebenfalls eine
Verwarnung aussprechen und daran appellieren sollen, bei der Sache zu bleiben.
Meine Aufgabe in diesem Rat ist es wie gesagt, das Reglement zu vertreten und in
diesem Reglement haben wir uns auf die Fahne geschrieben, dass wir zur Ordnung
aufrufen, wenn jemand den parlamentarischen Anstand missachtet. Das sind konkret:
Beleidigende Ausserungen, bei einem Thema nicht zur Sache sprechen, die Redezeit
Uberschreiten — da interveniere ich sowieso —, verletzen von irgendwelchen Verfah-
rensvorschriften oder Leute in diesem Saal bewusst zu beleidigen und unter dem Strich
mit einem Verhalten Verhandlungen zu stéren. Das ist meine Erklarung dazu. Ich hoffe,
dass wir die bevorstehende Traktandierung — ich habe die Traktanden bewusst wieder
so auf die Traktandenliste genommen — ohne Zwischenfalle und mit gegenseitigem
Respekt weiter diskutieren kénnen. Wir kommen damit zum Traktandum Nummer 1.

2022.SR.000194

1 Finanzkommission (FIKO): Ersatzwahl

Prasident Hoekstra: Es geht um die Ersatzwahl fir Jemima Fischer in die Finanzkom-
mission. Die Fraktion AL/PdA schlagt Raffael Joggi zur Wahl vor. Gibt es andere Wabhl-
vorschlage? Das ist nicht der Fall, dann stimmen wir mittels Handerheben dartber ab.

Wahl

2022.SR.000194

Einstimmige Wahl: Raffael Joggi

2022.SR.000195

2 Spezialkommission Kooperation Bern (SPEZKO.KOBE): Ersatzwahl eines
stellvertretenden Mitglieds

Prasident Hoekstra: Es geht um die Ersatzwahl fir Jemima Fischer als stellvertreten-
des Mitglied in der Spezialkommission SPEZKO.KOBE. Nominiert ist Eva Chen. Es gibt
keine weiteren Wahlvorschlage. Wir stimmen auch hier mittels Handerheben ab.

159




Protokoll 04 | Stadtrat vom 16.02.2023

Wahl

2022.SR.000195

Einstimmige Wahl: Eva Chen

Prasident Hoekstra: Bevor wir zu Traktandum 3 kommen, mdchte ich nach Rickspra-
che mit der entsprechenden Kommission fragen, ob zu Traktandum 15 — Tierpark und
der Ersatz der Haustechnik im Vivarium — Diskussionsbedarf besteht? Das scheint nicht
der Fall zu sein. Ich habe von der offiziellen Sprecherin gehért, dass sie auf ein Votum
fur die Kommission verzichtet. Es ist aber ein Ersatz angemeldet, und zwar Bernadette
Hafliger.

Traktanden 15 und 16 werden vorgezogen.
2021.SUE.000082

15 Tierpark Bern: Ersatz Heizung-Luftung-Kuhlung-Sanitar-Energie Gebaude-
automation (HLKSE GA) Haustechnik Vivarium; Baukredit

Bernadette Hafliger (SP) fur die RWSU: Ich kann es ganz kurz machen: Die ganze
Haustechnik im Vivarium des Tierparks muss vollstandig erneuert werden. Sie hat die
Lebensdauer nach 35 Jahren eigentlich schon langst Uberschritten und kann im Mo-
ment nur noch dank guter Wartung von ausserst fahigen Service-Leuten weiterbetrie-
ben werden. In der Zwischenzeit lassen sich aber kaum mehr Ersatzteile fur diese An-
lage finden, was das Ausfallrisiko massiv erhdht. So ein Ausfallrisiko — das kann sich
jeder und jede vorstellen — ware verheerend. Zudem ist die Energiebilanz der alten
Anlage alles andere als optimal und die aktuellen Brandschutzvorschriften kénnen nicht
mehr eingehalten werden. Der Ersatz der Haustechnik im Vivarium ist also zwingend
notwendig. Mit einer neuen Anlage kann zudem der Gesamtenergieverbrauch des Tier-
parks um 18 Prozent gesenkt werden. Gemass dem Reglement lGiber den Tierpark Déahl-
holzli aus dem Jahr 2014 sind Infrastrukturanlagen zu 100 Prozent Uber Stadtmittel zu
finanzieren. Der Ersatz der Haustechnik fallt unter diese Kategorie. Nicht klar geregelt
ist im Reglement, wer die zusatzlichen Abschreibungskosten zu tragen hat. Das hat
dann auch einige Fragen in der Kommission aufgeworfen. Diese Kosten wirden die
Sonderrechnung des Tierparks mit 116 000 Franken pro Jahr belasten. Damit wirde
der Saldo der Spezialfinanzierung auf minus 0,5 Mio. Franken sinken. Aus diesem
Grund wird nebst dem Baukredit des Gemeinderats beantragt, den stadtischen Beitrag
an die Sonderrechnung um diesen Betrag zu erhdhen. In der RWSU war das Geschéaft
vollig unbestritten. Die Kommission empfiehlt dem Stadtrat einstimmig, dem Baukredit
von 2,9 Millionen Franken zulasten der Investitionsrechnung zuzustimmen. Gleichzeitig
soll der stadtische Beitrag an die Sonderrechnung fir die zuséatzlichen Abschreibungs-
kosten um 116 000 Franken pro Jahr erhéht werden.

Prasident Hoekstra: Es wurde kein Diskussionsbedarf angemeldet, deshalb hat zum

Schluss noch der Gemeinderat das Wort. Er verzichtet. Wir missen dariiber abstim-
men, weil das Geschéaft dem fakultativen Referendum unterliegt.
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Abstimmung

2021.SUE.000082

Annahme

Ja 59

Nein 1

Enthalten 3 Namensliste 003

Prasident Hoekstra: Es wurde angeregt, dass wir dieses Vorgehen auch bei den Trak-
tanden 14 und 16 probieren. Traktandum 14 ist ebenfalls ein Geschaft, das in der Kom-
mission absolut unbestritten war. Es ist auch niemand angemeldet fir ein Kommissi-
onsvotum. Ist das Geschaft bestritten oder besteht dazu Diskussionsbedarf? Das Trak-
tandum 14 ist bestritten, somit lassen wir es gemass Traktandenliste stehen. Ich frage
noch zu Traktandum 16: Ist das bestritten? Es geht darin um das Polizeiinspekto-
ratsprojekt ImageLink (ARTS). Besteht Diskussionsbedarf? Das scheint nicht der Fall
zu sein. Die Kommissionssprechenden kdnnten noch etwas dazu sagen. Michael Sutter
verzichtet. Auch der Gemeinderat verzichtet auf ein Votum.

2022.SUE.000064

16 Polizeiinspektorat: Projekt ImageLink (ARTS), Upgrade Dossiermanage-
ment; Investitionskredit/Verpflichtungskredit

Prasident Hoekstra: Das Geschaft ist, weil es nicht dem fakultativen Referendum un-
tersteht, so genehmigt. Vielen Dank, wir konnten somit bereits zwei Geschafte abbauen
und kommen zuriick zur ordentlichen Traktandenliste und somit zu Traktandum 3.

Abstimmung

2022.SUE.000064

Annahme

2022.SR.000208

3 Dringliche Motion Erich Hess (SVP): Keine Subventionen fur Zwangsheira-
ten

Erich Hess (SVP), Einreichender: Zwangshochzeiten, die in stadtisch mitfinanzierten
Gebauden stattfinden, kommen aus meiner Sicht nicht in Frage. Der Gemeinderat
schreibt in seiner Antwort, dass eine zusatzliche Vereinbarung unterschrieben wurde,
damit die verschiedenen Sekten dort in Zukunft keine Zwangsheiraten mehr durchfih-
ren. Aber was bringen solche Vereinbarungen? Gar nichts, sie sind nicht einmal so viel
Wert wie das Papier, auf dem sie stehen. Es braucht keine Vereinbarungen, das Gesetz
schreibt bereits heute alles vor. Vereinbarungen und Vertrage kann man Uber Dinge
machen, die innerhalb des Gesetzes liegen und nicht Giber Dinge, die ausserhalb liegen,
also solche, die bereits illegal sind. Ich weiss nicht, ob der Gemeinderat hier sogar
Zwangsbeschneidungen von Madchen decken wiirde, wenn er kénnte. Wirde er auch
dort einfach Gras dartber wachsen lassen und sagen, dass man eine Vereinbarung
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unterzeichnen lassen werde, damit das nicht mehr gemacht wird. Wir missen von An-
fang an schauen, dass sich die Leute an unsere Gesetze und Gebrduche halten, die
wir in der Schweiz haben. Wir sind ein christlich abendléndisches Land. Wir haben
Landeskirchen und alle anderen haben sich an unsere gesetzlichen Gegebenheiten
anzupassen. Ich bin nicht der Meinung, dass niemand etwas anderes glauben darf, er
soll aber andere nicht damit bel&stigen. Man soll mit seinem Glauben ganz sicher nicht
gegen das Gesetz verstossen. Der Gemeinderat hat urspringlich gesagt — so wie es
anno dazumal beschlossen wurde —, dass es eine Anschubfinanzierung sei. Der An-
schub ist schon lange durch und es braucht sie schon lange nicht mehr. Darum kdnnte
man das Geld bereits seit langem vollkommen streichen. Wir missen auch schauen,
dass wir nicht andere Religionen unterstiitzen, wie das die Landeskirchen tun. Bereits
dort geht es mir zu weit, es gibt dort eine Zwangsfinanzierungen. Man ist beispielsweise
als juristische Person gezwungen, Kirchensteuern zu bezahlen, da man als juristische
Person nicht aus der Kirche austreten kann. Das ist aus meiner Sicht nicht richtig, aber
gerade nicht das Thema hier im Saal, daran kdnnen wir nichts &ndern. Das ist ein Prob-
lem auf kantonaler Stufe und ich hoffe, dass der Kanton irgendwann einmal etwas un-
ternimmt. In anderen Kantonen ist das bereit méglich. Ich bitte euch darum, hier ein
klares Zeichen zu setzen: Jeder soll seinen Glauben haben, aber es soll sich auch jeder
an die Schweizer Gesetze halten. Somit sollen meiner Meinung nach keine anderen
Religionsgemeinschaften finanziell unterstiitzt werden, vor allem dann nicht, wenn sie
sich nicht ans Recht halten.

Prasident Hoekstra: Es gibt keine weiteren Fraktions- oder Einzelvoten und auch der
Gemeinderat verzichtet auf ein Votum. Wir kommen zur Abstimmung. Die Motion wurde

nicht in ein Postulat gewandelt, wir stimmen Uber die Motion als Richtlinie ab.

Abstimmung

2020.SR.000201

Ablehnung

Ja 7

Nein 60

Enthalten 0 Namensliste 004

2022.PRD.000025

4 Leistungsvertrage mit Kulturinstitutionen fiir die Leistungsvertragsperi-
ode 2024 - 2027; Verpflichtungskredite (Abstimmungsbotschaft)

Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10.

Prasident Hoekstra: Bevor ich das Wort Ubergebe, gehe ich kurz die Traktanden
durch. Zu Traktandum 6: Ist das Postulat bestritten? Es geht hier um das Postulat be-
ziglich Leistungsvertragen subventionierter Hauser. Es ist bestritten. Zu Traktandum
7: Auch diese Motion der SP/JUSO-Fraktion ist bestritten, so auch die Motion unter
Traktandum 8. Unter Traktandum 9 haben wir ein Postulat der Fraktion SP/JUSO zur
Informationspflicht zu Lohnstruktur und Gagenentrichtung in Berner Kulturinstitutionen,
auch dieses ist bestritten.
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Barbara Keller (SP) fur die SBK zu Traktandum 4: Wir reden heute Uber die Leistungs-
vertrdge mit den Kulturinstitutionen als wichtigen Bestandteil der Kulturbotschaft. Die
Kulturbotschaft wird nicht zur Kenntnis genommen. Deshalb sind auch keine Planungs-
erklarungen zur Kulturbotschaft méglich. Man hat das Geschéaft am 23. Januar 2023 in
der SBK beraten. Es war eine ausfuhrliche Debatte. Ich beschranke mich im Kommis-
sionsvotum auf Diskussion und Fragestellungen aus der Kommission und gebe nicht
den Vortrag wieder, den ihr ja sicher alle gelesen habt. Als erstes méchte ich mich noch
bei der Stadtverwaltung bedanken, vor allem bei Franziska Burkhardt, die uns bei allen
Fragen sehr behilflich war. Wir haben in der Kommission zuerst die Gibergeordnete Dis-
kussion gefiuhrt und sind dann auf die einzelnen Kulturinstitutionen und somit auf die
einzelnen Leistungsvertrage eingegangen. Ich halte diesen Ablauf auch im Kommissi-
onsvotum entsprechend ein. Wir haben diskutiert, dass in der Kulturbotschaft mehrmals
der Ausdruck der branchenublichen Lohne vorkommt. Die sind je nach Sparte sehr un-
terschiedlich. So hat zum Beispiel die Sparte Tanz und Theater einen sehr starken
Berufsverband. Es gibt klare fixe Minimalléhne, bei der bildenden Kunst hingegen gibt
es das fast nicht. Es gibt Leitlinien, die so kompliziert sind, dass sie niemand versteht
und vor allem werden sie bis jetzt auch kaum umgesetzt. Wir erwarten von den Institu-
tionen, dass sie sich mindestens an die Minimalvorgaben der Berufsverbdnde halten.
Es wurde kritisiert, dass die brancheniblichen Léhne in vielen Fallen das Uberleben
nicht garantieren. In der Kulturbotschaft wird aber aufgefiihrt, dass die Stadt Bern fir
die Einhaltung der sozialen Sicherheit Stichproben durchfihren wird. Der Hebel fur
Konsequenzen bei nicht Einhaltung der Vorgaben ist heute sehr klein, da die Ressour-
cen nicht wirklich vorhanden sind. So kann das Controlling leider nicht systematisch
durchgefiihrt werden. Es kam zudem die Frage auf, wie die Transparenz und die Mel-
depflicht gegeniber der Stadt gewéhrleistet wird, insbesondere bei schwierigen Situa-
tionen wie sexuellen Ubergriffen, die in letzter Zeit leider vorgekommen sind. Es ist so,
dass diese bereits heute in Vertragen verankert sind und Kultur Stadt Bern in Zukunft
in den jahrlichen Controlling-Systemen entlang eines Fragebogens gezielt nach schwie-
rigen Situationen fragen wird.

Zu den spartentbergreifenden Experten*innen-Kommissionen: Weil die Kulturprodukti-
onen vermehrt spartentbergreifend sind und man keine klaren Trennungen vornehmen
kann, soll kinftig eine grosse Kommission Uber alle Sparten hinweg entscheiden. Wir
haben diskutiert, wie eine spartenibergreifende Expert*innen-Kommission tber alle
Disziplinen hinweg genug Fachwissen haben kann. Wir erhielten von der Verwaltung
diesbeziiglich die Antwort, dass die aktuellen Mitglieder der Spartenkommissionen
auch Teil der neuen Kommission sein werden. Die spartenibergreifende Kommission
wird durch Mitglieder mit anderen Perspektiven und Expertisen erganzt, die es heute
so noch nicht gibt. Die bildende Kunst ist eine der Sparten, die Angst hat, zu kurz zu
kommen. Man beflirchtet, dass sie in Zukunft noch schlechter wegkommen, wenn die
Kommission noch grésser und breiter wird, dies weil die bildende Kunst bereits heute
ein sehr breites Feld ist. Wie wird diesen Beflurchtungen Rechnung getragen? Die Un-
terschiede der Spartenbeurteilungen seien historisch gewachsen und heute schwer zu
beurteilen. Deshalb sei es ab 2024 auch angedacht, dass ein Monitoring nach Sparten
durchgefihrt wird, um zu sehen, wie sich die Forderung nach Sparten entwickelt, damit
man eingreifen kdnnte, wenn sich etwas nicht so entwickeln sollte, wie es vorgesehen
ist.

Dann haben wir auch noch tber den Kredit Stadtentwicklung durch Kultur geredet. Die
neue Kulturbotschaft soll mehr Transparenz in der Kultur schaffen. In diesem Zusam-
menhang wurde gefragt, was denn mit diesem Kredit fir Stadtentwicklung durch Kultur
von 75 000 Franken ist, Gber den das Stadtprasidium selber befinden kann. Die Antwort
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lautete, dass es hier um kleinere Beitrdge gehe und die Liste auch 6ffentlich einsehbar
und somit transparent sei. Die Beitrdge werden zwar nicht durch eine Kommission be-
schlossen, aber durch Fachspezialist*innen. Die Verwaltung schaut das Gesuch zu
funft an und empfiehlt es anschliessend zur Forderung. Es sei nicht so, dass der Stadt-
prasident im stillen Kédmmerlein allein Giber die Gesuche entscheiden wirde.

Wir haben des Weiteren Uber Mieten geredet, die in verschiedenen Leistungsvertragen
teilweise Gbernommen werden. Es war uns in der Kommission nicht ganz klar, wie die
Betrédge zustandekommen. Teilweise werden sehr hohe Mieten ilbernommen, teilweise
sind es eher symbolische Betrédge, die verrechnet werden. Uns wurde zugesagt, dass
wir noch naher Uber das Zustandekommen dieser Mietbeitrage informiert werden. Das
ist bis heute aus meiner Sicht noch nicht passiert. Vielleicht wird das heute vom Stadt-
prasidenten nachgeholt.

Schliesslich kam die Frage auf, was sich in der Kulturbotschaft seit der Vernehmlas-
sung verandert habe. Wir waren namlich zuerst sehr froh, dass der Vortrag im Vergleich
zu den Vorjahren sehr ausfihrlich ausgefallen ist. Das war ein Punkt, der vor vier Jah-
ren kritisiert wurde. Aus Sicht der Kommission war es jetzt viel besser nachvollziehbar,
was von Seiten der Leistungsvertragspartnern beantragt wurde. Wir haben zudem auch
die Begriundung erhalten, weshalb auf einige Antrage eingegangen wurde und auf an-
dere nicht. Was hingegen weniger nachvollziehbar war, war die Veranderung in der
Kulturbotschaft. Uns wurde mitgeteilt, dass neu explizit das Museumsquartier erwahnt
wurde sowie die Freiheit der Kunst. Anscheinend ist nicht selbstverstandlich, was da-
runter gemeint ist. Es ist jetzt auch noch eingeflossen, was man darunter verstehen
kann. Gerade bei der Projektférderung geht es eben nicht darum, dass nur noch Pro-
jekte gefordert werden, bei denen es um Themen wie Nachhaltigkeit, Diversitat oder
dergleichen geht, sondern auch darum, dass kiinstlerische Qualitat und Freiheit ge-
wahrleistet werden kann.

Dann haben wir noch den Artikel 15a diskutiert. Es ging dabei um die Kirzung der
Abgeltung bei schwieriger Finanzlage. Diese Klausel ist in den Leistungsvertragen so
enthalten und es wurde auch nie erwahnt, dass diese geméass einer Planungserklarung
in samtlichen Vertragen hatte gestrichen werden sollen. Bei den Gesprachen mit den
verschiedenen Kulturinstitutionen ist aufgefallen, dass diese Klausel sehr oft negativ
aufgefuhrt wird. Wir haben daher auch nachgefragt, wie das ist, ob das jetzt weiterhin
immer Bestandteil sein wird. Der Gemeinderat hat uns geantwortet, dass er entschie-
den habe, dass die Klausel in den stadtischen Vertragen weiterhin vorhanden sein wird.
Die Begriindung, die in der Kommission erértert wurde, ist, dass 2020 und 2021 gespart
werden musste und bei der Kultur war das nur bei den laufenden Krediten mdglich,
nicht aber bei den Leistungsvereinbarungen, was zu einem Ungleichgewicht flhrte.
Hinzu kommt, dass die Kirzungen an sehr strenge Voraussetzungen gebunden seien.
Die Voraussetzungen waren in den letzten Jahren und vermutlich auch im laufenden
Jahr nicht erfillt gewesen. Somit wirde auch nicht gekirzt werden. Ich komme jetzt zu
den einzelnen Kulturinstitutionen. Auch hier gehe ich nicht auf alle ein, sondern nur auf
die, die wir in der Kommission diskutiert haben.

Das Robert-Walser-Zentrum: Der Gemeinderat hat eine Planungserklarung, die im
Stadtrat angenommen wurde, nicht bertcksichtigt und will die Beitrage weiterhin auf
50 000 Franken kirzen. Das kann er in seiner Kompetenz so beschliessen. Angesichts
der Planungserklarung des Stadtrats legt er uns den Beschluss jetzt aber vor und wir
kénnen trotzdem dariiber befinden. Unterdessen ist noch ein Antrag der Mitte-Fraktion
eingegangen. Der Antrag lag der SBK noch nicht vor und darum haben wir ihn auch
nicht explizit diskutiert. Ich habe aber bei der Verwaltung die Frage betreffend die Dauer
des Modells gestellt, das anscheinend nicht von allen gleich aufgefasst wird. Im Vortrag
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ist die Rede von 15 Jahren. Aber das Robert-Walser-Zentrum ist offenbar von einer
unbeschrankten Dauer ausgegangen. Ich habe gefragt, wie die Stadt mit dieser Diskre-
panz umgeht. Die Antwort lautete, dass die verschiedenen Wahrnehmungen schwer zu
Uberbriicken seien. Man habe versucht, sich auf die Fakten zu stitzen. In den ersten
Antrdgen und Diskussionen im Stadtrat sei von 15 Jahren die Rede gewesen. Zudem
sei es auch auf der Hand gelegen, dass sich der damalige Stadtprasident Alexander
Tschéppat nicht dazu verpflichten konnte, auf unbeschrankte Zeit 100 000 Franken zur
Verfigung zu stellen. Das obliegt dem Stadtrat. Ich habe auch noch gefragt, ob im
Berner Modell die Halbierung der BeitrAge dem Grundkonsens dieses Modells wider-
sprechen wirde. Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass er seiner Verpflichtung nach-
kommt. Es sei ein Fehler gewesen, dass die anderen Partner nicht vor der Vernehm-
lassung informiert worden seien, das sei aber jetzt nachgeholt worden. Die Stadt werde
die Diskussion zur Frage nach der Zukunft des Robert-Walser-Zentrums, konkret nach
den Ausgaben und der Finanzierung, gemeinsam mit den anderen Vertragspartnern
fiuhren. Das sei mit dem Kanton, der Burgergemeinde und dem Literaturarchiv so ab-
gesprochen worden.

Ich komme zu Buhnen Bern. Zu den Kiirzungen konnte man bereits viel in den Zeitun-
gen lesen. Buhnen Bern werden aufgrund der Klirzungen weg vom Repertoire -System
gehen und die Inszenierungen in einer Serie zeigen und danach absetzen. Durch die
wegfallenden Auf- und Abbauarbeiten und die geringere Anzahl an Vorstellungen redu-
ziert sich der technische Aufwand und dadurch wird es zu einem Stellenabbau beim
technischen Personal kommen. Bihnen Bern ist bereit, im Gesprach mit verschiedenen
Gewerkschaften je nach Branchenzweig den Abbau zu begleiten. Auch hier haben wir
in der Kommission Uber weitere, mogliche Kirzungen diskutiert, die schlussendlich
grossmehrheitlich verworfen wurden. Die Beitrage an Bihnen Bern —

Prasident Hoekstra: Barbara Keller, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Barbara Keller (SP): Noch ein letzter Satz. Das Fazit unserer Debatte in der SBK watr,
dass wir allen Gemeinderatsantrdgen grossmehrheitlich zustimmen, die Kommission
hat keine eigenen Antrage eingereicht.

Prasident Hoekstra: Es sind keine Kommissionsantradge eingegangen, auch nicht von
Minderheiten. Somit kommen wir zu den Einreichenden der Traktanden 5 bis 10. Ich
Ubergebe das Wort fur die Traktanden 5, 6, 7, 9 und 10 an Laura Binz.

Laura Binz (SP) fir die Einreichenden zu den Traktanden 5, 6, 7, 9 und 10: Zu Trak-
tandum 5: Es freut uns sehr, dass der Gemeinderat die Stossrichtung des Vorstosses
unterstitzt, was eigentlich im Jahr 2022 auch eine Selbstverstandlichkeit sein sollte.
Wir verlangen vom Gemeinderat mit diesem Vorstoss, dass die Diversitat auf allen Ebe-
nen konsequent umgesetzt wird. Wir erwarten, dass sich steuerfinanzierte Kulturange-
bote nicht nur an ein bildungsbirgerliches Publikum wenden, sondern an alle Gesell-
schaftsschichten. Die transkulturelle Offnung muss auf allen Ebenen gelebt werden.
Dafir muss man genauer hinschauen und analysieren, wie inklusiv unsere Kulturange-
bote sind, welche Projekte warum finanziert werden und welche nicht, und vor allem
auch, wer die Entscheidungen fallt. Ein entscheidendes Kriterium sind die Differenzer-
fahrungen, die Menschen wegen ihrer Herkunft, ihres Geschlechts, ihres Alters oder
ihrer sexuellen ldentitdt machen. Inklusiv sein heisst, die Programme auf ein anderes
Zielpublikum auszurichten und das Personal diverser zusammenzusetzen. Der Gemein-
derat mochte den Vorstoss als Postulat entgegennehmen, obwohl die Forderungen aus
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dem Vorstoss Eingang in die neue Kulturbotschaft und die Leistungsvertrage gefunden
haben. Die SP/JUSO-Fraktion halt darum an der Motion fest, denn es liegt uns viel
daran, dass auf Worte auch Taten folgen, die Punkte umgesetzt werden und im Con-
trolling sichtbar sowie Uberprifbar gemacht werden. Wir danken fir ihre Unterstiitzu ng.
Zu Traktandum 6: Mit dem Postulat "Mit Leistungsvertrdgen subventionierte Hauser
zeigen sich solidarisch mit selbststidndigen Kunstler*innen in Bern" fordern wir den Ge-
meinderat auf zu prifen, ob insbesondere Bithnen Bern — damals im Vorstoss hiess es
noch Konzert Theater Bern — ein Angebot initiieren kénnte, das vom Prinzip her &hnlich
funktioniert wie das Kulturbiiro, damit die Berner Kulturszene von der Infrastruktur von
Bihnen Bern profitieren kann. Ihr Equipment ist nicht stdndig in Gebrauch und kann so
weiteren Kulturschaffenden zur Verfigung gestellt werden, um den Gebrauch von bei-
spielsweise Kostimen, einem Fundus oder Fahrzeugen zu vergrdssern. So kdnnten
selbststandige Berner Kunstler*innen, die von der Stadt Bern gefdrdert werden, von der
Infrastruktur von Bihnen Bern fur einen symbolischen Betrag profitieren. Was bei Bih-
nen Bern in den Lagern und Fundus liegt, kdnnte in der freien Szene einen wichtigen
Unterschied machen. Der Prifauftrag beschrankt sich aber nicht nur auf Bihnen Bern.
Der Gemeinderat soll prifen, wie andere Kulturbetriebe mit einem stadtischen Leis-
tungsvertrag die freie Szene unterstiitzen kdnnten. Mit dieser einfachen und nieder-
schwelligen Massnahme kdnnen die freie Kulturszene unterstitzt, Kosten gesenkt und
die Vernetzung sowie die Sichtbarkeit in der Berner Kulturszene vergréssert werden.
Die Forderung nach verbesserter Vernetzung liegt bereits seit lAngerem auf dem Tisch.
Wir freuen uns, dass der Gemeinderat bereit ist, das Anliegen aufzunehmen und dan-
ken euch fur die Unterstltzung des Postulates.

Somit komme ich zu Traktandum 7 "Diversity in der Sparte Musik". Den Vorstoss haben
wir 2019 eingereicht und letztes Jahr wurde die Kritik laut, als bekannt wurde, dass das
Musikfestival Moon and Stars in Locarno nur Manner engagiert hat. In letzter Sekunde
wurde gemass meinen Informationen noch eine Musikerin engagiert, aber eben erst
aufgrund dieser Kritik. Daraufhin wurden andere Musikfestivals Gberprift. Der Frauen-
anteil ist natirlich nicht bei allen Festivals gleich 0, aber meistens auch nicht ausgegli-
chen. Der Vorstoss basiert auf einer Studie von Helvetia rockt, die einen Missstand
offentlich gemacht hat. Die Forderstrukturen sind nicht divers zusammengesetzt.
Dadurch werden weniger Musikerinnen engagiert. Helvetia rockt ist eine Koordinations-
stelle und Vernetzungsplattform fir Musikerinnen. Sie stellte vor ein paar Jahren fest,
dass Frauen in der Musikbranche signifikant unterreprasentiert sind. An den Musik-
schulen ist das Geschlechterverhaltnis noch ausgeglichen. Wenn man dann in die pro-
fessionellen Bereiche auf allen Ebenen hinein geht, findet man immer weniger Frauen
und da gilt es genauer hinzuschauen. Wer sitzt an den Hebeln der Macht, wer entschei-
det, welcher Kinstler oder welche Kinstlerin eingeladen wird. Auch bei der Vergabe
von Aufenthaltsstipendien an Musikerinnen muss den Lebensrealitaten von Frauen bes-
ser Rechnung getragen werden. Das heisst, dass Frauen respektive Stipendiatinnen
ihre Kinder mitnehmen missen kénnen und, dass Frausein als Musikerin nicht zum
Ausschlusskriterium wird. Wir danken auch hier dem Gemeinderat, dass er unsere An-
liegen ernst nimmt und die Ausschlusskriterien fur Frauen und auch andere Bevolke-
rungsgruppen unter die Lupe nimmt. Auch die Musikforderung muss sich diverser auf-
stellen. Wir danken dem Stadtrat fir die Unterstlitzung dieser Richtlinienmotion.

Zu Traktandum 9: Das Postulat nimmt die Informationspflicht zur Lohnstruktur und Ga-
genentrichtung in Berner Kulturinstitutionen mit mehrjahrigen Leistungsvertragen als
zentralen Aspekt auf. Wir fordern den Gemeinderat auf, fir Kulturinstitutionen mit mehr-
jahrigen Leistungsvertragen die Lohnstruktur und Gagenentrichtung jahrlich zu erfas-
sen und auch die Lohnschere innerhalb der Institutionen zu erheben. Unterschiede bei
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Lohn- und Gagenstruktur nach Geschlecht, Berufsgattung und Funktion sollen ebenso
aufgezeigt werden, wie die Einhaltung der hdochsten und tiefsten Léhne. Schliesslich
soll die Informationspflicht in die Leistungsvertrdge aufgenommen und im Rahmen des
Controllings Uberprift werden. Transparenz, was die Lohnstruktur und Gagenentrich-
tung angehen wird die Uberwindung von Missstanden foérdern. Der finanzielle Druck
und gleichzeitig die herrschende Unklarheit, was die Lohnstruktur in Berner Kulturinsti-
tutionen angeht, fuhrt zur Vermutung, dass viele stadtische Kulturbetriebe nur dank
tiefen L6hnen und unbezahlter Arbeit tberleben. Fehlende Transparenz bei Lohnstruk-
tur und Gagenentrichtungen férdert das System der Selbstausbeutung, also Léhne oder
Gagen unter dem Existenzminimum. Kultur Stadt Bern hat branchenibliche Léhne als
Voraussetzung fir mehrjahrige Leistungsvertrage definiert. Das ist sehr positiv. Gleich-
zeitig hat sie aber nach eigenen Angaben nur beschréankt Einsicht in die Lohnstruktur
der Institutionen. Es gibt durchaus Kulturinstitutionen, die die Lohntransparenz bereits
fordern. So haben zum Beispiel das Theaterfestival auawirleben oder das Schlachthaus
Theater die Lohnstruktur transparent gemacht. Das ist aber noch nicht die Regel. Wir
sind froh, dass auch hier der Gemeinderat den Handlungsbedarf erkannt hat und bereit
ist, das Postulat entgegenzunehmen und wir bitten auch euch, dem Postulat zuzustim-
men.

Zu Traktandum 10: Zur Motion "Kornhaus als Kulturhaus". Die Motion fordert, dass die
Kornhausbibliothek zum frihestmdglichen Zeitpunkt ins Parterre des Kornhauses ein-
ziehen soll und, dass sich das Kornhaus als Kultur- und Berner Literaturhaus etabliert.
Zudem verlangt die Motion, dass die Stadt die Kornhausbibliothek bei der Entwicklung
des neuen Konzepts unterstiitzen soll. Als die Motion im September 2019 eingereicht
wurde, waren die Details zum Mietvertrag der Stadt mit Bindella noch nicht bekannt.
Inzwischen wissen wir, dass der Mietvertrag inklusive Optionsrecht bis 2040 lauft. Aus
unserer Perspektive ist das eine verpasste Chance fur die Stadt, ein neues Konzept
einer Bibliothek als stadtisches Kulturhaus — das funktioniert tGbrigens vielerorts sehr
gut, beispielsweise die Biblioteca Salaborsa in Bologna — auch in Bern umzusetzen.
Wir sind aber auch der Ansicht, dass es keinen Sinn macht, jetzt Forderungen fur die
Nutzung der Kornhausbibliothek ab 2040 zu machen. Wir ziehen darum die Punkte 1,
3 und 4 zurick. Hingegen freuen wir uns, dass der Gemeinderat Punkt 2 als Postulat
entgegennehmen und die Kornhausbibliothek bei der Entwicklung von neuen Modellen
unterstiitzen méchte. Vielleicht noch eine Bemerkung: Die Digitalisierung ist dabei nur
eine Entwicklung, die einbezogen werden muss. Es zeigt sich, dass Blicher und Biblio-
theken durchaus immer noch ein Erfolgsmodell sind und die Zahlen von ausgeliehenen
Buchern im Moment eher steigen als sinken. Wir wandeln den Punkt 2 in ein Postulat
und freuen uns auch da um Unterstiitzung.

Ursina Anderegg (GB) fur die Einreichenden zu Traktandum 8: Bei dieser Motion geht
es um Gleichstellung und Lohntransparenz in den Theaterbetrieben, da wir grundséatz-
lich nach wie vor grosse Probleme haben bei der Gleichstellung von Frauen und Méan-
nern, abgesehen davon auch in vielen anderen Bereichen. Das ist aber jetzt nicht das
Thema, das ist klar. Das gilt deshalb grundsatzlich, aber auch fir Kulturbetriebe.
Grosse Theaterhauser, in die sehr viele 6ffentliche Gelder fliessen, fallen leider immer
wieder negativ auf, im europdischen Raum, in der Schweiz und zum Teil auch in Bern.
Ungleiche Verteilung beider Geschlechter in Gremien, schockierende Skandale betref-
fend sexistische und Gbergriffige Kulturen, inklusive zum Teil unglaublich unbeholfenem
Umgang damit, intransparente Entscheidungsstrukturen und so weiter und so fort. Ein
paar dieser Misterchen kommen uns hier bekannt vor. Ich rede konkret von Biihnen
Bern. Wir nehmen darum in dieser Motion Theaterbetriebe in den Fokus und wir fordern,
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dass in den Leistungsvertrdgen ein Geschlechterrichtwert von 50 Prozent FINTA-Men-
schen in den Geschéftsleitungen festgehalten wird, dass Transparenz tber die Zusam-
mensetzung — also Kriterien und Personen der Gremien, die Uber Intendanzen ent-
scheiden mussen — herrschen und, wir wollen vor allem auch Lohntransparenz. Seit der
Einreichung der Motion ist bereits einiges in Gang gekommen. Letzten November zum
Beispiel konnten wir vernehmen, dass der Kanton Richtlinien fur Lohntransparenz ver-
abschiedet hat, also die Offenlegung und Bekanntmachung von Spitzenldhnen. Das
betrifft auch grosse Kulturhduser in Bern, ndmlich die, die vom Kanton mitfinanziert
werden. Es sind dabei eindrickliche und teilweise erstaunlich hohe L6éhne zum Vor-
schein gekommen. Die Offenlegung der Spitzenldhne ist sicher ein wichtiger und rich-
tiger Schritt. Wir finden es super, dass der Kanton diesbezuglich vorausgeht. Es
braucht aber dartber hinaus natirlich auch Mdglichkeiten, innerhalb von Institutionen
die Spitzenléhne ins Verhéltnis zu den tiefen Léhnen zu setzen, damit anschliessend
die Diskussionen auch gefuhrt werden kénnen, wie man mit diesen Lohnscheren um-
geht. Wir finden, dass die Stadt daran weiterarbeiten und auf eine vollstandige Lohn-
transparenz und entsprechende Analysen hinarbeiten kann. Es gibt bereits Institutio-
nen, die heute erwdhnt wurden, wie zum Beispiel das Theaterfestival auawirleben oder
das Schlachthaus Theater, die mit sehr gutem Beispiel vorangehen. Wir begrissen es,
dass der Gemeinderat bereit ist, unsere Forderungen aufzunehmen, auch hinsichtlich
anderer Kultursparten, also nicht nur im Theaterbereich. Allerdings bleibt er leider in
der Antwort auf die Motion recht unkonkret und geht nicht wirklich auf die ganzen kon-
kreten Forderungen ein, die wir gestellt haben. Wir hoffen, dass er sehr konkret vor-
warts macht und es nicht bei einem Lippenbekenntnis bleibt. Wir sind darum auch sehr
froh um das Postulat der SP/JUSO. Da geht es um eine ahnliche Thematik und ein Teil
dieser Forderungen wird dadurch konkreter: Es geht nicht nur um die Gleichstellung —
also nur in Anfihrungs- und Schlusszeichen — von Mannern und Frauen, sondern geht
es in dieser Frage der Lohntransparenz auch um die Verteilung zwischen den hohen
und den tiefen Lohnen, also eben um die Lohnschere. Dass wir im Kulturschaffen ein
Problem von sehr prekarisierten Arbeitsbedingungen haben, ist unterdessen endlich in
vielen Kopfen angekommen und das wurde auch vom Gemeinderat in der Kulturbot-
schaft anerkannt. Es besteht ein dringender Handlungsbedarf bei den sozialen Absi-
cherungen von sehr vielen Kulturschaffenden. Die Prekarisierung war bereits vor der
Pandemie vorhanden, einfach grosstenteils im Unsichtbaren. Die Folge der Corona-
massnahmen haben die Situation fiir viele Menschen noch um einiges verscharft. Eine
transparente Erhebung von Lohnstrukturen und vor allem auch von Gagenentrichtung
in den Kulturinstitutionen sind ein wichtiges Instrument, um an diesem Thema weiter-
zuarbeiten. Es braucht aber dariiber hinaus auch mehr Bestrebungen gegen die Pre-
karisierung, auch zum Beispiel in den freien Férderungen, die auf Papier jetzt auch
einmal auf dem Tapet sind. Wir wollen aber deutlich festhalten, dass in der politischen
Diskussion, die wir zusammen fihren, weiterhin ein grosser Denkfehler bei diesem
Thema vorliegt. Wir kénnen es auf dem Papier alle gut finden, dass wir uns bei den
Institutionen eine Absichtserklarung geben und fir die direkte Férderung eine Verbes-
serung der sozialen Absicherung festhalten. Das hat aber logischerweise auch zur Kon-
sequenz, dass Mehrkosten entstehen, wenn wir die gleichen Leistungen aufrechterhal-
ten wollen. Wir kdnnen nicht probieren, Lohne und Gagen anzuheben, ohne dass wir
dazu bereit waren, auch mehr Geld in die Hand zu nehmen. Wir wissen aber auch alle,
dass eine grosse Mehrheit des Rats in den Spardiskussionen rund um die ganzen Kul-
turtopfe Sparmassnahmen mitgetragen hat. So beispielsweise auch die Einreichenden
des von mir erwéhnten Postulats, namlich die SP/JUSO-Fraktion. Sie haben die Spar-
massnahmen auch zu einem grossen Teil mitgetragen. Dieses Sparen fuhrt nun aber
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zu einem doppelten Effekt des Leistungsabbaus. Wir finden das eine widerspruchliche
Haltung und verurteilen das. Wir fordern darum, dass wir die Topfe mittelfristig wieder
aufstocken, um genau dieses Ziel zu erreichen und die Prekarisierung zu bekdmpfen.
Wir werden das entsprechend in der Budgetdebatte wieder einbringen. Wir bedanken
uns bei euch fur das Mitiiberweisen der Motion, dem Postulat der SP/JUSO stimmen
wir zu.

Tom Berger (FDP) fur die Fraktion: Bern bezeichnet sich als Kulturstadt und das ist
auch gut so. Unsere Fraktion anerkennt die Kultur als 6ffentliches Gut und bejaht grund-
satzlich, dass die Unterstiitzung durch die offentliche Hand fliesst. Ein vielfaltiges Kul-
turangebot erhoht die Attraktivitat des Standorts der Bundesstadt. Die Kultur hat aber
auch ganz viele bildungstechnische und soziale Komponenten, die fur uns als Gesell-
schaft unabdingbar sein. Wenn ihr nicht wisst, von was ich rede, denkt mal zurtick, was
euch in der Pandemie als erstes gefehlt hat. Ich denke, bei vielen wird das der Besuch
einer kulturellen Veranstaltung gewesen sein.

Die offentliche Hand kann die Kultur aber nicht nur férdern, sie kann sie auch verhin-
dern oder zumindest behindern, dies zum Beispiel in Form von komplizierten und auf-
wendigen Bewilligungsverfahren oder mit einschneidenden Auflagen zur Durchfihrung
von Projekten. Wir rufen die Stadt Bern weiterhin dazu auf, die Hirden fir solche Pro-
jekte wo immer mdglich, weiter zu reduzieren und so zuzulassen, dass auch Kulturpro-
jekte wenn immer maoglich finanziell selbst tragend durchgefuhrt werden kdnnen. Mit
der Kulturbotschaft 2020-2023 wurden die Gelder, die man der Kultur zur Verfligung
stellt, massiv aufgestockt. Unsere Partei hat schon damals darauf hingewiesen, dass
diese Subventionen mittelfristig nicht finanziert werden kénnen. Nun habt ihr in den
letzten 18 oder 24 Monaten eindricklich gesehen, dass es in der Politik etwas vom
Schwierigsten ist, einmal gesprochene Subventionen nur minimalst wieder zu reduzie-
ren. Einfach, dass es klar ist: Es wurde haufig Uber Sparmassnahmen, manchmal sogar
Uber den Kahlschlag in der Kultur gesprochen. Aber bevor wir heute Abend abstimmen,
sind wir bei 33 079 534 Franken, die die Stadt Bern weiterhin Jahr fur Jahr fir die Kultur
ausgeben wird. Das ist immer noch mehr Geld, als wir in der vorherigen Periode 2017
bis 2020 ausgegeben haben. Also kann von einem Kahlschlag keine Rede sein. Ich
muss kein Prophet sein, um zum Schluss zu kommen, dass der Betrag heute Abend
noch minimal erhdéht werden wird. Man zieht gerne Vergleiche zwischen den Subven-
tionen der Stadt Bern und denjenigen von anderen Stadten. Diesbezliglich muss man
immer ehrlich sein: In Bern sind es ja nicht nur die 33 Millionen Franken der Stadt. Bei
den tripartit finanzierten Kulturprojekten kommen Beitrdge der Regionalkonferenz und
des Kantons hinzu. Gemessen an der Grosse der Stadt ist Bern die Stadt in der
Schweiz, die pro Einwohnerin und Einwohner am meisten fir die Kultur ausgibt. Ver-
steht mich nicht falsch, das ist auch gut so, wir sind eine Kulturstadt. Auch wenn es
heute Abend nicht um die Kulturbotschaft als solche geht, trotzdem ein kurzer Kom-
mentar dazu: Wir haben die Kulturbotschaft in der Vernehmlassung in fast allen Punk-
ten unterstitzt. Auch das Ein-Kommissionsmodell sehen wir grundséatzlich als Chance
und stehen diesem positiv gegentber. Wir sehen es namlich als Chance, dass das
Gartchen-Denken zwischen den einzelnen Sparten Uberwunden werden kann und, dass
auch neue Formen und Sparten einen einfacheren und faireren Zugang zu Férdergel-
dern bekommen. Natdrlich wird sich im Detail zeigen miissen, wie die neue Kommission
funktionieren wird, wie sie zusammengesetzt ist, wie die Gesuche geprift werden. Es
ist uns aber seitens der Verwaltung ein entsprechendes Controlling in Aussicht gestellt
worden, damit man bei Bedarf feinjustieren kann. Ebenfalls richtig und wichtig ist, dass
die neue Kulturbotschaft Wert auf Nachhaltigkeit legt. Wir méchten hier noch einmal
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betonen, dass auch die wirtschaftliche Nachhaltigkeit beachtet werden muss. So wich-
tig die Kultur fur die Gesellschaft ist, so missen auch in der Kultur 6ffentliche Gelder
umsichtig eingesetzt werden. Dass klinftig in Summen weniger Projekte unterstitzt wer-
den kénnen, weil die Kosten der einzelnen Projekte steigen, wenn sie die Klinstlerinnen
und Kinstler sozial-versichern mussen, gilt es das in Kauf zu nehmen. Ich wage hier
die Aussage, dass das kulturelle Angebot in der Stadt Bern alles andere als brach liegt.
Auf die Leistungsvertrage und Antrage gehe ich aus Zeitgriinden nicht einzeln ein. Die
beiden Rickweisungsantrage lehnen wir ab. Den finanziellen Rahmen fir die neue Ver-
tragsperiode haben wir letzten Herbst in der Budgetdebatte gesteckt. Der Gemeinderat
hat sich jetzt an den Rahmen gehalten. Erst heute Abend das Gesamtpaket an den
Gemeinderat zurickweisen, erachten wir als nicht fair gegenuber denjenigen Instituti-
onen, mit denen in den letzten Wochen und Monaten teilweise intensiv verhandelt
wurde. Es hatte auch zur Folge, dass wir bei Bihnen Bern in einen vertragslosen Zu-
stand kommen wirden.

Einen eigenen Antrag haben wir zur grossen Halle eingereicht. Dort verstehen wir als
Fraktion nicht, wieso zum zweiten Mal infolge bei der grossen Halle die Subventionen
erhdht werden sollen. Die Argumentation der grossen Halle, dass man seit der Pande-
mie mit grésseren Unsicherheiten im Veranstaltungswesen konfrontiert sei, Gberzeugt
uns nicht, weil jede Location, jede Kulturinstitution, ob subventioniert oder nicht, von
dieser Situation betroffen ist. Wir dirfen auch nicht vergessen, dass wir als Steuerzah-
lerinnen und Steuerzahler erst kirzlich einen nicht kleinen Betrag in einen Baukredit
flr das Haus investiert haben. Es wurde im Abstimmungskampf unter anderem gesagt,
dass die Infrastruktur fur Konzerte und Grossanlasse verbessert werden soll. Unsere
Erwartung ware eigentlich, dass man die Konzerte und Grossanlasse nachher auch
zulasst, damit das Haus sich grosstmoglich selber finanzieren kann, wie das uber
20 Jahre der Fall gewesen ist.

Viel zu reden gegeben hat das Robert-Walser-Zentrum, was einmal mehr zeigt, dass
der Diskussionsbedarf in der Politik nicht immer nur am Frankenbetrag festgemacht
werden kann. Wir haben dort als Fraktion Stimmfreigabe beschlossen. Auf der einen
Seite ist es richtig, dass es eigentlich nicht Aufgabe der Stadt Bern ist, Stiftungskapital
zu aufnen und andererseits ist das Robert-Walser-Zentrum die letzten Jahre sehr um-
sichtig mit seinen Geldern umgegangen. Wenn man ihm jetzt deswegen die Subventio-
nen streicht, ist das eigentlich — bewusst Uberspitzt formuliert — ein fatales Signal an
Kulturinstitutionen: Gebt einfach das Geld aus, sonst streichen wir euch die Subventio-
nen. Die Antrage, die weitere Kulturleistungsvertrage dem Volk zur Abstimmung vorle-
gen wollen, lehnen wir ab. Wir haben in der Stadt Bern bereits heute extrem tiefe Hir-
den, ab wann ein Kredit dem Volk vorgelegt werden muss, und wir verstehen die Sys-
tematik dahinter nicht, welcher dieser Kredite dem Volk zusatzlich vorgelegt werden
soll oder nicht. Zustimmen werden wir dem Antrag 13 beziiglich der Kiirzung beim Haus
der Religionen. Das war urspringlich der Plan des Gemeinderats. Das war der finanzi-
elle Rahmen, den wir letzten Herbst abgesteckt haben. Es gab nachher in der Finanz-
debatte eine Planungserklarung, die wir aber bereits zu diesem Zeitpunkt abgelehnt
haben und darum nehmen wir den Antrag an. Noch ein kurzes Wort zu Bihnen Bern:
Wir lehnen den Kirzungsantrag der GLP bei Blihnen Bern ab, weil dieser Antrag in
unseren Augen fast schon erfillt ist. Die Gelder fur Bihnen Bern werden bereits redu-
ziert. Wenn man ehrlich ist und von 2016 bis heute noch die Teuerung bericksichtigt,
ist der neue Betrag, den sie nun erhalten tiefer als der, den sie 2016 erhalten haben.
Dass Bihnen Bern unter anderem wegen dieser Kiirzung auf das Stagionemodell um-
stellen muss, ist in unseren Augen tberhaupt kein Problem. Im Gegenteil, es ist auch
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hier wieder ein Beitrag zur Nachhaltigkeit. Auch das Argument, dass man eine Auffih-
rung bei Bihnen Bern verpassen konnte, weil man dann gerade in den Ferien ist, Uber-
zeugt uns uberhaupt nicht. Wenn ihr Mitte Juli in den Ferien seid, verpasst ihr das
Gurtenfestival auch. Deswegen verteilt man das Gurtenfestival auch nicht Uber neun
Monate. Ich muss noch eine kleine Spitze gegen Biithnen Bern einbauen: Es ist extrem
kleinlich, wie sie argumentieren, dass sie wegen dieser Kiirzung der Subventionen aus
der Kulturagenda aussteigen mussen. Auch hier: Wahren wir die Relationen. Sie be-
kommen auch weiterhin mehr als die Halfte der ganzen Kultursubventionen, die die
Stadt Bern spricht.

Noch ganz kurz zu den Vorstéssen: Vorstoss 5 lehnen wir ab, bei Vorstoss 6 haben wir
Stimmfreigabe beschlossen. Vorstoss 7 beziglich Diversity in der Musik lehnen wir de-
zidiert ab. Diversity ist gerade auch ein Schwerpunkt der neuen Kulturbotschaft. Das
ist bewusst ein Kriterium, nach dem die neue Einheitskommission arbeiten soll. In un-
seren Augen ist dieser Vorstoss Politik mit dem Rickspiegel, indem man zuriickschaut
und Uber die letzten zehn Jahre eine Studie durchfuhren will. Diese Studie kostet wieder
Geld. Die Studie wird zu einem Papiertiger und das Geld fir eine solche Studie geben
wir lieber direkt fur die Kulturférderung aus. Schauen wir nach vorne und vertrauen
darauf, dass die neue Kulturkommission von sich aus diesem Aspekt Rechnung tragen
wird. Bei den Traktanden 8 und 9 haben wir Stimmfreigabe beschlossen. Noch ein Satz
zum Traktandum 10: Ich fande es fair, wenn man uns jeweils vorzeitig Uber den Rick-
zug oder Teilrickzug von Vorstdssen informieren wirde, damit wir uns nicht darauf
vorbereiten mussen.

Barbara Keller (SP) fur die Fraktion: Kultur fordert Kreativitat und vermittelt Werte. Sie
erzeugt Aufmerksamkeit, bietet aber auch Unterhaltung und leistet einen Beitrag zum
gesellschaftlichen Zusammenhalt, indem sie Begegnung und Austausch ermdglicht. Sie
regt Diskussionen an und tragt zur Zufriedenheit bei. Wir sehen in der Kultur auch einen
Beitrag fur das stadtische und gesellschaftliche Zusammenleben Uber unsere Stadt-
grenzen hinaus. Es geht darum, dass unterschiedliche kulturelle Ausdrucksformen un-
terstutzt werden. Kulturférderung ist ein wesentliches Merkmal dafiir, wie eine Stadt zu
Kultur steht. Der Zweck der Kulturférderung liegt darin, die Rahmenbedingungen und
den Zugang zu Ressourcen zu schaffen, damit sich Kulturschaffende in ihrer Arbeit
entfalten kénnen und ihr Schaffen fir die Stadtbevdlkerung zuganglich wird. Alle vier
Jahre wieder, wenn die Vierjahresplanung in Angriff genommen wird, reden wir Uber
die Kulturpolitik. Wir entscheiden heute tGber 21 Verpflichtungskredite, gestiitzt auf die
dazugehorigen Leistungsvereinbarungen. Die SP/JUSO-Fraktion stimmt allen Ver-
pflichtungskrediten aus der Abstimmungsbotschaft zu. Die Kilrzungsantrage, die lGber
die im Vortrag vorgeschlagenen Kirzungen des Gemeinderats hinausgehen — aus wel-
cher Ecke und mit welchen Begriindungen auch immer sie kommen — lehnen wir ab,
weil die Kultur uns etwas wert ist. Die Kulturférderung soll dazu beitragen, dass die
Kultur in der Stadt Bern nachhaltig und divers entsteht und, dass daraus entstandene
Angebot auf breiter Ebene in die Gesellschaft einfliessen kann.

Allerdings ist es offensichtlich, dass sowohl die Férderung der sozialen Sicherheit von
Kulturschaffenden, die Erschliessung von neuem Publikum und Kulturproduzent*innen,
als auch das Umdenken von produktions- hin zu prozessorientierter Forderlogik, kos-
tenintensive Prozesse sind. Viele Veranstaltende und Institutionen missen hier in Zu-
kunft investieren, damit sie die Aufgaben mit den gleichbleibenden Mitteln in der Kul-
turforderung bewerkstelligen kénnen. Gerade die Arbeitsbedingungen von Kulturschaf-
fenden und deren soziale Sicherheit sind uns ein grosses Anliegen. Das Ein-Kommis-
sionsmodell stellt aus Sicht der SP/JUSO-Fraktion einen mutigen Schritt dar. Allerdings
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sind auch die zahlreichen Bedenken aus der Berner Kunst- und Kulturszene diesbe-
zuglich ernst zu nehmen. Das Risiko, dass hier spezifisch oft weniger publikumswirk-
same Bereiche wie die visuelle Kunst, aber auch die Literatur unter die Rader kommen,
ist nicht von der Hand zu weisen. Unsere Planungserkldrung aus der letzten Budgetde-
batte, die verlangte, dass die Veranderungen aufgrund der spartenunabh&ngigen For-
derung, die in der Projekt- und Programmfdrderung 2024 vorgesehen war, statistisch
erhoben werden soll, wurde in die Kulturbotschaft aufgenommen. Dafur sind wir sehr
dankbar. Wir méchten sehen, welche Folgen die Systeménderung auf die Forderung
hat. Die Zusammenlegung der Sparten kénnte beispielsweise fur die bildende Kunst
weitreichende Folgen haben. Das gilt es statistisch zu erfassen. Die soziale Sicherheit
von Kulturschaffenden sowie die Qualitat des kulturellen Schaffens soll nachhaltig er-
halten werden. Wir sind froh, dass die Kirzung beim Haus der Religionen riickgangig
gemacht wurde. Acht Religionsgemeinschaften sind dort unter einem Dach und pflegen
Austausch mit der Gesellschaft. Die einzigartige Vielfalt leistet einen grossen Beitrag
zur Integration. Das Haus der Religionen ist gerade im Bereich kultureller Teilhabe und
Diversitat ein Vorzeigebeispiel mit Ausstrahlung weit Gber die Stadtgrenze hinaus. Es
ist zu einem Begegnungsort fur alle geworden. Eine Kirzung wirde das Haus, das
immer noch im Aufbau ist, sehr hart treffen und somit den wichtigen Austausch verun-
maoglichen. Wir werden auch hier die diesbeziiglichen Antrage auf Kiirzungen ablehnen.
Die Neuorganisation der Orchesterférderung wird von uns grundsatzlich begrisst. Sie
schafft Transparenz und Fairness. Sie férdert Innovation und junge Projekte. Was wir
weiterhin ganz klar kritisieren, ist die Klausel 15a, die Kirzung der Abgeltung bei
schwieriger Finanzlage. Wir haben bereits eine Planungserklarung eingereicht, dass
diese Klausel herausgenommen wird. Der Gemeinderat ist aber nicht darauf eingegan-
gen und hat entschieden, dass sie in den Kulturvertrdgen der Stadt Bern weiterhin be-
steht. Die Klausel bedeutet enorme Unsicherheit fur die Institutionen und ist in jedem
Gesprach, das wir gefihrt haben, kritisiert worden. Es heisst, dass die Institutionen bis
eineinhalb Jahre vorher nur mit 90 Prozent ihres Budgets rechnen kénnen und das ist
fur viele sehr schwierig.

Wir haben als Fraktion auch noch einen Antrag eingereicht. Dabei geht es um die Er-
héhung des Verpflichtungskredits fir die Quartierbibliotheken um 20 000 Franken. Die
sollen dafiir eingesetzt werden, dass die Quartierbibliothek Steigerhubel langere Off-
nungszeiten haben und an einem zusatzlichen Nachmittag offen bleiben kann. Damit
wollen wir, dass der wachsenden Quartierbevélkerung, aber auch den wachsenden
Schiler*innenzahlen Rechnung getragen wird. Wir bitten Sie, unseren Antrag entspre-
chend anzunehmen. Kunst ist uns etwas Wert. Sie darf aus Sicht der SP/JUSO -Fraktion
nicht nur aus dem Blickwinkel des Kostennutzenfaktors betrachtet werden. Der Wert,
den Kultur fir Gesellschaften bringt, kann nicht nur in Zahlen beziffert sein. Er kann nur
daran gemessen werden, wie zufrieden die Bernerinnen und Berner mit dem Lebens-
standard und der Kultur in dieser Stadt sind. Wie gesagt, werden wir allen Verpflich-
tungskrediten und der Botschaft zustimmen und alle Kirzungsantrage ablehnen. Wir
danken auch den Berner Kulturschaffenden und Kulturinstitutionen fir das vielfaltige
und qualitativ hochstehende Kulturangebot in dieser Stadt.

Alexander Feuz (SVP) fur die Fraktion: Ich rede hier als Fraktionssprecher. Ich habe
acht Minuten Zeit, ich werde mich kurz halten zu gewissen Motionen —

Prasident Hoekstra: Du hast zehn Minuten Redezeit.

172



Protokoll 04 | Stadtrat vom 16.02.2023

Alexander Feuz (SVP) fur die Fraktion: Danke, das nehme mich mit Freude zur Kennt-
nis. Ich habe also zehn Minuten Zeit. Ich versuche trotzdem, meine Ausfiihrungen zu
straffen und nehme schwergewichtig zu unseren Antrédgen und den Antrdgen der ande-
ren Fraktionen Stellung. Etwas Grundsatzliches: Die SVP ist keine Kulturgegnerin. Wir
haben uns sogar vehement dafir eingesetzt, dass das Puppentheater bleibt und Ueli
Jaisli hat sich mit mir zusammen fir das Matte Theater eingesetzt. Wir schauen aber
gewisse Sachen sehr differenziert an. Wir lehnen Institutionen klar ab, die einen den
Zugang verweigern und die diskriminieren. Wir sind auch ganz klar dagegen, dass ge-
wisse Institutionen wie das Theaterfestival auawirleben — offenbar ein Lieblingskind des
Stadtprasidenten — fast eine Verdoppelung der Subventionen erhalten hat. Hingegen
kirzt man Institutionen, die extra nach Bern gelockt wurden, gegen Treu und Glauben
die Beitrage. Das sind Sachen, die wir nicht respektieren. Darum haben wir hier eine
sehr differenzierte Haltung. Ich kann auch ganz klar sagen, dass wir die Antrage der
GLP und der Mitte unterstitzen. Bei vielen Vorstdéssen haben wir Stimmfreigabe be-
schlossen. Ganz klar lehren wir Sachen wie die Reithalle ab. Wir lehnen die Dampf-
zentrale, die Kunsthalle und auch auawirleben ab. Diese erhalten von uns keine Sym-
pathien. Wir sagen noch immer, dass das Volk darlber entscheiden soll. Wichtig ist
uns, dass wenn wir Antrage auf Kirzung oder Erhéhung gestellt hatten, wir davon aus-
gehen, dass man es erst dann abgelehnt hatte, weil es vom falschen Adressaten
stammt. Darum haben wir uns bei unseren Antragen eine gewisse Zuruckhaltung auf-
erlegt.

Ich komme jetzt zur Begriindung der Antrage, ich beginne mit dem Antrag zur Reithalle.
Sie sehen, wir haben ihn nur sehr kurz begrindet. Ich habe es schon mehrmals gesagt
und halte es hier nochmals fest, auch zuhanden des Stadtprasidenten. Es ist hier nicht
ein Gastwirtschaftsbetrieb, der keine Bewirtschaftungspflicht hat. Nein, man hat mit
dieser Institution einen Leitungsvertrag abgeschlossen, auch wenn man dort aus poli-
tischen, rassistischen, sexuellen oder Grinden der jeweiligen Weltanschauung diskri-
miniert wird. Das ist nicht korrekt. Mit einer solchen Institution schliesst man keinen
Leistungsvertrag ab. Ich habe es mehrmals gesagt, auch zu Frau Burkhard einmal in
einer Diskussion, es kénne nicht sein, dass man Leute ausgrenzt. Man hat das zur
Kenntnis genommen, mehr oder weniger ist das ein Schuldeingestandnis. Fir mich ein
klares No-Go. Vielleicht findet sich im Grossen Rat oder im eidgendssischen Parlament
jemand und eine Mehrheit, die solchen Zusténden, einer solchen Diskriminierung end-
lich ein Ende setzt.

Den Antrag der GLP unterstitzen wir. Es scheint mir richtig, in Anbetracht der Erho-
hungen, die man gemacht hat, insbesondere bei auawirleben, fir das man das Geld
hatte zum Verschleudern. Wenn der Staat zu viel Geld hat, verdummt er es. Genau das
hat man gemacht, fiir eine geringe Anzahl Zuschauer, die dort sind. Ich mag es ihnen
gbnnen. Aber wenn man anschliessend sagt, dass das wichtigste Theaterereignis die
Erfahrungen einer Gruppe polnischer Gehdérloser war, weiss ich einfach nicht, ob das
dann das Matchentscheidende ist und sich die Leute dort einen schénen Sommernach-
mittag machen. Es ist sicher ein interessantes Thema, aber das ist fir mich wirklich ein
Randsparten-Theater. Zum néachsten Antrag 3: Wir sind der Meinung, dass man die
Leistungen ganz streichen soll, nicht wie FDP, GLP und die Mitte nur eine Reduktion.
Wir werden eine Gegeniberstellung machen, ich habe hier keine lllusionen. Ich bin
auch der Meinung, dass man den Leistungsvertrag mit der IKUR — das ist Antrag 4 —
streichen sollte. Antrag 6: Ich verweise auf die schriftlichen Ausfiihrungen. Was fir uns
auch entscheidend ist, ob Kunsthalle oder was wie immer: Habt den Mut, diese Vertrage
dem Volk vorzulegen, habt den Mut und dann ihr werdet sehen, was das Volk dazu
sagt. Bei Blihnen Bern kdnnte es dann vielleicht auch etwas knapper werden dieses
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Mal, wenn man eine solche Randprogrammierung macht. Wir bitten euch, den Mut zu
haben. Wenn ihr die Reithalle wollt und die Berner das halt wieder bekunden, dann
macht es halt. Aber habt den Mut, wenn ihr so sicher seid, dann kénnt ihr dann sagen,
dass alle Stadtberner zu 70 oder 80 Prozent fur die Reithalle sind. Macht es halt, habt
den Mut und seid demokratisch. Zu Antrag 9, auawirleben: Ich halte mich kurz wegen
der Zeit. Wir unterstiitzen den selbstverstandlich. Wir haben auch Uberlegt, selber einen
solchen Antrag einzureichen. Aber ich habe gewusst, dass wenn ich ihn von Seiten der
SVP einreiche, ihr ihn alle ablehnt. Ich komme zum Antrag 11 Mitte, den die SVP ganz
klar unterstitzt. Ich muss euch sagen, damals bei der Planungserklarung hat die SVP
— ich entschuldige mich — einen Antrag von Katharina Altas abgelehnt, weil wir ihn gar
nicht gross angeschaut haben. Wir haben gesagt, dass Kiirzen gut ist. Danach sind ich
und Ueli Jaisli und ein paar aus der Fraktion die Vertrdge anschauen gegangen und
haben den Grund herausgefunden, warum sie ein hohes Dotationskapital haben. Sie
haben dort relativ viel Geld aufgrund des Berner Modells und sollen von diesen Zinsen
leben kbénnen. Hatten sie das ganze Geld verprasst, bekamen sie das Geld maoglicher-
weise. Aber das kann ja nicht sein. Der zweite Punkt ist fir mich, dass wenn ihr eine
Institution nach Bern kommen lasst und ihr versprecht, dass es langfristig sein soll —
der Referent im Stadtrat hat zwar von 15 Jahren gesprochen — aber wenn man die
Vertrage anschaut, ist es eben anders. Sie wissen selber, dass ich meist frei und ohne
Notizen spreche. Es kann vorkommen, dass etwas nicht genau den Tatsachen ent-
spricht. Wenn ihr ein Zeichen setzt und darum bittet, nach Bern zu kommen, anschlies-
send aber die Unterstitzung versagt und sie auf 15 Jahre beschrankt, spricht sich das
herum. Dann sagt jeder Konsulent und Anwalt: Denken Sie daran, wenn es der Stadt
Bern ein bisschen schlecht geht, kiirzt sie euch die Mittel. Das verstdsst gegen Treu
und Glauben. Was mich besonders stort, ist, dass man bei anderen Institutionen die
Subventionen verdoppelt, bei der hier bewadhrten Institution aber kirzt. Wir von der SVP
sind gescheiter geworden. Wir haben den Antrag damals abgelehnt. Ich wende mich an
die SP und die GFL, die den Antrag eingereicht haben. Sie hatten recht, aber es hat
sich nichts geandert. Fir mich ist klar: Wenn man das nach Treu und Glauben sowie
vertragsmassig anschaut, muss man dem Antrag zustimmen. Wir stimmen deshalb mit
Uberzeugung zu. Ich hoffe nicht, dass ich damit dem Antrag den Todeskurs gebe, weil
wir ihn unterstitzen. Vielleicht ware es besser gewesen, wenn ich fulminante Rede
dagegen gehalten hatte. Aber dann hatte mich mein juristisches Gewissen heute
schlecht schlafen lassen. Letztes Mal habe ich schlecht geschlafen, weil ich gemerkt
habe, dass ich sie gar nicht angeschaut habe. Ich entschuldige mich. Uberlegt euch in
der verbleibenden Zeit, dass Katharina Altas mit ihrer Planungserklarung recht hatte.
Wir haben es falsch angeschaut, macht nicht den gleichen Fehler. Sie haben mehr Zeit,
wir sprechen langer darlber als damals. Ebenfalls unterstiitzen wir den Antrag 12 klar.
Das entscheidende wurde gesagt: Es hatte eine Anfangsfinanzierung sein sollen, nun
ist es mehr oder weniger bereits immer drin. Flr mich ist klar, dass man diesen Antra-
gen und Eventualantragen zustimmen muss. Antrag 14 stimmen wir zu, Antrag 15 leh-
nen wir ab.

Ich komme jetzt kurz zu den Motionen. Ich habe nicht mehr viel Zeit, wohl noch ungefahr
zwei Minuten. Ich versuche es kurz zu machen und gehe nachher noch auf gewisse
Leistungsvertrage ein, wenn ich noch Zeit habe. Ich beginne mit der Kornhausbiblio-
thek: Fur mich ist klar, dass das ganze Haus nachher Literatur werden soll. Unten ha-
ben wir ein gut gehendes Restaurant — ob der Vertrag, den die Stadt mit Bindella ab-
geschlossen hat, so gut war, dartiber kann man diskutieren. Wenn ihr schon einmal fir
ein Haus Geld bekommt, misst ihr es nehmen und es nicht wiederum fiir andere Sa-
chen brauchen. Ihr kdnnt nicht 100 PROGRs haben. Am liebsten wiirdet ihr beim NPZ
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auch noch Kulturzentren machen. Dafir haben wir aber schlichtweg kein Geld. Gewisse
Institutionen muss man sein lassen. Die Motion, mit der ihr verlangt, dass man alles
gendergerecht fordern soll, das ist fur mich jenseits von Gut und Bdse. Fir mich geht
das in die falsche Richtung. Kultur kann gut sein, das hangt aber berhaupt nicht von
den Leuten ab, die das machen. Wahrscheinlich besteht eine Mannergesangsgruppe
aus Mannern, es gibt sogar einen schwulen Mannerchor und wahrscheinlich gibt es
auch einen lesbischen Chor. Die haben alle ihre Berechtigung, aber hort auf vorschrei-
ben zu wollen, wer in welchem Gremium dabei sein darf. In der Fraktion sind wir uns
nicht einig, was die Transparenz bei den Lohnen betrifft, deshalb sind diese Traktanden
von uns teilweise bestritten. Gewisse Sachen finden wir absolut richtig, damit man hier
Klarheit hat. Dass man aber auch hier das Geschlechtliche detailliert in den Vorder-
grund ruckt, finden wir nicht gut. Das fuhrt meiner Meinung nach zu einer besonderen
Aufblahung der Birokratie. Andererseits ist Transparenz bei den Honoraren wiederum
ein Punkt, den wir gut finden. Wie gesagt, dort haben wir Stimmfreigabe beschlossen.
Ich sage noch zu gewissen Leistungsvertragen etwas: Biihnen Bern ist bei uns teilweise
umstritten, im Gegensatz zum Kunstmuseum —

Prasident Hoekstra: Du hast noch zehn Sekunden.

Alexander Feuz (SVP) fur die Fraktion: Ich nehme das zur Kenntnis und ihr seht, mein
Timing war gar nicht so schlecht. Ich komme als Einzelsprecher zurick.

Bettina Jans-Troxler (EVP) fur die Fraktion: Die vielfaltigen Kulturangebote der Berner
Kulturinstitutionen tragen einen wichtigen Teil dazu bei, was unsere Stadt ausmacht.
Hinter den Kulissen wird mit sehr viel Engagement, Begeisterung und Durchhaltewillen
viel geleistet. Vor allem gerade in der freien Kunstszene auch mit wenig Geld fir das
alltagliche Leben. Die Stadt leistet namhafte Beitrage, um die Kultur zu férdern. Es geht
heute um rund 7 Millionen Franken jahrlich flr die rein stadtisch finanzierten Institutio-
nen und um etwa 25,7 Millionen Franken jahrlich fur die tripartit unterstitzten Instituti-
onen. Das ist viel Geld, das wir aber da als gut eingesetzt anschauen. Uns ist die Kul-
turférderung wichtig. Wir finden es aber auch richtig, dass der Gemeinderat in den Ver-
tragsverhandlungen gewisse Kirzungen aufgrund der angespannten finanziellen Situ-
ation der Stadt vorgenommen hat. Darum unterstitzen wir die Vorlage des Gemeinde-
rats voll und ganz und danken auch fir die Ausarbeitung der neuen Schwerpunkte in
der Kulturbotschaft. Vielen Dank auch gerade fiir die transparent im Vortrag ausgewie-
senen Mietkosten, die mit den Beitragen der Stadt finanziert werden und zu Immobili-
enstadt Bern zurtckfliessen. Ich will hier nicht auf die einzelnen Vertrage eingehen —
die Vorlage ist sehr umfangreich —, sondern einfach ein paar Punkte aufgreifen. Zuerst
will ich einen Satz im Vortrag des Gemeinderats besonders herausstreichen. Er
schreibt: "Je hoher subventioniert eine Kulturinstitution ist, desto grdsser ist ihre Ver-
pflichtung zu Offenheit, Transparenz und zum Einbezug gesamt gesellschaftlicher Her-
ausforderungen." Die Verpflichtung gilt natirlich im speziellen fir Bihnen Bern, die
Grund daflr sind, dass dieser Satz da drinsteht. Das Gute an den unguten Ereignissen
im Tanzbereich von Buhnen Bern ist, dass damit noch einmal intensiv dariiber geredet
wurde, was die Transparenz fiur die gross steuerfinanzierte Institution heissen muss.
Wir hoffen sehr, dass das jetzt bei allen Beteiligten angekommen ist und verzichten
darum auch darauf, den Prufungsbericht zu unserem Postulat traktandieren zu lassen,
mit dem wir bereits 2016 Transparenz gefordert haben. Wir danken fur die Riicknahme
der Kirzung beim Haus der Religionen nach der Vernehmlassung. Das Haus unter-
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scheidet sich stark von allen anderen Kulturinstitutionen, Gber die wir heute entschei-
den, aber es ist eine wichtige Plattform fur die Kulturen eines grossen Teils unserer
Bevdlkerung, die aufgrund ihrer Herkunft einen anderen kulturellen Hintergrund haben
und vielleicht nicht Zugang finden zu den Millionen, die wir sonst ausgeben. Auch sie
bezahlen Steuern und haben Anrecht darauf, dass ihre Kulturen Platz haben. Gerade
der Austausch zwischen Herkunftskulturen und Kulturen der Schweiz, speziell fur die
zweite Generation, sind eine wichtige Voraussetzung fir ein gutes Miteinander, das wir
in unserer Stadt anstreben. Wichtig ist, dass die Beitrége, die die Stadt leistet, nicht in
die religidsen Institutionen fliessen, sondern in die Dachorganisation mit ihren kulturel-
len Leistungen, zum Beispiel die zahlreich angefragten Fihrungen im Haus der Religi-
onen.

Wir freuen uns, dass in der Orchesterférderung der Auftrag aus unserer Motion aufge-
nommen wurde, auch wenn doch noch ein paar Fragen beziglich der konkreten Um-
setzung offen sind. Heute Morgen habe ich aber gerade vernommen, dass den betroffe-
nen Orchestern unterdessen doch ein paar Antworten geliefert werden konnten. Die
Antrage zu den Leistungsvertrdgen mit den Kulturinstitutionen, die eingereicht wurden,
lehnen wir alle ab, bis auf den Antrag zur Bibliothek Steigerhubel. Leider haben wir
aber erst sehr kurzfristig davon erfahren. Es scheint uns aber einleuchtend, dass das
wachsende Quartier ausgeweitete Offnungszeiten brauchen kann.

Bei den traktandierten Vorstossen folgen wir Uberall der Haltung des Gemeinderats.
Beim Kornhaus begrissen wir es, dass die Funktion dieses Hauses Uberdacht werden
soll. Wir sprechen uns heute fur die vielfaltige Kulturféorderung aus und freuen uns auf
weitere vier Jahre mit spannender Kultur in Bern.

Corina Liebi (JGLP) fur die Fraktion: Wie ihr schon verschiedentlich in den Medien
lesen konntet, stehen fir die ndchste Leistungsvertragsperiode in der Kulturférderung
aufgrund der FIT-Massnahmen rund 555 000 Franken weniger zu der Verfigung. Die
GLP/JGLP-Fraktion ist der Meinung, dass mehr drin ware gelegen. In den letzten Jah-
ren gab es einen massiven Ausbau der Gelder im Kulturbereich, den wir mit dem aktu-
ellen Budget einfach nicht finanzieren kénnen. Aus diesem Grund haben wir einen
Rickweisungsantrag gestellt, um das Geschéaft mit der Auflage an den Gemeinderat
zurlckzuweisen, die Summe aller Leistungsvertrage auf das Beitragsniveau von 2016
zu reduzieren. Wir begrissen aber generell, dass nicht linear gespart wird, sondern
dass die Stadt Bern ihre Aufgaben priorisiert und das zur Verfligung gestellte Geld
entsprechend zuweist. Bei den grossen Kulturinstitutionen waren aus unserer Sicht
aber grossere Einsparungen mdglich gewesen. Insbesondere hatten wir uns ge-
winscht, dass auch im Rahmen der kiinftig geplanten Bauprojekte Synergien genutzt
werden, um Kulturgelder effizienter einzusetzen. Wir erachten namentlich den Beitrag
an Buhnen Bern nach dem unverhaltnisméassigen Ausbau in den letzten sechs Jahren
als zu hoch. Angesichts der schwierigen finanziellen Situation der Stadt Bern haben wir
darum einen Antrag eingereicht, um den Beitrag der Stadt an die Tripartitfinanzierung
auf den Gesamtbetrag der Leistungsvereinbarung aus dem Jahr 2016 zu reduzieren.

Die Beitrage an die restlichen Kulturinstitutionen werden wir grossmehrheitlich mittra-
gen, auch wenn wir die Kirzungen teilweise ein bisschen "random" und zu fest auf die
Coronazeit fokussiert empfinden. Eine sachliche Analyse mit Begriindung, wieso jetzt
genau hier gespart werden soll, fehlt aus unserer Sicht als saubere Entscheidungs-
grundlage. Hingegen nicht einverstanden sind wir mit dem Beitrag, der an das Haus
der Religionen gesprochen wird. Unsere Fraktion bekennt sich zu einer multikulturellen,
diversen und toleranten Gesellschaft. Alle sollen in ihrer Region Kultur und auch ihre
Lebensmodelle frei wahlen kédnnen und hier in der Schweiz auch ausleben. Wir sind
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aber ganz klar der Meinung, dass die Subventionierung von religidsen Instituten kein
Staatsauftrag ist. Die Stadt Bern soll die Trennung von Kirche und Staat auch bei ihren
Leistungsvertragen bericksichtigen. Zudem erldsst die Stadt Bern dem Haus der Reli-
gionen bis heute jahrlich einen Baurechtszins in der Héhe von 120 000 Franken. Aus
diesen Grinden haben wir den Antrag gestellt, den Beitrag ganz einzusparen. Sollte
das nicht durchkommen, sieht unser Eventualantrag vor, den Beitrag um 100 000 Fran-
ken auf das Beitragsniveau von 2016 zurtick zu kiirzen. Nicht zuletzt sagt der Gemein-
derat im Stadtratsvortrag sogar selber, dass das Haus der Religionen nur wenige Be-
ridhrungspunkte mit dem Kerngeschéft der stadtischen Kulturférderung hat. Aus unserer
Sicht musste der Verein schon langst finanziell selbsttragend sein.

Wir unterstiitzen wiederum die Kirzung des Beitrags an die grosse Halle, die jahrelang
selbsttragend war und das auch kiinftig wieder werden soll. Die Stadt Bern hat sehr viel
Geld in die neue Infrastruktur und den Bau investiert, sodass es madglich sollte sein,
das bendtigte zusatzliche Geld selber zu erwirtschaften. Die Antrdge der SVP zur gros-
sen Halle und der Reitschule kénnen wir hingegen nicht unterstiitzen. Ebenso erachten
wir die Halbierung des Beitrags an die Robert-Walser-Stiftung als richtig, da sie tber
ein grosses Eigenkapital verfiigen und nicht auf den Beitrag der Stadt Bern angewiesen
sind. Subventionen setzen aus unserer Sicht leider viele Fehlanreize, so halt auch,
dass wer gut wirtschaftet von keinen Subventionen mehr profitieren kann. Gleichzeitig
soll das Fordermittel aber jenen helfen, die dringend auf Unterstitzung angewiesen
sind. Weiter steht die Erhéhung des Beitrags an die Quartierbibliotheken extrem quer
in der Landschaft. Anstatt zu sparen, soll hier mal wieder Geld ausgegeben werden.
Das ist einfach keine nachhaltige Finanzpolitik. Sparen tut weh. Sparen tut auch uns
weh. Wir finden diese Kirzungen auch nicht cool. Angesichts der aktuellen Finanzlage
haben wir aber keine andere Wahl. Wir sind alle gefordert, unseren Beitrag dazu zu
leisten, dass unsere stadtischen Finanzen wieder ins Lot kommen.

Eva Chen (AL) fur die Fraktion: Es ist eigentlich schade, dass wir die Kulturgeschafte
alle in einem Block behandeln. Man kénnte namlich jeweils viel dazu sagen, viel kriti-
sieren aber auch ganz viel Lob fir die bunte und belebte Kulturlandschaft in Bern an-
bringen. Die Fraktion AL/PdA spricht sich natlirlich ganz grundsatzlich fir die Kulturfor-
derung aus. Kultur kann gesellschaftliche Missstdnde aufzeigen, zu zeitgendssischen
Themen sensibilisieren und informieren. Sie kann Menschen aus allen Lagern zusam-
menbringen, Gemeinschaft stiften, emotional beriihren und vor allem auch zum Denken
und zum Handeln anregen.

Im Grossen und Ganzen haben wir das Gefiihl, in der Stadt Bern lauft hinsichtlich Kul-
turpolitik sehr vieles gut. Ein Blick in die Kulturbotschaft zeigt, dass Wert darauf gelegt
wird, moglichst viele Stimmen einzuholen und kooperative Lésungen zu suchen. Bei
den Leistungsvertragen hat man den Eindruck, dass nicht willklrlich gekirzt worden
ist. Bei Institutionen, bei denen etwas wegfallt oder wie im Beispiel des Buskers, dem
eine beantragte Erh6hung nicht genehmigt werden kann, werden die Beweggriinde
transparent dargelegt. Die Kirzungen finden wir natiirlich nicht gut, aber wir kbnnen es
irgendwie nachvollziehen. Insofern werden wir den Leistungsvertragen in vorliegender
Form ganz klar zustimmen. Wir werden aber auch den Antrdgen zustimmen, die Erho6-
hungen fordern. Im Fall von Antrag 11 der Mitte betreffend dem Robert-Walser-Zentrum
haben wir die Rickgangigmachung der Halbierung der Beitrage schon in der Budget-
debatte unterstitzt und halten an dem fest. Auch den Antrag 15 SP/JUSO unterstitzen
wir. Wir erachten die Begriindung als sehr tberzeugend. Samtliche Kirzungsantrage
lehnen wir ab. Zu den SVP-Antragen will ich etwas anfiigen: Die grosse Halle und die
IKUR bieten ein Kulturangebot fir ein sehr breites Publikum. Aber dass man Leute, die
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es sich als Lebensziel gesetzt haben, die Reitschule als Ganzes grundsétzlich abzu-
schaffen, nicht gerade mit offenen Armen empfangt, konnen wir nachvollziehen. Ja, die
Kulturbotschaft zeigt auch, dass die Bemiihung gross ist, gesellschaftliche Entwicklun-
gen zu bertcksichtigen, um mit der Zeit zu gehen. Das Querschnittthema der Nachhal-
tigkeit und der Schwerpunkt der Diversitdt und kulturellen Vielfalt verdeutlicht das.
Kunst und Kultur ist fur alle und soll von allen, die wollen produziert, mitbestimmt und
konsumiert werden. Insofern begrissen wir es, dass wir heute auch Uber Vorstdsse
diskutieren, die das strategisch noch starker verankern sollen. Besonders betonen will
ich an dieser Stelle, wie wichtig es ist, dass auch die soziale Sicherheit ins Zentrum der
Diskussion rickt, dass kunftig nur noch Projekte gefordert werden, die branchenibliche
Lohne und Sozialversicherungsbeitrage budgetieren, ist einerseits lobenswert, lasst
umgekehrt aber auch erahnen, dass das bisher nicht Gberall der Fall war. Obschon die
Umschreibung von brancheniblichen Léhnen nicht ganz ungeféhrlich ist. Wenn man
das namlich unhinterfragt so stehen lasst, werden strukturelle Probleme gewisser Spar-
ten lediglich mutmasslich adressiert. Nicht selten sind ndmlich Kulturschaffende ge-
zwungen, fur zu wenig oder gar kein Geld zu arbeiten: Damit man sich als kulturschaf-
fende Person oder -gruppe behaupten kann, muss man zuerst gesehen werden und um
gesehen zu werden, muss man produzieren kdnnen. Schon nur diese Tatsache macht
das professionelle Kulturschaffen mit allen dazugehérigen Risiken leider oftmals immer
noch zu einem Privileg, das sich nicht alle leisten kénnen und wollen. Vor diesem Hin-
tergrund begrissen wir die momentane Bemuhung, die Niederschwelligkeit fur Forder-
antradge zu erhéhen und auch das Einhalten der sozialen Sicherheit soll bei stadtisch
subventionierten Betrieben stichprobenmassig Uberprift werden. Weil wir der Meinung
sind, dass solche Prozesse viel systematischer stattfinden sollten, unterstitzen wir
selbstverstandlich auch den Vorstoss 9 der SP/JUSO, der in diese Richtung geht.

Die Fraktion AL/PdA stimmt auch dem Traktandum 5 zur transkulturellen Offnung zu.
In der Motion wird préazisiert, dass es eben nicht reicht, wenn das Thema der kulturellen
Teilnahme vor allem oder nur auf der Ebene mdglicher Zielgruppen mitschwingt. Fort-
schritt passiert namlich nicht, weil sich Kulturangebote zwar an eine diverse Gesell-
schaft richten, die inhaltliche Substanz aber nach wie vor von den immer gleichbleiben-
den klnstlerischen Positionen, Leitungsteams und Jurys definiert beziehungsweise be-
stimmt werden. Eine angemessenere Reprasentation der Zusammensetzung der Ge-
sellschaft muss darum auf allen Ebenen vorhanden sein. Insofern unterstitzen wir den
Vorstoss auch als Motion. Ebenfalls unterstiitzen wir die Motionen 7 und 8, die helfen
die Diversitaten in der Sparte Musik und die Gleichstellung in subventionierten Thea-
terbetrieben sicherzustellen. Genau wie auch das Postulat zur Uberpriifung von Syner-
gien zwischen Freischaffenden und etablierten Betrieben, also Traktandum 7. Zu Trak-
tandum 10 zum Kornhaus: Wir finden die Idee eines Gesamtkonzepts eines stadtischen
Kulturhauses grundsétzlich super und stimmen der Uberweisung von Punkt 2 als Pos-
tulat zu.

Franziska Geiser (GB) fur die Fraktion: Wir sind recht glicklich mit den neuen Schwer-
punkten der Kulturférderung fur die nachsten vier Jahre: Nachhaltigkeit, Diversitat in
der Kulturférderung, kulturelle Vielfalt. Gerade die Diversitat in der Kulturférderung wird
einschneidend sein fur viel Kulturschaffende. Kredite werden zusammengelegt, die bis-
herigen Sparten aufgehoben und statt Kommissionen werden neu Expert*innenpools
Uber Gelder entscheiden. Das Gute daran ist, dass nun Projekte unterstiitzt werden
kénnen, die bisher in keine konventionelle Spartenlogik passten, also Musik, Tanz, The-
ater, Literatur oder Kunst, sondern vielleicht um Themen wie Digitalitdt und Diversitat
kreisen. Projekte, die einem erweiterten Kulturbegriff entsprechen.
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Mehr Diversitat in der Kultur, breitere Forderung und ein erweiterter Kulturbegriff be-
deuten doch automatisch auch, dass mehr kulturelle Vorhaben gefdrdert werden kén-
nen. Das finden wir absolut richtig, aber logischerweise braucht es dafur auch mehr
Geld, weil mehr Projekte auch finanziert werden mussen. Deswegen geht fir uns die
Rechnung nicht ganz auf, Kultur mit weniger Geld breiter zu fordern. Wir miissen doch
im Gegenteil mehr Geld einsetzen. Wir haben in der SBK eine entsprechende Planungs-
erklarung eingebracht, die aber komischerweise aus formellen Grinden heute Abend
nicht zur Abstimmung kommt. An diesem Anliegen halten wir aber fest. Das gleiche gilt
fur das Anliegen, die soziale Absicherung der Kulturschaffenden zu verbessern. Auch
das ist ein absolut wichtiges und begrissenswertes Anliegen, kostet aber auch Geld.
Dass Kultur- und Kunstschaffende, die sich in den aktuellen Sparten gut aufgehoben
fuhlen, nun Angst haben, dass fur ihre Projekte pl6tzlich kein oder weniger Geld lbrig
bleibt, verstehen wir sehr gut. Deswegen haben wir auch gefordert, dass die Zusam-
menlegung der bisherigen Sparten eng und kritisch begleitet wird. Wir sind froh, dass
jetzt ein Monitoring vorgesehen ist, damit dieser Prozess transparent ablauft. Die An-
derungen und Reformen sollen ja schliesslich zu Gunsten und nicht zu Ungunsten der
Kulturschaffenden sein.

Um Geld geht es auch in anderen Bereichen, wenn wir kulturelle Teilhabe verbessern
wollen. Es kostet halt etwas, wenn wir wollen, dass die Kultur diverser wird, aus der
Perspektive der Kulturschaffenden wie auch aus der Perspektive des Publikums. Dann
muissen wir zum Beispiel auch bereit sein, Zugange zu den KulturrAumen hindernisfrei
zu gestalten. Kulturschaffende und kulturelle Institutionen leisten heute sehr viel flr
sehr wenig Geld. Sandstein allein gibt halt auch nicht so viel her. Eine Stadt ist erst
dann lebendig, wenn Kultur stattfindet. Deswegen stdren uns die Sparvorhaben und
auch der Artikel in den Leistungsvertragen, der vorsieht, dass man kurzfristig auf das
nachste Budgetjahr einfach 10 Prozent der versprochenen Beitrage kirzen kann. Der
Stadtrat hat in einer Planungserklarung gefordert, dass man den Passus streicht und
wir bitten den Gemeinderat auf die Kiirzungsmaglichkeit zu verzichten.

Zu den einzelnen Leistungsvertragen: Wie gesagt, wir sind dagegen, dass man bei ein-
zelnen Institutionen spart. Wir haben aber keine Antrage gestellt, um einzelne Kirz un-
gen rickgangig zu machen. Grund dafiur ist die fehlende Entscheidungsgrundlage.
Misste man beim Kino Rex weniger sparen als bei der Dampfzentrale? Wie sollen wir
das sagen? Welche Entscheidungsgrundlage haben wir dafiir? Ist es die Tatsache, ob
sich jemand gerne an einem bestimmten Kulturort aufhalt oder wer mit der Leitung von
welcher Institution einmal einen Kaffee getrunken hat? Wir finden es problematisch,
wenn am Schluss einfach Lobbying entscheidet, wer von Sparmassnahmen verschont
bleibt und wen es dann halt trifft. Aus politischer Perspektive kénnen wir einfach sagen,
Kultur braucht mehr und nicht weniger Geld. Zu den Antrdgen: Wir nehmen den Antrag
der SP/JUSO zur Erh6hung des Verpflichtungskredits fiir Quartiershibliotheken um
20 000 Franken an. Alle Antrage, die Kreditklirzungen vorschlagen, lehnen wir ab. Den
Antrag der Mitte-Fraktion, auf die Kirzungen beim Robert-Walser-Zentrum zu verzich-
ten, nehmen wir an. Noch etwas zu den Motionen der Traktanden 5 und 7: Die in der
Motion in Traktandum 5 geforderte transkulturelle Offnung der Kulturinstitutionen, be-
deutet im Grunde, dass das umgesetzt und kontrolliert wird, was die Kulturstrategie und
Kulturbotschaft vorsehen, ndmlich die Férderung von Diversitat und der kulturellen Viel-
falt, die Abschaffung der Sparten und die Ausweitung des Kulturbegriffs, die beschlos-
sen wurden und genau das bringen, was die Motionar*innen verlangen. Die Motionar*in-
nen verlangen aber auch die Kontrolle des Prozesses. Das ergibt sicher Sinn. So kann
garantiert werden, dass die Kulturférderung wirklich diverser wird und, dass die Anlie-
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gen verwirklicht werden. Aber auch hier, es braucht halt einfach Geld. Wenn Kultur-
schaffen breiter gedacht werden soll, dann muss es halt auch breiter gefdrdert und
besser finanziert werden. Das gleiche gilt fir die Diversity in der Sparte Musik, Trak-
tandum 7. Diese Motion nehmen wir an und auch da geht es uns darum, dass Gleich-
stellung in der Musikbranche verbessert werden soll und auch kontrolliert wird, dass
etwas passiert.

Milena Daphinoff (Mitte) fur die Fraktion: Der gsterreichische Satiriker Karl Kraus hat
einmal gesagt: "Von meiner Stadt verlange ich Strom, Wasser und Kanalisation. Was
die Kultur anbelangt, die besitze ich bereits." Bern besitzt auch schon ganz schon viel
Kultur — Gott sei Dank oder eben den Leistungsvertragen sei Dank. Deswegen sind sie
heute auch grossmehrheitlich unbestritten. Wenn es in der Kultur einen Diskurs gibt,
folgt er eigentlich immer zwei Standard-Positionen. Auf der einen Seite gibt es die, die
den Eindruck haben, dass die herausragende Bedeutung der Kultur oder der Gesell-
schaft zu wenig anerkannt wird, also dass die Politik zu wenig Respekt gegenlber der
Kultur hat und diejenigen beschwéren dann das humanistische Motiv der Kultur als
Lebenselixier. Auf der anderen Seite haben wir diejenigen, die fordern, dass die Kultur
endlich in irgendeiner plausiblen Form ihren Relevanznachweis liefern misse, um den
offentlichen Auftrag zu erfillen und ihre Forderung und Férderung zu legitimieren.

Und ich sage euch, diese mantra-artige Wiederholung des Diskurses fihrt irgendwann
zu einem Stillstand, den wir im Stadtrat bemerken. Die Debatten Uber Kultur und Leis-
tungsvertrage sind meistens plakative Ergisse von diskursiver Tragheit, die kaum zu
Uberbieten ist. Auch heute Abend wird sich daran nicht sehr viel &ndern, auch mein
Votum nicht. Die Tatsache, dass man heute immer mehr von Diversitat, dem Wandel
und der Transformation in der Kunst und Kultur spricht, tragt seinen Teil dazu bei. Ein
Wandel ist namlich unbestritten und wir unterstitzen auch den progressiven Weg von
Kultur Stadt Bern, der zum Beispiel in der Spartenaufldsung diesem Wandel Rechnung
tragt. Aber wenn wir Uber Kulturférderung und Wandel reden, dann mussen wir uns
umso mehr wieder auf die Kernfrage konzentrieren. Je mehr sich die Grenzen beginnen
aufzulésen, je schwammiger und breiter der Kulturbegriff wird, desto wichtiger wird die
Akzentuierung und die Frage der Spezifikation, der Grenzziehung. Letzten Endes gibt
es keine Kulturférderung ohne Grenzziehung. Kurz zusammengefasst: Was ist forde-
rungswiirdig und was nicht. Hier hatten wir uns eine gewisse Akzentsetzung gewtinscht.
Bei gewissen Sachen hat man immer noch das Gefiuhl, dass ein bisschen willkirlich
entschieden worden sei. Das haben wir bereits in der Vernehmlassung gesagt und die
Mitte-Fraktion wiirde gewisse Akzente anders setzen. Diese spiegeln sich heute Abend
in unseren Antragen. Ich will jetzt nicht auf alles nochmals im Detail eingehen, einzig
auf den Antrag zum Robert-Walser-Zentrum, der heute ein dominantes Thema ist und
der aus unserer Feder stammt. Ich muss euch sagen, dass das Robert-Walser-Zentrum
weit Uber die Landesgrenze hinaus strahlt. Er war unbestritten einer der bedeutendsten
Schweizer Schriftsteller des 20. Jahrhunderts und dieses Zentrum haben wir geschafft.
Das war ein Berner Coup gegen Zirich. Das ist etwas, das hier immer gefeiert wird und
von dem man sagt, man habe es geschafft, das nach Bern zu holen. Es war ein sensa-
tioneller Coup, dass man den wirklich Ziurich-gepragten Stiftungsrat iberreden konnte,
den Umzug nach Bern zu erwirken. Das ist aufgrund eines originellen Finanzierungs-
modells gelungen. Es ist ein Finanzierungsmodell, fir das man sich damals gelobt und
es als pionierhaft bezeichnet hat. Man will nicht einfach alle paar Jahre Geld geben,
sondern man schafft eine Stiftung. Man konnte die Burgergemeinde Uberzeugen, die
Kantonalbank — es wurden also auch Private an Bord geholt — und den Kanton. Alle
haben Millionen a fonds perdu hinein gegeben und gesagt, aus den Ertragen heraus
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soll sich die Stiftung finanzieren, damit sie nicht pleite geht. Die Ironie am Ganzen ist,
dass man der Stiftung nun daraus einen Strick dreht und sagt, dass die Stiftung auf-
grund dieses Modells gentigend Geld habe. Es ist wirklich absurd, dass das ausgerech-
net von linker Seite infrage gestellt wird, weil ihr immer die Trager davon gewesen seid,
dies unterstitzt, ins Leben gerufen sowie vor kurzem mit einer Planungserklarung so
gewunscht habt. Diese Kehrtwende macht mich ein bisschen sprachlos. Es macht auch
viele sprachlos, die finden, dass Literatur in der Stadt Bern stiefmutterlich behandelt
wird und ein bisschen mehr Forderung vertragen konnte. Das macht ein bisschen
sprachlos. Deswegen haben wir uns auf die Fahne geschrieben, das heute Abend zu
Ubernehmen. Wir hoffen doch sehr, dass wir heute Abend im Rat eine Mehrheit finden
werden. Ansonsten haben genau diejenigen recht, die der Meinung sind, dass wenn
man es als Kulturbetrieb schafft, einigermassen nachhaltig zu wirtschaften, dafiur auch
noch bestraft wird. Noch eine Bemerkung dazu, da dies mit der Befristung und den 15
Jahren immer wieder kursierte: Ich zitiere gerne aus dem Stadtratsvortrag von 2008 —
ihr findet diesen, wenn ihr euch durchklickt auf der Website, unser Archiv geht dan-
kenswerterweise bis 2005 oder 2003 zuriick. Dort heisst es: "Aus Sicht des Gemeinde-
rates ist das Berner Modell eine Pionierleistung und ein Glicksfall fur die Schweizer
Literatur aber auch fir die Stadt Bern. Der von der Stadt Bern erwartete jahrliche Be-
triebsbeitrag ist angesichts der Bedeutung des Autors verhaltnismassig bescheiden."
Und weiter: "... von unbeschrankter Dauer als Kredit fir wiederkehrende Ausgaben zu
beschliessen. Fir die Zustandigkeit zum Kreditbeschluss sind die in einem Jahr anfal-
lenden Kosten sogar mit 5 zu multiplizieren." Also der Gemeinderat hat damals beim
Stadtrat einen Betrag von 100 000 Franken mal 5 multipliziert, weil er eine unbe-
schrankte Dauer fur den Kredit wollte. Und er hat sich daran gehalten, das heisst wir
kdnnen das hier nachlesen. Es wurde explizit so gewtinscht. Und jetzt kommt ihr und
sprecht von 15 Jahren. Entschuldigung, das geht einfach nicht auf. Ich will jetzt nicht
weiter dariber streiten, ihr habt eure Meinungen bereits gemacht. Nur so viel: Es ware
wirklich eine Schande, wenn man jetzt aus diesem Vertrag aussteigt und den Beitrag
herunter kirzt. Deswegen haben wir den Antrag gemacht. Zum anderen Antrag: Wir
wissen, dass es unserer Stadt finanziell nicht rosig geht. Wir miissen auch in der Kultur
gewisse Akzente setzen. Sie ist nicht ausgenommen vom Sparen. Wir sind immer noch
der Meinung, dass der Beitrag ans Theaterfestival auawirleben vor vier Jahren unver-
haltnismassig erhoht wurde. Wir halten am schon damals gestellten Kirzungsantrag
fest. Wir mochten auawirleben weiterhin stitzen, aber wir finden, es braucht dort nicht
300 000 Franken mehr. Ergo unser Kirzungsantrag, um das Ganze auch finanziell wie-
der ins Lot zu bringen. Herzlichen Dank fiir eure Unterstiitzung.

Ruth Altmann (parteilos), Einzelvotum: Ich stelle ein bisschen bedrickt fest, dass das
burgerliche Lager das Haus der Religionen — ich spreche nur zum Haus der Religionen
— nicht weiter unterstiitzen will oder die Beitrage kirzen. Das ist sehr schade, macht
das nicht. Lasst das Haus der Religionen bestehen, weil es einen wichtigen Beitrag zur
Verstandigung der verschiedenen Kulturen und zur Multikulturalitat dieser Stadt leistet.
Das Ganze ist keine Subventionierung von einzelnen religiésen Instituten. So ist es
nicht. Es sind alle unter einem Dach und das ist sehr positiv. Es ist etwas Besonderes
und, dass so etwas in einem Haus untergebracht ist, ist etwas sehr schénes. Es tragt
zur Friedensstiftung und zum Verstandnis der Religionen untereinander bei. Lasst euch
nicht davon stéren, dass es nicht in den Kulturblock passt. Es ist doch egal, ob das hier
in unser Blockchen passt. Es ist halt etwas anderes als der Rest, aber es ist sicher
nicht das Dummste, das wir subventionieren kdnnen. Es ist etwas sehr Wertvolles und
es ware jammerschade, wenn das unterliegen wirde. Ich hoffe es zwar nicht, es gibt

181



Protokoll 04 | Stadtrat vom 16.02.2023

sicher noch ein paar Verninftige, die das nicht wollen. Schade ist die Haltung im bur-
gerlichen Block. Klar ist, dass die Missstéande in Bezug auf Zwangsheiraten strafbar
sind. Es muss kontrolliert werden, aber das wird sicher gemacht. Subventionen zu kdr-
zen ist aber sicher der falsche Weg. Deswegen bitte ich euch instdndig, das Haus der
Religionen weiter zu unterstitzen und die entsprechenden Antrdge der GLP — die vom
burgerlichen Lager unterstitzt werden — abzulehnen.

Johannes Wartenweiler (SP), Einzelvotum: Ich mdchte einfach schnell etwas zu Blh-
nen Bern sagen, dem ehemaligen Stadttheater. Einerseits miissen wir dort Einsparun-
gen machen, die fir Bihnen Bern schwierig sind. Sie werden aber in Zusammenarbeit
mit den Gewerkschaften und den Mitarbeitenden gemacht. Also man versucht, trotz des
weniger vorhandenen Geldes Losungen zu finden. Ich méchte aber vor allem noch ein-
mal darauf zuriickkommen, was kurzlich bei Bihnen Bern passiert ist: Im Zusammen-
hang mit der Coronakrise und dem Wechsel des Intendanten wurde mehr oder weniger
das gesamte Schauspielensemble entlassen und ausgewechselt. Ich weiss, dass es in
der Kultur und bei den Bluhnen gewisse feudalistische Praktiken gibt, die damit verbun-
den sind, dass die neue Intendantin oder der neue Intendant neue Leute mitbringt, weil
sie etwas Neues bringen will. Aber ich fand es ziemlich unsensibel, dass man in dieser
Situation mehr oder weniger die ganze Belegschaft der Schauspieler*innen auf die
Strasse stellt und sie ihrem Schicksal Gberléasst. Ich glaube, dass wir als Stadt sehr viel
Geld ausgeben, damit Bihnen Bern ein Programm machen kann und ich finden, wir
sollten den Anspruch haben, dass man bei solchen feudalistischen Praktiken einmal
hinschaut und sagt, dass das so nicht geht.

Alec von Graffenried, Stadtprasident: Wie ihr alle bin ich herausgefordert durch die
Kiurzung der Zeit fur ein sehr umfassendes Geschéaft. Ich werde darum nicht auf alle
Einzelfragen eingehen kdénnen. Es tut mir leid, dass ich mich sehr stark beschranken
muss. Ich habe mir Uberlegt, mein Votum zu tanzen oder zu singen, aber das kénnte
ich in dieser kurzen Zeit noch weniger. Deshalb probiere ich mich auf das Wesentliche
zu beschranken. Mdéglicherweise mochte Franziska Teuscher auch noch etwas zu den
Kornhausbibliotheken sagen.

Ich danke der Referentin und der Kommission. In der Kommission hatten wir viel Zeit
und konnten umfassend diskutieren. Wir haben eine sehr gute Diskussion fiihren kon-
nen, die heute angesichts der kurzen Redezeiten ein bisschen knapper ausfallen wird.
Ich beginne mit dem finanziellen Rahmen. Das ist eine Finanzbotschaft. Wir probieren
einfach zu zeigen, wie die finanzielle Kulturférderung in den nachsten vier Jahren aus-
sehen soll und probieren dort sehr umfassend zu sein. Es ist nicht eine Kulturbotsc haft
im umfassenden Sinn. Wir haben dann auch noch die Kulturstrategie. Wir haben andere
Kulturprojekte, die wir sonst vorantreiben. Es geht einfach darum, den finanziellen Rah-
men aufzuzeigen. Die kommende Periode ist von einer Konsolidierung gepragt. Wir
hatten — es wurde gesagt — vor vier Jahren einen grossen Ausbau, jetzt wird eher kon-
solidiert. Sparen tun wir sehr punktuell. Wir haben uns voll an den Rahmen gehalten,
den ihr uns in der Finanzdebatte aufgespannt habt. Wir bewegen uns in diesem Rah-
men drin, inklusive euren Planungserklarungen. Beziiglich des Ausbaus wurde viel ge-
redet. Bei auawirleben haben wir soweit ich weiss, proportional den gréossten Ausbau
vorgenommen. Dazu moéchte ich sagen, dass das erste Mal, als sie von diesen zusatz-
lichen Mitteln hatten profitieren kénnen, war 2020, dann 2021 und 2022 — es war immer
Pandemie. Das Festival konnte noch gar nie stattfinden und sie konnten noch gar nie
zeigen, wie sie mit diesen Mitteln umgehen. Das einzige Mal in dieser vierjahrigen Pe-
riode wird dieses Jahr sein, in dem sie im Mai das Festival Gberhaupt so durchfihren
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kdénnen. Warum ist uns das Theaterfestival auawirleben so wichtig? Es ist ein Festival.
Ein Festival ist ein noch starkerer Kulturaustausch, weil auch auswéartige Gruppen nach
Bern kommen und das Theaterschaffen in Bern aufmischen, stimulieren, inspirieren.
Darum sind Festivals sehr gut fir eine Anreicherung des Kulturlebens.

Auf das Robert-Walser-Zentrum komme ich im Rahmen der Finanzen zuriick. Zur Kul-
turbotschaft: Diese wurde gut aufgenommen, wie ich meine. Danke auch hier fir die
Debatten. Unsere Schwerpunkte liegen bei der Nachhaltigkeit und der Diversitét. Inner-
halb der Nachhaltigkeit spielt die soziale Nachhaltigkeit eine besondere Rolle. Friher
hat man einfach hie und da Geld geben und hatte das Gefuihl, dass man das Kulturleben
ein bisschen animieren und stimulieren kénne. Vielleicht ging man auch sehr romanti-
sierend mit der Kulturszene um und sagte, dass das Bohemiens seien, die das machen.
Heute sehen wir das ein bisschen anders. Heute méchten wir dafur sorgen, dass die
Kulturschaffenden, die teilweise in sehr prekaren Verhaltnissen leben, zu einem Aus-
kommen kommen. Mit unseren finanziellen Mitteln probieren wir das professionelle Kul-
turschaffen zu férdern, aber auch die einzelnen Kulturschaffenden so zu unterstitzen,
dass sie tatsachlich auch eine Altersvorsorge aufbauen kénnen. Friher hat man das
einfach den Institutionen tberlassen. Heute Ubernimmt dort die Stadt als Subventions-
geberin, wie alle anderen Subventionsgeberinnen wie Kanton, Bund und Burgerge-
meinde auch, selber eine Verantwortung und probiert, das zu machen. Das heisst aber
auch, dass Geld nicht mehr mit der Giesskanne mdglichst breit verteilt wird, sondern,
dass fokussiert und konzentriert wird und diejenigen, die man férdert, nachhaltig gefor-
dert werden. Das fuhrt dazu, dass die Mittel gezielter eingesetzt werden, aber eben
auch weniger breit. Das ist notwendigerweise damit verbunden. Die andere Neuerung,
die wir eingefuhrt haben, ist die Zusammenlegung der Kommissionen zu einer grossen
Kommission. Das fuhrt auch zu einer Vereinfachung bei der Gesucheingabe und zu
einer Vereinheitlichung der Kriterien. Bis jetzt waren die Kommissionen sehr unabhan-
gig voneinander. Jetzt werden die Kommissionen natirlich auch spartentbergreifend
schauen, im Sinn von: Dort machen wir es so, somit machen wir es doch hier auch so.
Das fuhrt zu einer Angleichung der Foérderkriterien, die heute spartenmassig sehr divers
sind. Dort streben wir nicht unbedingt Diversitat an, sondern dort méchten wir mdglichst
koharent sein, dass alle etwa gleich geférdert werden kénnen.

Zu den Leistungsvertragen: Auch dort sind Nachhaltigkeit und Diversitat eingebaut,
also auch in einzelnen Bestimmungen der Leistungsvertrage. Beispiel Nachhaltigkeit:
Das ist ein Thema, das neu angeschaut wird. Beispielsweise werden Tourneen beriick-
sichtigt, die ganze Reisetatigkeit des Kulturschaffens. Die Nachhaltigkeit soll geférdert
werden, die beispielsweise auch auawirleben pflegt. Beispiel Diversitat: Ich finde, die
Kulturférderung aber auch das ganze Kulturschaffen reprasentiert und stellt die in der
Gesellschaft vorhandene Diversitat eigentlich sehr gut dar. Das Kulturschaffen ist teil-
weise auch ein Treiber der ganzen Diversitéat, die unsere Gesellschaft erfasst. Das neh-
men die einzelnen Institutionen sehr gezielt auf, beispielsweise auch Bihnen Bern.
Noch einmal zum Uberblick und den ganzen Leistungen: EIf der insgesamt 25 Leis-
tungsvertrage machen wir zusammen mit dem Kanton und den Regionalgemeinden, der
Kanton tragt immer 40 Prozent bei, die Regionsgemeinden 12 Prozent und uns bleiben
dann die restlichen 48 Prozent. Damit ist das Ganze sehr breit abgestiitzt. Die Ubrigen
14 Leistungsvertrage tragt die Stadt Bern allein. Es sind diejenigen, die vielleicht ein
bisschen innovativer sind und mit denen man die Breite des Kulturschaffens abbildet.
Zu den einzelnen Leistungsvertragen: Ich aussere mich sicher zum Robert-Walser-Ar-
chiv. Wir haben an diesem Antrag festgehalten, aber auch gedacht, dass wir ihn nicht
in eigener Kompetenz hinter eurem Ricken kiirzen, sondern ihn euch vorlegen. Darum
legen wir ihn euch trotz der Finanzkompetenz hier vor. Wir sind der Meinung, dass das
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Robert-Walser-Zentrum seine Leistungen nicht wird kiirzen miissen. Das wird es auch
nicht mit der Kurzung der Stadt. Wir stehen zum Robert-Walser-Zentrum, auch in Zu-
kunft. Wir werden in vier Jahren beurteilen kédnnen, ob sie dann wieder auf mehr Mittel
angewiesen sein werden. Es ware kein Problem, diese Mittel zukiinftig wieder herauf-
zusetzen. Wir sind der Meinung, dass das Berner Modell auf 15 Jahre angelegt war.
Wir werden bis Ende dieser Periode anderthalb Millionen Franken an das Robert-
Walser-Zentrum beigetragen haben und sind der Meinung, dass die Stadt damit ihrer
Verpflichtung gut nachgekommen ist. Aber wie gesagt, wir stehen dazu und wollen das
Robert-Walser-Zentrum auch weiterhin fordern und unterstiitzen. Wenn wir in vier Jah-
ren sehen, dass es so nicht geht, werden wir ohne weiteres die Mittel wieder erhéhen
kénnen und ihr werdet dem dann sicher auch wieder zustimmen. Also uns dinkt es sehr
gut vertretbar, dass man beim Antrag des Gemeinderats bleibt.

Zur Orchesterforderung: Die Orchesterforderung haben wir vorbereitet. Wenn ihr heute
Abend diesen Antragen zustimmt, kénnen wir morgen diese Ausschreibung machen.
Wir setzen damit den politischen Vorstoss um und kdnnen im Bereich der Orchester,
bei denen es eben sehr viele Schwankungen gibt, immer diejenigen Orchester fordern,
die die Forderung entsprechend auch verdienen. Nun wurden in der Debatte das Haus
der Religionen und Buhnen Bern kritisiert, beide Institutionen fiur Fehler, die in den
vergangenen Beitragsperioden, im Haus der Religion erst vor kurzem, erfolgt sind. Jetzt
kommt auch hier die Forderung, dass man reagieren soll, allenfalls mit Kiirzungen im
Fall des Hauses der Religionen. Ich méchte dazu festhalten, dass beide Institutionen
in dieser Situation, in der Fehler passiert sind, ihre Verantwortung voll wahrgenommen
haben. Wo gearbeitet wird, wo viele Leute arbeiten, passieren auch Fehler. Das war
bei Buhnen Bern und auch in der Moschee im Haus der Religion ersichtlich. Beide
Institutionen haben sofort reagiert, ihre Fihrungsverantwortung wahrgenommen. Fir
uns ist entscheidend, wie in einer Krisensituation reagiert wird. Die eingesetzten Vor-
stande, der Stiftungsrat und die Geschéftsleitung von Bliihnen Bern waren ihren Aufga-
ben vollumfanglich gewachsen und haben in einer sehr guten Art und Weise auf die
Vorféalle reagiert. Darum gibt es fir uns keinen Grund, hier weitere Sanktionen in Form
einer Klrzung der Mittel zu ergreifen. Es stimmt, es ist speziell, dass das Haus der
Religionen als Kulturinstitution verstanden wird. Man kdnnte auch sagen, dass es eine
soziale Institution ist, eine Integrationsinstitution. Jetzt ist es halt einfach im Kulturtopf
und deshalb férdern wir es im Rahmen des Kulturtopfes. Wir machen das gut und fair,
damit das Haus der Religionen seine sehr wertvollen Leistungen auch entsprechend
erbringen kann.

Zum Schluss noch ein Wort zur Kirzungsklausel: Diese Kirzungsklausel haben wir
Uberall hineingeschrieben, eben genau dafir, dass wenn der Fall eintreten sollte und
wir wieder einmal kiirzen missten, nicht gebunden sind und in den Institutionen tber-
haupt nichts kiirzen kénnen. Wir wollen wie gesagt die Klausel drin lassen, ich kann
euch aber schon jetzt sagen, dass sie in den nachsten vier Jahren vermutlich nicht wird
umgesetzt werden missen. Aber wenn der Fall wieder einmal kommen sollte, dann
mochten wir die Méglichkeit haben, quasi als Reserve. Ich bitte, Uberall den Antragen
des Gemeinderats zu folgen. Ich danke euch fir die gute Aufnahme des Geschéftes
insgesamt und freue mich auf eine lebendige, farbige, inspirierte, diverse etc. Kultur in
den néachsten vier Jahren.

Franziska Teuscher, Direktorin BSS: Weil der Stadtprasident gesagt hat, dass ich
noch etwas zu den Kornhausbibliotheken sage: Ich mdchte euch dariiber informieren,
dass wir seit dem 1. Februar die Bibliothek Plus am Laufen haben, die langere Off-
nungszeiten vom Morgen frih bis am Abend spéat hat. Das ist ein gutes Projekt und wir
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werden es auswerten und schauen, dass wir tiberall die Offnungszeiten verlangern kon-
nen. Das wollte ich noch deponieren, damit ihr das wisst. Falls ihr dem Aufstockungs-
antrag zustimmt, behaftet uns nicht zu fest darauf, wann wir wieder schliessen mussten.
Wir méchten eigentlich an vielen Orten von morgens um 7 Uhr bis abends um 22 Uhr
offen haben, das natirlich mit eingeschréanktem Service, Betreuung und Ausleihe.

Prasident Hoekstra: Es wurde punktweise Abstimmung gewlnscht. Wir werden also
bei den Traktanden 5 und 6 Uber die einzelnen Vertrage separat abstimmen. So kann
man sich intern in den Fraktionen bereits entsprechend vorbereiten.

Die Sitzung wird um 19.05 Uhr unterbrochen.

Namens des Stadtrats

Der Préasident Fur das Protokoll
07.08.2023 11.08.2023
7/ i "
X A7 X
Signiert von: Michael Hoekstra (Qualified Signature) Signiert von: Anita Flessenkamper (Qualified Signature)

Redaktion: Christine Otis
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Anwesenheit in der Sitzung von 20.30 bis 22.30 Uhr

Stadtrat anwesend

Michael Hoekstra, Préasident

Valentina Achermann
Janina Aeberhard
Timur Akgasayar
Lena Allenspach
Ruth Altmann

Ursina Anderegg
Mirjam Arn

Tom Berger

Nicole Bieri

Diego Bigger

Lea Bill

Laura Binz

Gabriela Blatter
David Béhner

Eva Chen

Francesca Chukwunyere
Dolores Dana

Milena Daphinoff
Sibyl Martha Eigenmann
Vivianne Esseiva
Alexander Feuz
Sofia Fisch

Thomas Fuchs
Katharina Gallizzi

Stadtrat entschuldigt
Yasmin Amana Abdullahi
Michael Burkard

Jelena Filipovic

Gemeinderat anwesend
Alec von Graffenried PRD

Stadtkanzlei anwesend
Claudia Mannhart, Stadt-
schreiberin

Ratssekretariat anwesend
Nadja Bischoff, Ratssekre-
tarin

Christine Otis, Protokoll
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Lionel Gaudy
Franziska Geiser
Thomas Glauser
Claude Grosjean
Lukas Gutzwiller
Bernadette Hafliger
Erich Hess
Thomas Hofstetter
Matthias Humbel
Seraphine Iseli
Ueli Jaisli

Bettina Jans-Troxler
Anna Jegher
Raffael Joggi
Nora Joos
Barbara Keller
Fuat Kocger

Nora Krummen
Corina Liebi
Maurice Lindgren
Simone Machado
Matteo Micieli
Szabolcs Mihalyi

Ingrid Kissling-Naf
Anna Leissing
Salome Mathys

Michael Aebersold FPI

Mago Fluck, Ratsweibel

Tanja Miljanovic
Dominic Nellen

Barbara Nyffeler

Halua Pinto de Magalhées
Claudio Righetti

Mirjam Roder

Michael Ruefer

Kurt Ruegsegger
Vanessa Salamanca
Mabhir Sancar

Judith Schenk

Florence Schmid

Nicole Silvestri

Chandru Somasundaram
Ursula Stéckli

Irina Straubhaar
Therese Streit-Ramseier
Bettina Stissi

Michael Sutter
Johannes Wartenweiler
Lukas Wegmuller
Janosch Weyermann
Marcel Withrich

Simone Richner
Sarah Rubin
Sara Schmid

Reto Nause SUE

Franck Bronnimann, Sekre-
tariat
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Fortsetzung: Leistungsvertrage mit Kulturinstitutionen fir die Leistungs-
vertragsperiode 2024 - 2027; Verpflichtungskredite (Abstimmungsbot-

schaft)

Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10.

Prasident Hoekstra: Wir sind stehengeblieben bei den Traktanden 4 bis 10. Wir wir-
den direkt mit den Abstimmungen zu Traktandum 4 anfangen. Wir starten bei Trak-
tandum 4 zuerst mit den Antrégen beziehungsweise Rickweisungsantragen.

Antrage

1.

SVP

Ruckweisung:

Die Vorlage sein an den Gemeinderat zurickzuweisen mit der Auf-
lage, mit der IKUR und Grossen Halle seien ein Leistungsvertrdage
auszuarbeiten, in welchem diese verpflichtet werden, keine Diskri-
minierungen aus rassistischen, religiosen, Grunden der weltan-
schaulichen, sexuellen und politischen Ausrichtung vorzunehmen.

GLP/IGLP

Ruckweisung:

Das Geschéft ist mit der Auflage an den Gemeinderat zuriickzu-
weisen, die Summe aller Leistungsvertrage auf das Beitragsniveau
von 2016 zu reduzieren.

SVP

Der Verpflichtungskredit fur die Abgeltungen der Leistungen der
Grossen Halle im Betrag von Fr. 1'200.000.00 sei ersatzlos zu
streichen. Mit der Grossen Halle sei fir die Periode 2024-2027 kein
Leistungsvertrag abzuschliessen.

FDP/JF,
GLP/JGLP,
Mitte

Der Verpflichtungskredit fir die Abgeltungen der Leistungen der
Grossen Halle sei von Fr. 1'200'000 auf Fr. 960'000 (bzw. auf Fr.
240'000 statt Fr. 300'000 pro Jahr) zu klrzen.

SVP

Der Verpflichtungskredit fur die Abgeltungen der Leistungen der
Interessensgemeinschaft Kulturraum Reitschule, IKUR im Betrag
von Fr. Fr. 1'520°000.00 sei ersatzlos zu streichen. Mit der IKUR
sei fur die Periode 2024-2027 kein Leistungsvertrag abzuschlies-
sen.

SVP

= Die Leistungsvertrage zur IKUR (Ziffer 6.5) und zur Grossen
Halle (ziffer 6.3) sind den Stimmberechtigten gestitzt auf Art.
46 GO zum Entscheid zu unterbreiten.

Das Biro des Stadtrats wird als Redaktionskommission fir die ent-

sprechende Erganzung der Abstimmungsbotschaft eingesetzt (Art.

14 Abs. 2 GRSR).

SVP

Der Verpflichtungskredit fir die Abgeltungen der Leistungen der
Kunsthalle sei um Fr. 50'000 auf total Fr. 1'000'000.00 pro Jahr zu
kiirzen. Auf die von Gemeinderat zugesprochene Erhdhung der
Beitrage um Fr. 50'000 pro Jahr sei zu verzichten.

SVP

» Der Leistungsvertrag zur Kunsthalle ist den Stimmberechtig-
ten gestitzt auf Art. 46 GO zum Entscheid zu unterbreiten.

= Das Biro des Stadtrats wird als Redaktionskommission fur
die entsprechende Erganzung der Abstimmungsbotschaft ein-
gesetzt (Art. 14 Abs. 2 GRSR).

Mitte

Der Kredit fir das Theaterfestival AUAWIRLEBEN fiir die Leis-
tungsperiode 2024-2027 sei um Fr. 250'000 auf Fr. 350'000 zu kiir-
zen.

10.

SVP

» Der Leistungsvertrag zu Auawirleben (Ziffer 6.1) ist den
Stimmberechtigten gestiitzt auf Art. 46 GO zum Entscheid zu
unterbreiten.
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= Das Biro des Stadtrats wird als Redaktionskommission fir
die entsprechende Ergdnzung der Abstimmungsbotschaft ein-
gesetzt (Art. 14 Abs. 2 GRSR).

11.

Mitte

Die Halbierung des Beitrags an das Robert Walser-Zentrum ab
2024 von Fr. 100'000 auf Fr. 50'000 ist rickgdngig zu machen.

12.

GLP/IGLP

Die Stadt Bern soll auf die Ausstellung eines Leistungsvertrags fur
das Haus der Religionen verzichten. Der Betrag von Fr. 300'000 ist
einzusparen.

13.

GLP/IGLP

Eventualantrag:
Der Beitrag ans Haus der Religionen ist um Fr. 100'000 zu kirzen
und auf das Beitragsniveau von 2016 zu reduzieren.

14.

GLP/IGLP

Der Anteil der Stadt Bern an der tripartiten Finanzierung von Blh-
nen Bern ist auf den Gesamtbetrag der Leistungsvereinbarung von
2016 zu reduzieren.

15.

SP/JUSO

Erhéhung des Verpflichtungskredites betreffend Leistungsvertrag
«Fuhrung der offentlichen Quartierbibliotheken» um Fr. 20'000.00
pro Jahr (fur die Jahre 2024-2027 um Fr. 80'000.00) zugunsten
langerer Offnungszeiten und einem zusatzlichen Nachmittag der
Quartierbibliothek Steigerhubel am heutigen Standort oder einem
Standort in der ndheren Umgebung.

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 1 SVP: Riuckweisung

Ablehnung

Ja

Nein

47

Enthalten 0

Namensliste 007

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 2 GLP/JGLP: Rickweisung

Ablehnung

Ja

Nein

52

Enthalten 0

Namensliste 008

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 3 SVP

Ablehnung

Ja

Nein

58

Enthalten 0

Namensliste 009

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 4 FDP/JF, GLP/JGLP, Mitte

Ablehnung

Ja

Nein

25
44

Enthalten 1

Namensliste 010
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2022.PRD.000025: Antrag 5 SVP

Ablehnung
Ja

Nein
Enthalten

63
0

Namensliste 011

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 6 SVP

Ablehnung
Ja

Nein
Enthalten

63
0

Namensliste 012

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 7 SVP

Ablehnung
Ja

Nein
Enthalten

63
0

Namensliste 013

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 8 SVP

Ablehnung
Ja

Nein
Enthalten

63
0

Namensliste 014

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 9 Mitte

Ablehnung
Ja

Nein
Enthalten

25
44
1

Namensliste 015

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 10 SVP

Ablehnung
Ja

Nein
Enthalten

62
1

Namensliste 016
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Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 11 Mitte

Ablehnung

Ja 31

Nein 33

Enthalten 5 Namensliste 017

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 12 GLP/JGLP

Ablehnung

Ja 14

Nein 54

Enthalten 2 Namensliste 018

Abstimmung

2022.PRD.000025: Eventualantrag 13 GLP/JGLP

Ablehnung

Ja 20

Nein 48

Enthalten 2 Namensliste 019

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 14 GLP/JGLP

Ablehnung

Ja 16

Nein 53

Enthalten 0 Namensliste 021

Abstimmung

2022.PRD.000025: Antrag 15 SP/JUSO

Annahme

Ja 43

Nein 27

Enthalten 0 Namensliste 022

Prasident Hoekstra: Damit hatten wir alle Antrage durch. Wir kommen jetzt zur Ab-
stimmung. Wie gesagt, werden wir das punktweise machen.

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredite 1. Stiftung Bernisches Historisches Museum

Annahme
Ja 68
Nein 1
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Enthalten 0 Namensliste 023

2. Verpflichtungskredite fir die Betriebsbeitrdge 2024-2027 an die

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredite 2. Stiftung Buhnen Bern

Annahme

Ja 60

Nein 7

Enthalten 3 Namensliste 024

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredite 3. Stiftung Kornhausbibliotheken

Annahme

Ja 67

Nein 2

Enthalten 1 Namensliste 025

2024-2027 an den

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 4. Verein Dampfzentrale Bern

Annahme

Ja 63

Nein 7

Enthalten 0 Namensliste 026

Prasident Hoekstra: Wir kommen jetzt zu den Antragen 5. Das sind die tripartiten Ver-
trage.

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 5.1 Camerata Bern

Annahme

Ja 65

Nein 4

Enthalten 0 Namensliste 027

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 5.2 Kornhausforum

Annahme

Ja 66

Nein 3

Enthalten 0 Namensliste 028
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Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 5.3 La Cappella

Annahme

Ja 68

Nein 1

Enthalten 1 Namensliste 029

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 5.4 Theater an der Effingerstrasse

Annahme

Ja 69

Nein 1

Enthalten 0 Namensliste 030

Prasident Hoekstra: Wir kommen zu den Antragen 6.

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.1 auawirleben Theaterfestival

Annahme

Ja 48

Nein 14

Enthalten 6 Namensliste 031

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.2 bee-flat

Annahme

Ja 66

Nein 4

Enthalten 0 Namensliste 032

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.3 Grosse Halle

Annahme

Ja 51

Nein 15

Enthalten 4 Namensliste 033

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.4 Haus der Religionen

Annahme

Ja 55

Nein 7

Enthalten 8 Namensliste 034
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Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.5 IKUR

Annahme

Ja 62

Nein 7

Enthalten 0 Namensliste 035

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.6 Kino Rex

Annahme

Ja 66

Nein 4

Enthalten 0 Namensliste 036

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.7 Kunsthalle Bern

Annahme

Ja 63

Nein 7

Enthalten 0 Namensliste 037

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.8 Kino Lichtspiel

Annahme

Ja 69

Nein 1

Enthalten 0 Namensliste 038

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.9 Musikfestival

Annahme

Ja 66

Nein 4

Enthalten 0 Namensliste 039

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.10 Robert-Walser-Zentrum

Annahme

Ja 69

Nein 1

Enthalten 0 Namensliste 040
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Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.11 Schlachthaus Theater

Annahme

Ja 62

Nein 7

Enthalten 0 Namensliste 041

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 6.12 Tojo Theater

Annahme

Ja 66

Nein 3

Enthalten 0 Namensliste 042

Prasident Hoekstra: Wir kommen zum Antrag 7.

Abstimmung

2022.PRD.000025: Verpflichtungskredit 7. Orchesterférderung

Annahme

Ja 69

Nein 1

Enthalten 0 Namensliste 043

Abstimmung

2022.PRD.000025: Abstimmungsbotschaft

Annahme

Ja 65

Nein 5

Enthalten 0 Namensliste 044

Prasident : Es gibt jetzt wegen den Antragen noch eine Schlussabstimmung lber das
gesamte Geschaft.

Abstimmung

2022.PRD.000025

Annahme

Ja 63

Nein 7

Enthalten 0 Namensliste 045
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2020.SR.000200

5 Motion Fraktion SP/JUSO (Katharina Altas/Nadja Kehrli-Feldmann/Laura
Binz, SP/Rafael Egloff, JUSO): Transkulturelle Offnung der Kultur-Institu-
tionen: Musterleistungsvertrage anpassen, Kulturfordergremien divers be-
setzen und bei den Controlling-Gespréachen tberprifen

Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.

Prasident Hoekstra: Wir kommen zu Traktandum 5. Dazu ist am 23. Juni 2022 punkt-
weise Abstimmung gewiinscht worden.

Abstimmung

2020.SR.000200: Punkt 1

Annahme

Ja 51

Nein 19

Enthalten 0 Namensliste 046

Abstimmung

2020.SR.000200: Punkt 2

Annahme

Ja 51

Nein 19

Enthalten 0 Namensliste 047

Abstimmung

2020.SR.000200: Punkt 3

Annahme

Ja 51

Nein 19

Enthalten 0 Namensliste 048

Abstimmung

2020.SR.000200: Punkt 4

Annahme

Ja 43

Nein 27

Enthalten 0 Namensliste 049
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2020.SR.000278

6 Postulat Fraktion SP/JUSO (Katharina Altas/Laura Binz, SP): Mit Leis-
tungsvertrag subventionierte Hauser zeigen sich solidarisch mit selbstan-
digen Kinstler*innen in Bern

Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.

Abstimmung

2020.SR.000278: Postulat

Annahme

Ja 52

Nein 17

Enthalten 0 Namensliste 050

2019.SR.000186

7 Motion Fraktion SP/JUSO (Katharina Altas/Laura Binz, SP): Diversity in der
Sparte Musik

Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.

Abstimmung

2019.SR.000186: Motion als Richtlinie

Annahme

Ja 51

Nein 19

Enthalten 0 Namensliste 051

2020.SR.000341

8 Motion Fraktion GB/JA! (Sophie Achermann, GB) - tbernommen durch Sa-
rah Rubin (GB): Lohntransparenz und Gleichstellung in subventionierten
Theaterbetrieben

Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.

Abstimmung

2020.SR.000341: Motion als Richtlinie

Annahme

Ja 56

Nein 13

Enthalten 1 Namensliste 052
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2021.SR.000097

9 Postulat Fraktion SP/JUSO (Rafael Egloff, JUSO/Katharina Altas/Nadja
Kehrli/Laura Binz, SP): Informationspflicht zu Lohnstruktur und Gagenent-
richtung in Berner Kulturinstitutionen

Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.

Abstimmung

2021.SR.000097: Postulat

Annahme

Ja 55

Nein 14

Enthalten 1 Namensliste 053

2019.SR.000256

10 Motion Fraktion SP/JUSO (Katharina Altas, SP/Brigitte Hilty Haller, GFL) -
Ubernommen durch Laura Binz (SP): Kornhaus als Kulturhaus: Berner
Kornhausbibliothek ins Parterre — Kornhaus als Literaturhaus etablieren

Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.

Prasident Hoekstra: Wir kommen zum Traktandum 10. Die Punkte 1, 3 und 4 wurden
zuriickgezogen. Punkt 2 ist in ein Postulat gewandelt worden.

Abstimmung

2019.SR.000256: Punkt 2 als Postulat

Annahme

Ja 53

Nein 17

Enthalten 0 Namensliste 054

2022.SR.000225

11 Dringliche interfraktionelle Motion GB/JA!, SP/JUSO, Mitte, AL/PdA (Fran-
ziska Geiser, GB/ Katharina Altas, SP/Claudio Righetti, Mitte/David Bohner,
AL): Die Stadt Bern verlangt vom Schweizer Bundesrat Massnahmen gegen
die Menschenrechtsverletzungen im Iran zu ergreifen

Franziska Geiser (GB) fur die Einreichenden: Im Iran ist eine Revolution im Gang. Ich
hoffe, die fuhrt zum Sturz des Regimes. Die revolutiondren Vorgange sind in der
Schweiz schon wieder ein bisschen aus dem Fokus der Offentlichkeit geraten. Es gibt
nicht mehr jeden Tag Schlagzeilen wie noch im Herbst. Als wéare nichts, hat Alain Berset
vor ein paar Tagen der islamischen Republik zu ihrem 44. Geburtstag gratuliert. Das
ist absolut unbegreiflich. Uber 500 Menschen sind bei diesen Protesten getétet worden.
20 000 Protestierende sitzen im Gefangnis.
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Es ist deswegen ein wichtiges Zeichen, dass der Gemeinderat zusammen mit anderen
Stadten den Bundesrat auffordert, erstens die EU-Sanktionen zu tibernehmen, zweitens
sich auch bei der UNO fur die Untersuchung der Menschenrechtsverletzungen einzu-
setzen und drittens Massnahmen zu ergreifen, um die Zivilgesellschaft im Kampf fur
die Menschenrechte zu unterstitzen.

Klar, das ist nur ein Zeichen, aber wenn viele Zeichen zusammenkommen, kénnen auch
Fakten entstehen. Und an diesen Punkt missen wir kommen. Deswegen hoffen wir auf
breite Unterstitzung.

Prasident Hoekstra: Damit sind wir schon bei den Fraktionsvoten.

David Bohner (AL) fur die Fraktion: Unbedingt missen wir ein Zeichen setzen, nicht
nur als Stadtrat, sondern einfach auch als Mensch. Wenn solche Sachen passieren wie
im Moment im Iran, ist es umso wichtiger, dass alle, die damit nicht einverstanden sind,
ihre Stimme erheben. Darum ist diese Motion sicher sehr wichtig und vor allem wére es
wichtig, dass der Bundesrat handeln und sich aktiv gegen die Menschenrechtsverlet-
zungen einsetzen wirde, statt diese Gluckwunschtelegramme zu verschicken. Es ist
aber auch eine etwas hilflose Motion und die Antwort vom Gemeinderat ist auch ein
bisschen hilflos, wenn er nichts anderes machen kann, als das Anliegen in der Stadte-
kommission einzubringen. Es ware wichtig, dass die Schweiz handelt, dass sie Sankti-
onen ausspricht gegen die Regimevertreter/-vertreterinnen, wie das die EU gemacht
hat, oder dass sie die Konten einfrieren liesse, wie das mit den russischen Oligarchen
passiert ist.

Ein Teil von Ihnen sagt jetzt sicher, dass es halt auch nicht die Aufgabe des Stadtrats
sei, sich in internationale Geschehnisse einzumischen und auch nicht in der Kompetenz
des Stadtrats liege und es darum verschwendete Zeit sei, dariiber zu sprechen. Die
Fraktion AL/PdA ist mit dem nicht einverstanden. Es ist unsere Aufgabe, klar Stellung
zu nehmen, wenn ein grosser Teil der Zivilbevélkerung in einem Land Widerstand leis-
tet gegen die rigide Politik, die keine freie Meinungsausserung zulasst. Darum danke
ich Ihnen allen, wenn Sie die Motion annehmen. Aber wir kénnen auch mehr machen,
damit die Tausenden Gefangenen, die in den letzten Monaten bei Demonstrationen
festgenommen wurden, nicht vergessen werden. Darum hat die Gruppe Free Iran an-
gefangen in der ganzen Welt Patenschaften, also Gotten und Géttis zu suchen, die sich
fir die Gefangenen einsetzen und diese unterstiitzen. Die Gotten und die Gottis haben
die Aufgabe, auf ihren Social-Media-Kanéalen und anderen Kanalen auf das Schicksal
der Gefangenen aufmerksam zu machen und bei der iranischen Botschaft ihre Freilas-
sung zu verlangen. Ich finde es lassig, dass so viele Stadtrate und Stadtratinnen diese
Initiative unterstiitzen. Der Stadtprasident und die Gemeinderate Franziska Teuscher,
Marieke Kruit und Michael Aebersold sind ebenfalls bereit, eine Patenschaft tberneh-
men. Merci vielmal. Und wenn wir weltweit dranbleiben, wird sich auch etwas andern.

Lena Allenspach (SP) fur die Fraktion: Im Iran halten die Menschenrechtsverletzungen
durch brutale Polizeigewalt immer noch an. Die Proteste gegen das Regime werden mit
voller Harte unterdriickt. Im Iran findet eine feministische Revolution statt, ein lauter
und starker Schrei nach Freiheit, ein Kampf fir Demokratie und Menschenrechte.

Die offizielle Schweiz hat es bisher bei vagen Erklarungen belassen; und das, obschon
laut Free Iran Switzerland bereits 500 Menschen, davon 70 Kinder, das Leben verloren
haben, sich etwa 20 000 in Haft befinden und tGber 100 auf ihre Hinrichtung warten. Der
Bundesrat soll endlich alle von der EU verhangten Sanktionen gegen den Iran tiberneh-
men, den UNO-Menschenrechtsrat in seiner Arbeit und die Zivilgesellschaft im Iran in
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ihrem Kampf fur Freiheit und Menschenrechte unterstitzen und nicht dem islamischen
Regime zum Geburtstag gratulieren. Die SP/JUSO-Fraktion stimmt darum dieser Mo-
tion klar zu und begrusst, wenn der Gemeinderat auch mit anderen Stadten und dem
Stadteverband beim Bundesrat interveniert.

Vivianne Esseiva (FDP) fur die Fraktion: Auch die FDP/JF-Fraktion hat im Grundsatz
viele Sympathien fur diese Motion, aber wir finden eben, dass der Stadtrat der falsche
Adressat ist. Es ist wieder so eine Brieftragermotion. Bei einem offenen Brief oder ei-
nem Foto waren sehr viele von uns dabei gewesen. Als Einzelperson finden wir es auch
wichtig, dass man zum Beispiel mit einer solchen Patenschaft oder mit Spenden hilft.
Aus diesen Grunden enthalten wir uns.

Thomas Fuchs (SVP) fir die Fraktion: Es ist wieder einmal so ein typischer Vorstoss,
mit dem man zeigen will, wie man es doch gut meint, wo man sich tberall engagieren
will. Es ist ein Vorstoss fir die Galerie. Mehr ist es nicht. Man kann nachher Uberall
herumerzéhlen, man habe etwas verlangt. Es wére einfacher gewesen, wenn Sie lhre
Bundesrate angerufen und ihnen gesagt hatten, sie sollten etwas machen, oder wenn
Sie lhre Parlamentarier anriefen statt sich hier als Bonsai-Nationalrate aufzuspielen,
damit Sie auch mal zu einem nationalen Thema etwas sagen kénnen.

Komischerweise kommen die gleichen Vorstdsse nicht, wenn es um Kuba geht oder um
sozialistische Staaten, wo wir genau das gleiche erleben, wo man dann konsequenter-
weise sagen musste, hier misste man sich auch einmal engagieren. Aber nein, Sie
haben ein Brett vor dem Kopf. Wir sind nicht bereit, bei dem Spiel mitzumachen, und
werden den Vorstoss ablehnen.

Janina Aeberhard (GLP) fir die Fraktion: Mir ist es nur wichtig, kurz zu sagen, dass
wir in der GLP/JGLP-Fraktion sehr lange und ausgiebig Uber den Vorstoss diskutiert
haben — viel langer als wir das im Normalfall bei Vorstdssen jeweils machen, die nicht
in die Kompetenz des Stadtrats fallen. Wir haben hitzig debattiert. Es ist schlussendlich
aber zum Entscheid gekommen, dass wir den Vorstoss ablehnen werden, nicht weil wir
an der Sinnhaftigkeit zweifeln oder so. Den Inhalt unterstiitzen wir vollkommen, aber
wir haben das Geflihl, es ist wirklich so ein bisschen eine Brieftragermotion. Wir haben
das Gefiihl, es bringt in der Offentlichkeit nicht viel, einfach ein Schreiben an den Bun-
desrat zu richten. Wir diskutieren hingegen noch dariber, als Fraktion allenfalls eine
Patenschaft zu tbernehmen, weil wir das Gefuhl haben, wir kdnnten damit als Fraktion
mehr erreichen und unsere Solidaritat mit den Gefangenen und mit den Leuten im Iran
besser zeigen.

Sibyl Martha Eigenmann (Mitte) fur die Fraktion: Die Mitte-Fraktion nimmt den Vor-
stoss an. Esist uns ein sehr ein grosses Anliegen. Wir sind alle witend. Ich bin extrem
wuitend und ich kann nicht verstehen, wie man so gegen die eigene Bevdlkerung arbei-
ten kann. Wir sind ein demokratisch gewdahltes Parlament. Wir haben extrem viele
Rechte, wir haben auch die Pflichten, klar. Wir profitieren von einer wunderbaren De-
mokratie und ich glaube, wir alle hier drin wiirden gerne etwas gegen das Terrorregime
machen oder unternehmen. Wir kdnnen nicht viel machen. Das ist klar. Aber selbst,
wenn es nur ein Tropfen auf den heissen Stein ist, wenn jeder im kleinen ein Zeichen
setzt, dann sollten wir diese Gelegenheit trotzdem ergreifen. Ich bitte Sie darum, den
Vorstoss anzunehmen und ein Zeichen zu setzen — gerade als demokratisch gewahltes
Parlament.
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Prasident Hoekstra: Damit waren wir bei den Einzelvoten.

Alexander Feuz (SVP), Einzelvotum: Sie missen nicht meinen, ich wirde den Iran
verteidigen. Aber wir sind nach wie vor fir die Neutralitdt und vertreten die Meinung,
dieser Vorstoss sei nicht zu unterstiitzen. Eines muss ich an die Adresse der Linken
noch sagen: Welcher Bundesprasident hat dem Iran gratuliert?

Alec von Graffenried, Stadtprasident: Ich glaube, es ist hdchste Zeit, dass etwas ge-
gen das Regime im Iran unternommen wird. Ich glaube, darin ist man sich auch einig,
und es ist, glaube ich, auch wichtig, dass man ein Zeichen setzt. Das hat die Debatte
gezeigt. Um mehr als ein Zeichen zu setzen, kann es hier nicht gehen. Es ist die Frage,
wo das Zeichen wahrgenommen wird. Sicher im Inland und das ist wichtig. Aber wir
haben natirlich auch eine grosse Exilbevdlkerung aus dem Iran in der Schweiz. Und
es ist nicht allen gegeben, jeden Samstag vor die iranische Botschaft demonstrieren zu
gehen. Aber natirlich schaut die Exilbevdlkerung auch, wie wir uns in dem Konflikt
positionieren, und ich glaube, fir die zahlreichen Menschen aus dem Iran, die hier in
der Schweiz mit uns leben, ist es wichtig, dass man sich klar positioniert. Es ist nicht
eine Frage der Neutralitat. Es ist eine Frage von Recht und Unrecht und in Fragen von
Recht und Unrecht ist die Schweiz nicht neutral, sondern sie stellt sich immer auf die
Seite des Rechtsstaats und auf die Seite des Rechts und deshalb betrachte ich das
Vorgehen hier auch als neutralitatspolitisch unproblematisch.

Wir werden zusammen mit den anderen Stadten vorgehen. Der Stadteverband ist wie-
derum recht zuriickhaltend bei solchen Aktionen, aus ahnlichen Grinden, wie sie hier
auch geédussert wurden. Wir werden das einfach mit den zehn gréssten Schweizer Stad-
ten zusammen machen. Wir arbeiten mit den zehn gréssten Schweizer Stadten zusam-
men und ein entsprechender Brief ist dort in Zirkulation und sollte Gréssenordnung
anfangs Marz verschickt werden. Der Gemeinderat ist bereit, die Motion entgegenzu-
nehmen. Sie kénnen dieser also problemlos zustimmen.

Prasident Hoekstra: Wir kommen zur Abstimmung. Es geht um die Motion als Richtli-
nie. Wollen Sie diese als erheblich erklaren?

Abstimmung

2022.SR.000225: Motion als Richtlinie

Annahme

Ja 47

Nein 14

Enthalten 9 Namensliste 055

2019.FPI1.000126

12 Viererfeld/Mittelfeld: Abgabe von zwei Landflachen im Baurecht (Abstim-
mungsbotschaft) und Antrag an den Stadtrat zur Abgabe von weiteren Bau-
rechten erste Etappe

Michael Sutter (SP) fir die RWSU: Im vorliegenden Geschaft geht es um die erste
Etappe der Abgabe von Landflachen im Baurecht auf dem Vierer- und auf dem Mittel-
feld. Der Stadtrat hat eigentlich schon einmal dartber befunden, als wir vor gut einem
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Jahr der Doppelvorlage fur die Infrastrukturkredite und die Abgabe des Landes im Bau-
recht genehmigt haben. Damit das Verfahren nicht durch die Beschwerde gegen den
Entscheid verléangert wird, hat der Gemeinderat uns aber beantragt, den Stadtratsbe-
schluss vom 3. Februar 2022 wieder aufzuheben. Das hat der Stadtrat am 27. Oktober
2022 dann auch gemacht und auch die Verpflichtungskredite fur die Infrastruktur und
fur die Entwicklung zuhanden der Stimmberechtigten genehmigt. Am 12. Méarz findet
die Volksabstimmung statt. Die Zustimmung zu dieser Vorlage ist denn auch die Vo-
raussetzung, dass die Abgabe der Baurechte Gberhaupt erfolgen kann.

Anders als in der urspringlichen Vorlage vorgesehen, entscheidet jetzt fir jedes Bau-
feld jeweils das gemass Finanzkompetenzen zustandige Organ. Fur die erste Etappe
heisst das, dass die Stimmberechtigten Uber zwei Baurechte entscheiden, der Stadtrat
Uber drei und dass der Gemeinderat ein weiteres bereits vergeben hat. Massgebend
far die Bestimmung der Finanzkompetenz sind die erwarteten Baurechtszinseinnahmen
bei einem jahrlichen Zinssatz von 3 Prozent. Die Baurechte werden in den Baurechts-
vertragen der Stadt Bern fiir eine Dauer von jeweils 80 Jahren abgeben. Die Baurechts-
zinsen fur die gemeinnitzigen Bautragerschaften werden zwischen 18 und 25 Franken
pro m2 und Jahr liegen. Die Baurechtszinsen fur marktorientierte Investoren liegen ho-
her. Es ist da aber bewusst weder eine Bandbreite noch ein Minimum festgelegt wor-
den. Die erwarteten Baurechtszinsen aus der ersten Etappe betragen insgesamt 1,3
bis 1,5 Millionen Franken pro Jahr. Die Baurechte dieser Etappe sind nicht ausge-
schrieben worden, sondern wurden freihandig vergeben, um eine mdglichst zugige Re-
alisierung sicherstellen zu kénnen. Dabei ist darauf geachtet worden, dass die Inves-
tor*innen in Bern verankert sind, dass sie Uber das entsprechende Fachwissen verfi-
gen und dass sie bereit sind, in diesem innovativen Prozess mitzumachen. Zum Zug
sind auch zwei unmittelbare Nachbarinnen gekommen: die Burgergemeinde mit dem
Burgerspittel und das Hotel Innere Enge. Beide haben sich schon lange vorher in diesen
Planungsprozess eingebracht. Die Bauvorhaben der ersten Etappe werden durch die
Bautragerschaften mit jenen sieben Architekturteams geplant, die im Rahmen des stad-
tebaulichen Wettbewerbsverfahrens fur den Projektteil Wohnen rangiert wurden. Far
die nachsten zwei Etappen werden die Baufelder in einem Bieterverfahren ausgeschrie-
ben. Wichtige Kriterien flr die Vergabe der Baufelder sind neben der H6he des gebo-
tenen Baurechtszinses die Erfullung der Planungsziele und die Zielerreichung der
Areal- und Wohnstrategie. Voraussichtlich kdnnen die restlichen Baurechte durch den
Stadtrat und den Gemeinderat vergeben werden und es wird fir das keine weitere
Volksabstimmung mehr nétig sein.

Die Abgabe im Baurecht erfolgt ausschliesslich an Endinvestierende. Wer das Baurecht
bekommt, kann also weder Gebaude noch einzelne Wohnungen weiterverkaufen. Um
die gemeinschaftlichen Infrastrukturanlagen zusammen zu erstellen respektive die Kos-
ten und den Unterhalt gemeinsam zu tragen, wurde eine Infrastrukturgenossenschaft
gegrindet, bei der spater alle Baurechtsnehmenden Mitglied werden. Wer sind die Bau-
rechtnehmenden? Die Baurechte in der Kompetenz der Stimmberechtigten gehen ers-
tens an die Hauptstadtgenossenschaft. Das ist ein Zusammenschluss von 30 regiona-
len Wohnbaugenossenschaften und daraus soll dann eine neue Mitgliedergenossen-
schaft entstehen. Sie wird rund 200 gemeinnitzige Wohnungen erstellen. Das zweite
Baurecht, Uber das auch das Volk entscheidet, geht an Die Mobiliar.

In der Stadtratskompetenz liegen die Baurechte, die an die Personalvorsorgekasse der
Stadt Bern (PVK), an die Pensionskasse der Berner Kantonalbank (BEKB) und an die
Burgergemeinde Bern abgegeben werden. Das Baufeld der Burgergemeinde befindet
sich auf dem Mittelfeld unmittelbar neben dem Burgerspittel. Die Burgergemeinde wird
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dort unter anderem Generationenwohnen realisieren. Es handelt sich um ein mehrheit-
lich gemeinnutziges Baufeld, weil dort mehrheitlich Wohnungen gebaut werden, die zu
Kostenmiete vermietet werden und auch Personen offenstehen sollen, die Erganzungs-
leistungen beziehen.

In eigener Kompetenz hat der Gemeinderat beschlossen, ein Baufeld an die Innere
Enge Holding AG zu vergeben. Es liegt vis-a-vis dem bestehenden Hotel und soll dieses
mit Schwerpunkt Kulinarik und Kultur ergénzen. Der Zeitpunkt fir die Vergabe der Bau-
rechte ist eher frih, und erfolgt, bevor die genaue Bebauungsstruktur, die Geschoss-
flache fur jedes Baufeld und der Wohnungsmix festgelegt sind. Auch die Baurechtszin-
sen sind Gegenstand von Verhandlungen, die noch ausstehen. Uns ist versichert wor-
den, dass die Verhandlungen von Seiten der Stadt hart gefuhrt wirden. Die Baurechts-
nehmenden brauchen aber eine gewisse Planungssicherheit, damit sie die Planung ih-
rer Baufelder weiterfihren kdnnen und bereit sind, entsprechende Vorleistungen schon
jetzt zu erbringen. Zum Wohnungsmix — also wie gross die Wohnungen realisiert wer-
den — gibt es zwar Vorgaben fur die gemeinnitzigen Wohnbautragerschaften, nicht aber
fur die marktorientierten Investor*innen. Bei der Festsetzung der Mietzinsen fir die ge-
meinnutzigen Wohnungen sind die Anlagekostenlimiten des Bundesamts fiur Woh-
nungswesen massgebend. Die marktorientierten Investoren wiederum sind bei der
Festlegung der Mietzinsen grundséatzlich frei.

Die Planungserklarungen, die im Stadtrat vor einem Jahr verabschiedet wurde, solle so
weit wie mdglich bertcksichtigt werden. So soll ein Teil der Wohnungen fir armutsge-
fahrdete oder finanziell schlechter gestellte Familien, wie eine Planungserklarung for-
dert, bereits in der ersten Bauetappe erstellt werden.

In der Kommission ist die Vorlage insgesamt sehr positiv aufgenommen worden. Dis-
kutiert wurde vor allem Uber die freihdndige Vergabe in der ersten Etappe, Uber die
Energieversorgung, die Hohe der Mietzinsen und tGber den Wohnungsmix. Die RWSU
beantragt mit acht zu einer Stimme bei zwei Enthaltungen, dem Geschéaft und der Ab-
stimmungsbotschaft zuzustimmen. Der Antrag der RWSU zur Botschaft betrifft die Ab-
bildung auf Seite 10. Dort sind die Baufelder, die die PVK bekommt, und die, die die
Pensionskasse von der BEKB bekommt, vertauscht. Richtig ist, dass das noérdliche
Baufeld an die PVK geht, was wir mit diesem Antrag entsprechend berichtigen mochten.

Prasident Hoekstra: Das war auch gerade die Antragsbegriindung der Kommission.
Minderheitsantrage liegen keine vor. Dann kommen wir zu den Fraktionsvoten.

Katharina Gallizzi (GB) fur die Fraktion: Wir haben schon ein paarmal Uber das Vierer-
und Mittelfeld geredet und jetzt also noch einmal — ein Jahr nach der urspriinglichen
Debatte. Auf dem Vierer- und Mittelfeld soll gebaut werden. Fir die GB/JA-Fraktion ist
es sinnvoll, hier an zentraler Lage, die sowohl punkto OV wie auch punkto Fuss- und
Veloverkehr sehr gut erschlossen ist, neuen Wohnraum zu erstellen. Hier gibt es ein
verdichtetes Quartier, das sehr viel flacheneffizienter sein wird als Einfamilienhduschen
irgendwo im Nirgendwo. Es gibt ein Schulhaus, ein Quartierzentrum, einen Stadtpark.
Dazu soll das Quartier auch den Zielen der 2000 Watt-Gesellschaft entsprechen, auch
wenn es dieses Label jetzt nicht mehr gibt. Aber die Ziele sind immer noch die gleichen.
Das heisst, es ist eigentlich alles gut. Ist das wirklich so? Wir denken das Potenzial ist
da, aber es kommt jetzt ein bisschen darauf an, wie man die Baurechtsvertrage vergibt
und wie schlussendlich die Uberbauung umgesetzt wird. In der Stadt fehlt es vor allem
an grossen und bezahlbaren Wohnungen. Das sagen nicht nur wir, das sagt auch der
Gemeinderat in seiner Wohnstrategie. Und in dieser setzt er sich das Ziel, dass die
Halfte der neu gebauten Wohnungen in der Stadt im preisglinstigen Segment entstehen
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soll. Das ist ein sehr ambitioniertes Ziel, wenn man bedenkt, dass der Gemeinderat nur
beschrankt Einfluss darauf hat, was in der Stadt gebaut wird. Alles, was auf privatem
Boden gebaut wird, kann er ja nicht sehr gut beeinflussen. Entsprechend hoch musste
eigentlich der Anteil preisgunstiger Wohnungen auf jenem Land sein, das der Stadt
gehort. Das steht jetzt aber in einem krassen Widerspruch zu den Pléanen auf dem Vie-
rerfeld. Laut der Vorlage, die 2016 von den Stimmberechtigten verabschiedet wurde,
soll auf dem Viererfeld 50 Prozent gemeinnitzig und 50 Prozent gewinnorientiert ge-
baut werden. Diese Aufteilung, so haben wir es jetzt in dieser Vorlage, soll sakrosankt
umgesetzt werden. Allerdings kann man durchaus daran zweifeln, dass die Stimmbe-
rechtigten die Vorlage 2016 nur wegen diesem Passus angenommen haben. Das Ab-
stimmungsergebnis zu der Wohninitiative zum Beispiel, die mit 72 Prozent Ja-Stimmen-
anteil angenommen wurde, deutet daraufhin, dass sich die Mehrheit der Berner Bevdl-
kerung vor allem bezahlbaren Wohnraum wiinscht und nicht teure Luxuswohnungen.
Wie wir bereits in der Debatte im letzten Jahr gesagt haben, sind wir darum tberzeugt,
dass man von diesem strengen 50:50-Paradigma abweichen sollte.

Ich werde jetzt aber das Votum, das Rahel Ruch gehalten hat, nicht wiederholen. Lesen
Sie es nach. Es ist nach wie vor sehr gut. Ich beschranke mich darauf, unsere Antrage
ein bisschen einzubetten. Wie eingangs gesagt, fehlt es in der Stadt an glnstigem
Wohnraum und an grossen Wohnungen. Darum sollen auf dem Vierer- und dem Mittel-
feld vor allem glnstige und grosse Wohnungen gebaut werden. Die zwei Kriterien kon-
nen vor allem bei der Ausschreibung der Baufelder beeinflusst werden. Uns ist klar,
dass die Verhandlungen und Planungen fir die erste Etappe schon abgeschlossen
sind. Die wollen wir auch nicht mehr beeinflussen. Wir wollen dort auch nicht mehr
zurickgehen, weil wir finden, dass das Viererfelder Uberbaut werden soll. Darum be-
treffen unsere zwei Antrage, die wir interfraktionell eingereicht haben, auch nur die
zukunftigen Etappen. Bei Antrag 15 geht es darum, wirklich giinstigen Wohnraum zu
erstellen. Denn: Nur weil eine Wohnung preisglinstig ist, ist sie noch lange nicht billig.
Preisglnstig bedeutet namlich lediglich, dass die Wohnung in Kostenmiete abgegeben
werden muss. Wenn die Gebaude aber extrem teuer im Bau sind, dann ist auch die
Kostenmiete entsprechend hoch. Damit man wirklich glinstige Mietpreise erzielen kann,
muss man also schon bei der Planung darauf achten, dass die Geb&aude nicht zu teuer
werden. Am besten kann das gesteuert werden, indem bei der Ausschreibung der ein-
zelnen Parzellen schon ein maximaler Mietpreis festgelegt wird. Und natirlich darf auch
der Baurechtszins die Mieten nicht in die Hohe treiben. Dass solch ein Modell funktio-
nieren kann, hat man an der Mutachstrasse gesehen. Darum fordern wir, dass das Mo-
dell, wie es bei der Mutachstrasse umgesetzt wurde, auch bei einem Teil der jetzt noch
zu vergebenden Baufelder auf dem Viererfeld angewendet wird. Antrag 16 ist eigentlich
selbsterklarend. Es fehlt an grossen Wohnungen in der Stadt. Darum missen Investo-
ren verpflichtet werden, auch grosse Wohnungen zu bauen. Das soll von Anfang an
eine Bedingung fur die Vergabe der Parzelle sein, unabhéangig davon, ob es sich um
gemeinnltzige oder gewinnorientierte Investoren handelt. Wenn man von Anfang an
die Bedingungen klarmacht, dann weiss man auch, auf was man sich als Investor ein-
lasst. Und darum finden wir, dass das durchaus machbar ist. Abgesehen davon steht
auch in der Wohnstrategie, dass der Gemeinderat auch die gewinnorientierten Investo-
ren in der ganzen Stadt in die Pflicht nehmen will, grosse Wohnungen zu bauen. Grund-
satzlich ist es uns wichtig zu betonen, dass nicht immer nur die gemeinniitzigen Inves-
toren in die Pflicht genommen werden sollen. Wie ich das vorher gesagt habe, kann
man, wenn man etwas ausschreibt und etwas vergibt, ja die Bedingungen klar vorge-
ben. Die, die das nicht wollen, miissen sich nicht bewerben. Aber die, die sich auch zu
diesen Bedingungen daflr interessieren, kdnnen sich bewerben.
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Es handelt sich hier um Land, das der Stadt gehort und das die Stadt im Baurecht
abgibt. Es liegt also auch in der Hand der Stadt, Spielregeln fur die Vergabe festzule-
gen. Nur weil ein Investor gewinnorientiert ist, heisst ja noch lange nicht, dass er Lu-
xuswohnungen bauen muss, die sich dann niemand leisten kann. Auch mit weniger
teuren Wohnungen kann man namlich Geld verdienen und gewinnorientiert sein; viel-
leicht einfach nicht ganz wie mit einem superteuren Loft. Wir erwarten vom Gemeinde-
rat, dass er bei der Vergabe der néchsten Baufelder darauf achtet, dass seine eigenen
wohnbaupolitischen Ziele, die er in der Wohnstrategie schén ausformuliert hat, auch im
Vierer- und im Mittelfeld umgesetzt werden, und zwar auf allen Baufeldern und nicht
nur auf jenen der gewinnorientierten Investoren.

In diesem Zusammenhang ist uns auch wichtig, dass der Stadtrat oder zumindest die
zukinftige Kommission frithzeitig in die Vergabe eingebunden wird, damit man namlich
auch wirklich noch die Mdglichkeit hat, etwas dazuzusagen, und nicht wie jetzt bei die-
sen Vergaben, bei denen schon so weit verhandelt wurde, dass man eigentlich nur noch
Ja sagen kann, wenn man nicht das ganze Projekt abschiessen will. Also, wir erwarten,
dass zumindest die entsprechende Kommission immer frihzeitig informiert wird.

Noch zu den Antragen: Wir lehnen samtliche Rickweisungsantrage ab. Wir sind dafur,
dass man das Viererfeld tUberbaut, dass man dort ein 6kologisches und nachhaltiges
Quartier baut. Wir haben jetzt schon ein Jahr Verzégerung durch diese Beschwerden,
die es gegeben hat. Wir haben die Debatte schon einmal gefuhrt. Wir finden, jetzt
muisse man das Geschéft nicht nochmal zuriickweisen.

Zu der Abstimmungsbotschaft werden wir den Antrag der RWSU natirlich annehmen
und die Antrage der FDP/JF lehnen wir ab.

Alexander Feuz (SVP) fur die Fraktion: Die SVP lehnt die Vorlage klar ab. Ich erlaube
mir ein paar Vorbemerkungen: die erste Vorbemerkung: Fluch der bdésen Tat. 2004 ha-
ben die Stimmberechtigten das knapp abgelehnt. 2016 hat man dank falscher Verspre-
chungen im Abstimmungsbuchlein die Abstimmung knapp gewonnen. So ist unter an-
derem gesagt worden, es gebe einen grossen Stadtpark. Man muss nicht gross disku-
tieren. Sie sehen es in den Medien. Der Stadtpark ist hinten im Backyard zwischen der
Bremgartenwald und einer Uberbauung. Dort, wo vorne die schéne Aussicht ist, sind
die schdnen Bldcke. Das ist eben am Anfang falsch gelaufen.

Ebenfalls ist die ganze Sache verfehlt. Man hat der Bevélkerung gesagt, dass die Stadt
nicht als Investor auftritt. Ich erinnere mich noch genau, wie der verstorbene alt Stadt-
prasident Alexander Tschappat mich kritisiert hat. Auch das wird jetzt gemacht. Neu
baut man auch kleinere Wohnungen zugunsten von grésseren Gemeinschaftsraumen.
Auch hier hat man den birgerlich gesinnten Stimmbdurger in die Irre gefiihrt. Und jetzt
geht es weiter mit dem Zeug. Ich sage Hans im Gliuck. Dieser hatte auch zuerst einen
Goldklumpen. Ein schdner Ort, alles war gut. Nachher hat man es neu gemacht, und er
hatte schlussendlich nur noch Steine. Hier ist es aber noch viel schlimmer. Sie haben
nicht nur eine hassliche Uberbauung, Sie missen noch viel zahlen und haben ein
schlechtes Geschéaft abgeschlossen. Fir mich ist das Geschaft dermassen schlecht,
dass ich jetzt nicht gross auf die Vorlage eingehe. Ich habe mich entschlossen, vor
allem die Ruckweisungsantrage zu begrinden, die wir alle unterstiitzen. Mir scheint es
wichtig, dass Sie sehen, was fir ein verhangnisvolles Geschéaft Sie eingehen, und ich
finde auch wichtig — und ich hoffe, die Medien nehmen das auf —, dass, wenn man
etwas schon falsch erschliesst, weiterer Blédsinn prajudiziert ist, und dass die anderen
Leute, die sich interessieren, gar nicht in dieses Bewerbungsverfahren haben einbezo-
gen werden kdnnen. Da hat man ein «Packli» gemacht mit der Burgergemeinde, mit
der Baugenossenschaft und der Mobiliar, weil man eben das Gefiihl hat, so bringe man
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die Sache nachher ans Trockene. Andere, die sich hatten bewerben kdnnen, hat man
ausgeschlossen. Es ist nicht darum gegangen, dass die Stadt einen guten Ertrag hat,
sondern dass man ein schénes Packchen macht. Genauso ist es auch beim Gaswerk-
areal. Wir haben enge Verbindungen zwischen gewissen Baufirmen und gewissen In-
vestoren. Das ist eben das, das nicht gut lauft. Der Stadtprésident ist leider nicht da,
er sollte das horen.

Ich gehe weiter bei den Antragen. Was wollen unsere Riuckweisungsantrage? Die Vor-
lage sei an den Gemeinderat zuriickzuweisen unter der Auflage, die Ausschreibung fir
die gemeinnitzigen und die privaten Baurechtsnehmer noch einmal in einem offenen
und transparenten Verfahren hinsichtlich der Vergabekriterien durchzufihren. Das ist
sehr wichtig. Wir wollen, dass es offen und transparent ist. Es gibt auch einen Antrag
der FDP, der in die gleiche Richtung geht, und den wir selbstverstandlich unterstitzen,
aber wir sind ganz bescheiden. Unser Antrag ist weniger scharf als jener der FDP.

Der zweite Antrag will die Vorlage an den Gemeinderat zuriickzuweisen unter der Auf-
lage, die Ausschreibung fir die Vergabe an die gemeinnitzigen Baurechtsnehmer
nochmals in einem offenen und transparenten Verfahren durchzufiihren. Dabei sei zu-
satzlich die Hohe der Baurechtszinsen ein Abgabekriterium.

Die birgerlichen Parteien haben eine Motion eingereicht, die will, dass man gewisse
Sachen anschaut, wie Beschéaftigungsgrad, Teilzeitpensen, Kinderbetreuung und so
weiter. Das sind alles Sachen, die man anschauen muss. Es kann ja nicht sein, dass
Leute, die 100 Prozent arbeiten, die anderen subventionieren. Nachster Punkt: Wir wol-
len Kontrolle und Konsequenzen bei Nichterflllung. Das ist in den Vergabekriterien zu
bericksichtigen. Ich komme zu Antrag 3. Hier wollen wir die Vorlage an den Gemein-
derat zuriickzuweisen. Sie sehen, mit welchen Auflagen. Die Vorlage sei an den Ge-
meinderat zurick zuweisen unter den Auflagen, die Risiken des Projekts Baurechts-
vergabe flr den Steuerzahler seien angesichts der hohen Investitionen fur die Er-
schliessung und der demographischen und mdglichen wirtschaftlichen Entwicklung
nochmals abzuklaren; die finanziellen Folgen des Verzichts auf eine marktgerechte
Verzinsung fur den Anteil des gemeinnutzigen Wohnungsbaus sei auszuweisen; die
finanziellen Folgen des Verzichts flr die Stadt bei Wegfall der Mietzinsentschadigungen
und dergleichen wieder in ihren Wohnungen eine effektiv marktiibliche Miete zu verlan-
gen, sei aufzuzeigen. Sie sehen auch auf die Begriindung. Ich verweise hier auf die
Motion, die wir eingereicht haben. Es kann doch nicht sein, dass wir mit dieser Vorlage
das schonste Gebiet der Stadt Bern zerstéren und nachher sind einige wenige Privile-
gierte die Glicklichen, die Auserwéhlten. Es kann nicht sein, dass wir dort eine Oase
machen auf Kosten der Steuerzahler und auf Kosten derer, die eben die Mdéglichkeiten
nicht haben, dorthin zu kommen.

Antrag 4 und 5: Wenn wir diesen Blédsinn machen, dieses bléde Projekt, dann soll
wenigstens der Steuerzahler auch etwas davon haben. Wir wollen die Ertrage um ein
Viertel oder respektive — das ist der Eventualantrag — oder ein Drittel steigern. Wenn
wir den Blddsinn schon machen, das Tafelsilber verscherbeln, dann soll man wenigs-
tens noch etwas bekommen, dann erhalt man vielleicht wenigstens noch ein Trinkgeld
und nicht gerade gar nichts, aber das andere ist ein Mischmaschzeug, das ganz klar so
nicht geht.

Antrag 6 will, dass die ungerechte Praxis geédndert wird. Sie sehen in den Ausfuhrun-
gen, die ich dort gemacht habe, dass man eben den marktiiblichen Mietzins verlangen
soll, und dass man eben die Kriterien anschaut. Antrag 7 geht in die gleiche Richtung
geht, in dem er fordert, dass man sicherstellt, dass man dann diese Auflagen macht.
Ich komme zu den Antragen der FDP, die wir unterstitzen. Sie gehen in die gleiche
Richtung Ich danke dem Ratssekretariat, dass man hier nicht eine Gegenuberstellung
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macht. Sie gehen teilweise wirklich in die gleiche Richtung. Fir uns ist eben wichtig.
Ich komme jetzt zu den Antragen von Simone Machado von der GaP. Diese unterstit-
zen wir selbstverstandlich. Sie sind sehr juristisch, und ich bin froh, dass sie sie ge-
macht hat. Ihr glauben Sie wahrscheinlich mehr als mir. Aber das ist genau das, was
entscheidend ist, dass man die kapitalisierten Werte der Baurechtszinse und die Klima-
folgen der Erstellung ausweist. Das muss man doch wissen. Auch Antrag 12, das Ge-
schéft sei zuriickzuweisen unter der Auflage der Ausweisung der Bedingungen des Ver-
trages gemass Gemeindeordnung und der kantonalen Gemeindeverordnung hinsicht-
lich Baurechtszinsen, kapitalisiertem Wert der Baurechtszinse und Mietzinse. Wir sind
der Meinung, und das ist entscheidend, dass das finanzkompetente Organ nicht aus-
reichend Uber die Bedingungen des Vertrags informiert wird und deshalb keinen Fi-
nanzbeschluss fassen kann. Das muss doch drin sein. Es ist nicht nachvollziehbar,
aber es geht hier ja nicht darum, dass der Stimmbirger weiss, um was es geht. Man
hat den Stimmburger letztes Mal angelogen. Ich brauche das Wort «Liigen», weil dieser
Park eben kein Park ist. Denn in 30 Jahren wird der Kanton dort bauen. Dazumal wird
man sagen, dieses Schattenloch zwischen dem Wald und hinter den Hochh&usern
kdnne man auch noch Uberbauen. Das ist Salamitaktik. Genau das gleiche Spielchen
treiben Sie hier. Auch Antrag 13 ist fur mich vdllig klar. Auch der Antrag 14, den kapi-
talisierten Wert der Baurechtszinsen auszuweisen, ist eine Selbstverstandlichkeit. Si-
mone Machado wird ndhere Angaben machen. Antrag 15 lehnen wir klar ab. Da kommt
wieder die Mietzinskontrolle fur die stadtischen Bereiche, z.B. einen maximalen Miet-
zins. Fur einige wenige und nicht fur alle. Darum lehnen wir die Sache ganz vehement
ab. Ich hoffe, die Medien nehmen das entsprechend auf, damit die Leute wissen, dass,
wenn sie diese Erschliessung zustimmen, sie als Steuerzahler nachher noch fur die
unmogliche Bausache Uber den Tisch gezogen werden.

Florence Schmid (JF) fur die Fraktion: Unsere Stadt Bern — das wissen in diesem Saal
hoffentlich alle — hat man im Raum der heutigen Nydegg zu bauen begonnen. Ein wich-
tiger Teil des Ursprungs der heutigen Stadt Bern ist zum Beispiel die Untertorbricke,
die man 1256 fertiggestellt hat. Die heutige Altstadt Bern ist dann nach und nach quasi
Jahrzehnt um Jahrzehnt gegen Westen gewachsen beziehungsweise erweitert worden.
So ist der Christoffelturm — die Ruine davon findet man heute noch beim Bahnhof — erst
1346 und also rund 100 Jahre nach der Untertorbriicke fertiggestellt worden.

Die Altstadt von Bern misst rund 0,8 km2. Das Grundstiick Viererfeld-Mittelfeld misst
rund 0,2 km2. Mit anderen Worten ist das Viererfeld/Mittelfeld rund ein Viertel so gross
wie die ganze Altstadt der Stadt Bern. Wir reden hier also Gber wirklich riesige Dimen-
sionen und wir reden eben nicht nur dartiber, sondern wir haben mit unserer Entschei-
dungsgewalt die Verantwortung dariiber, wie die riesige Flache die Stadt Bern in den
nachsten Jahrzehnten und Jahrhunderten mitpragen wird. Die Entscheidungsgewalt
darf nicht von momentan modernen ldeologien und vor allem nicht von Individualinte-
ressen von Leuten in diesem Saal getrieben sein, sondern sie muss der Stadt Bern und
ihrer ganzen Bevolkerung zugutekommen. Der ganzen Stadt zugutekommt das Vierer-
feld Mittelfeld dann, wenn es fir alle ein wunderschéner Ort zum Leben ist. Und fir alle
bedeutet: fur Familien, fur Alleinstehende, fur Junge, fur Alte, fir Armere, aber auch fir
Vermogendere, weil alle voneinander abhéangig sind. Familien machen unsere Stadt
farbig und lebendig und sie tragen sie auch in die Zukunft. Familien sollen eben vor
allem auf dem Vierfeld/Mittelfeld Platz haben. Familien zahlen aber oft vergleichsweise
wenig Steuern und die Ausbildung der Kinder ist teuer. Fur diese Ausbildung wiederum
kommen beispielsweise Dinks also «double Income with no Kids» und Vermégende, die
mit ihren Steuerzahlungen auf. Gerade fiir Vermégende und Dinks gibt es in dieser
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Stadt aber immer weniger Platz. Wer ndmlich ein bisschen tbriges Geld hat, mochte
das gerne investieren und investieren in etwas, das ihm und seiner Familie bleibt. Und
das ist in den allermeisten Féallen ein eigenes Hauschen und das eigene Hauschen
kommt dann nicht nur dem Investierenden zugute, sondern wiederum allen, weil das
H&auschen mehrfach besteuert wird: einmal, indem man die investierende Person an
Bern bindet. Dank dieser Bindung zahlt sie langfristig hier Steuern. Dann wird der ei-
gene Mietwert des Hauschens versteuert und schliesslich auch der Vermdgenswert.
Auf dem ganzen Viererfeld, also auf dieser 1/4-Altstadt ist keine einzige Flache fur das
individuelle Eigentum vorgesehen. Stattdessen soll alles im Baurecht vergeben werden
und die einzelnen Baurechte wiederum sind in riesige Portionen untergeteilt und die
Baurechtsvergabe erfolgt nicht einmal nur in riesigen Portionen. Vielmehr hat der Ge-
meinderat fur diese Portionen wiederum in Eigenregie mdgliche Baurechtsnehmer aus-
gewahlt. Fur diese Auswahl hat ein selektiver Wettbewerb stattgefunden. Als ich das
las, sagte ich: Excusez, aber ein selektiver Wettbewerb fur tber 1000 Wohnungen?
Also entweder findet der Wettbewerb statt oder es findet keiner statt. Der selektive
Wettbewerb ist vor allem Berner Baurechtsnehmern zugutegekommen und der rot-
grine Gemeinderat hat das mit «Wir unterstutzen die lokale Wirtschaft» begrundet.
Stellen Sie sich vor, man hétte den gleichen Satz umgewandelt in: Der FDP-Gemein-
derat bevorteilt Berner Unternehmen und lasst andere aussen vor. Die FDP hétte zu
Recht einen Riesenskandal am Hals und im Rahmen des Skandals wiirde der Begriff
«Soihafeli — Soideckeli» fallen.

Kurz, wir beantragen fir die Baurechtsvergabe alles zurtick auf Anfang. Fur das ganze
Projekt soll die Baurechtsvergabe einem neuen und diesmal richtigen Wettbewerb un-
terzogen werden. Und dieser Wettbewerb soll genauso fir Genossenschaften gelten
wie auch fir die anderweitigen Wirtschaftsteilnehmer. Es sollen die besten und vielfal-
tigsten Ideen fir die Bebauung des Viererfelds gewinnen, egal ob Baurechtsnehmer
aus Bern oder von sonstwo. Es soll eine echte Durchmischung der Baurechtsnehmen-
den gegeben sein: von solchen, die Wohnungen zur Miete bauen und solchen, die das
Hauschen fir sich und ihre Familien bauen wollen. Und die Vergabe und die Uberbau-
ung des riesigen Stiicks Land soll Schritt fir Schritt erfolgen. Man muss doch nicht auf
Biegen und Brechen 0,2 km? auf einmal (berbauen wollen. Lassen Sie dem Vierer-
feld/Mittelfeld seine Zeit, um zu wachsen, wie die Stadt Stick fur Stick wachst — wie
eben beispielsweise unsere Altstadt gewachsen ist.

Indem endlich ein echter Wettbewerb fur die Uberbauung des Viererfelds/Mittelfelds
stattfindet, ermdglichen wir, dass eben alle und nicht nur 3 000 Mieter der gleichen
Couleur auf dem Viererfeld/Mittelfeld ein Daheim finden. Sonst droht der Stadt Bern
spatestens dann, dass das Gleichgewicht zwischen vermégenden Steuerzahlenden
und Geringverdienern nicht mehr gegeben ist. Und weil niemand ausser dem Gemein-
derat weiss, wie die riesige geplante Uberbauung auf dem Viererfeld/Mittelfeld tber-
haupt aussehen soll, wirden wir mit einem «Alles auf Anfang» auch verhindern, dass
das Filetstuckland Viererfeld/Mittelfeld ein Fleischkdse wie beim Burgernziel wird. Der
Fleischkase beim Burgernziel ist namlich vor allem darum ein Fleischkase, weil man
den Privaten bei Bau nicht die nétige Entscheidungsfreiheit gelassen hat. Stattdessen
haben die Politik und der Stadtrat absurde Forderungen gestellt.

Sofern Sie nicht damit einverstanden sind, dass ein Wettbewerb zur Baurechtsvergabe
auf dem Vierer-/Mittelfeld Gberhaupt mal stattfinden sollte, lassen Sie doch wenigstens
der Bevolkerung die Wahl, ob sie mit der Auswahl des Gemeinderats, wer auf dem
Viererfeld/Mittelfeld bauen darf, einverstanden ist. Mit anderen Worten, die Bevolke-
rung soll zu jeder Baurechtsvergabe Ja oder Nein sagen kénnen. Und ich nehme vor-
weg, dass der Gemeinderat auf das Votum antworten wird, dass das der Bevélkerung
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nicht zuzumuten sei. Wieso nicht? Vielleicht ist der Landpreis der einzelnen Bauflache
nicht tber 100 Millionen Franken wert, aber spatestens der Bau darauf sicher. Abgese-
hen davon, dass der Gemeinderat selbst den Umfang der einzelnen Bauflachen festge-
legt hat, also quasi selber bestimmt hat, wo die Stadtbevdlkerung und der Stadtrat
Uberhaupt mitreden kénnen. Wir beschliessen in rund einem Monat Uber die Erschlies-
sung des Viererfelds/Mittelfelds. Gemass Logik des Gemeinderats misste man diese
Erschliessung auch stiickeln. Mit anderen Worten: entweder ganz oder gar nicht. Das
gilt sowohl fur die Erschliessung als auch fir die Baurechtsvergabe. In dem Sinne auch
noch zum Antrag 15 GB/JA!, GFL/EVP, AL/PdA: Was flr ein spannender Antrag — aber
im negativen Sinn. Als ob die Baurechtsvergabe durch den Gemeinderat nicht schon
genug eingeschrankt worden ware. Man gibt — gefuhlt — die Marke der Heizung vor, die
in die Hauser eingebaut werden darf. Und jetzt fordern die Parteien auch noch einen
maximalen Mietzins pro m2 Wohnflache. Wieso geben Sie nicht von Anfang an zu, dass
die Stadtbevdlkerung in rund vier Wochen tber 124 Millionen Franken zur Erschlies-
sung des Viererfelds zustimmen soll, ohne dass die Stadt Bern je eine Chance haben
soll, diese 124 Millionen Franken durch Baurechtszinsen oder — das ware halt viel bes-
ser — den Steuereinnahmen wieder hereinzuholen. Herr Aebersold, haben Sie gerech-
net, was es fur die angeblichen Einnahmen der Stadt Bern aus dem Viererfeld in der
Hdhe von 8 Millionen pro Jahr — das war jedenfalls in der Zeitung zu lesen — heissen
wirde, wenn verbindliche Mietzinsen und daflr tiefere Baurechtszinsen vorgegeben
waren?

Die Fraktion FDP/JF hat in einen sehr sauren Apfel gebissen, indem sie der Erschlies-
sung des Viererfelds/Mittelfelds zugestimmt hat, obschon der Zonenplan sehr ein-
schrankende Bauvoraussetzungen vorsieht. Die Zustimmung zur Erschliessung ist im
festen Vertrauen darauf gefallen, dass mit dem Viererfeld/Mittelfeld sorgféltig und eben
im Sinn der ganzen Stadtberner Bevdlkerung umgegangen werden wird. Jede weitere
Einschrankung der Bauvorgaben macht fur die Fraktion FDP/JF den Apfel aber saurer
Und ja, wir machen das Kreuz bei der Abstimmung davon abhéngig, was bei dieser
Debatte herauskommt. Liebe Stadtratinnen und Stadtrate, entscheiden Sie fiur die
Stadtberner Bevdlkerung und geben Sie dem Projekt Viererfeld/Mittelfeld noch einmal
eine neue Chance, so dass es dank einem transparenten Wettbewerb allen und nicht
nur wenigen zugutekommt.

Bernadette Hafliger (SP) fur die Fraktion: Nachdem die Berner Stimmbevdlkerung
2016, also bereits vor 7 Jahren, einer Zonenplananderung und einem ersten Investiti-
onskredit fur das Vierer- und Mittelfeld zugestimmt hat, soll es jetzt bei der Realisierung
endlich vorwértsgehen. Bei einem Leerwohnungsbestand von 0,57 Prozent braucht es
dringend weiteren bezahlbaren Wohnraum in der Stadt Bern.

Auf dem Berner Wohnungsmarkt herrscht insbesondere im Bereich von bezahlbaren
Wohnungen fur Familien ein drastischer Wohnungsmangel. Eine bezahlbare Familien-
wohnung in der Stadt zu finden, ist fast wie ein Lottogewinn. Man muss unheimlich viel
Glick haben. Dass es eine Gegnerschaft gibt, die mit allen Mitteln versucht, die drin-
gend notwendige Stadtentwicklung zu verhindern, ist fir die SP/JUSO unverstandlich.
Diese Opposition zielt ganzlich an den Bedirfnissen der Menschen in dieser Stadt vor-
bei. Ich kenne Familien in der LAnggasse, die schon seit mehr als finf Jahren eine ihrer
Familiengrésse entsprechende Wohnung suchen. Die Pandemie hat gezeigt, dass die
Problematik fur viele auf lange Sicht unertraglich wird. Es kann doch nicht sein, dass
eine Familie mit Kindern in der Stadt keine Wohnungen mehr findet, in einer Stadt, die
familienfreundlich sein will? Genligend Familienwohnungen heisst in der heutigen Zeit
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ja nicht zuletzt auch Steuersubstrat von Doppelverdienenden. Ich denke nicht, dass wir
darauf verzichten sollten.

Es zeigt sich, dass die Stadt Bern im Vergleich zu anderen Stadten deutlich langsamer
wachst. Das hat sicher auch mit dem Mangel an Wohnungen zu tun. Die Stadt Bern gilt
jetzt nicht gerade als innovatives Zentrum, was meines Erachtens in erster Linie damit
zu tun hat, dass jede noch so kleine Verdnderung und jede noch so kleine Innovation
mit sehr vielen Mitteln und Elan bekampft wird. Das Bevélkerungswachstum in der
Schweiz ist Fakt, ebenso der Wunsch der Menschen in einer Stadt leben zu kénnen.
Wenn wir diesen Trend nicht bertcksichtigen, wird Bern tGber l&dngere Sicht abgehangt
werden. Mit dem Vierer- und Mittelfeld soll ein 6kologisches und stadtebaulich vorbild-
liches Quartier entstehen. Das mit 6kologischen Argumenten zu bekampfen, ist nicht
nachvollziehbar. Es macht vielmehr Sinn, ein stadtisches Quartier zu verwirklichen,
also weiterer Zersiedelung Vorschub zu leisten. Das Viererfeld ist auch bisher keine
grine Wiese gewesen, wie das immer wieder behauptet wird, sondern eine landwirt-
schaftliche Nutzflache, die nicht gerade durch Biodiversitat aufgefallen ist. Mit dem
neuen Stadtquartier werden mehr als 50 Prozent dieser Grinflache als 6ffentlich zu-
gangliche Flachen und Parks bestehen bleiben. Dabei soll in Sachen Biodiversitat
hdchsten klimapolitischen Grundséatzen entsprochen werden.

Es macht eben gerade auch aus dkologischen Uberlegungen Sinn, ein autoarmes Quar-
tier mit beschrankten Parkplatzangeboten einer Wohngelegenheit in der Agglomeration
beziehungsweise auf dem Land vorzuziehen. Und ja, es macht angesichts der raschen
negativen Entwicklungen beim Klimawandel ebenfalls Sinn, dass der Gemeinderat bei
der Planung die 6kologischen Eckwerte nach sieben Jahren noch verstarkt.

Man erreicht vom Vierer- und Mittelfeld die Kernstadt und damit Einkaufs- und Freizeit-
maoglichkeiten, aber auch den Bahnhof und die Arbeitsplatzplatze problemlos zu Fuss,
mit dem Velo oder mit dem OV. Auf dem Viererfeld braucht, anders als auf dem Land,
niemand ein Auto, um mobil zu sein.

Die Bauparzellen des neuen Stadtquartiers sollen nicht verkauft, sondern im Baurecht
abgegeben werden. Damit behéalt die Stadt die Mdglichkeit, das Areal aktiv mitzugestal-
ten. Sie kann mit diesem Vorgehen auch langfristig von Einnahmen aus den Baurechts-
zinsen profitieren. Die SP/JUSO-Fraktion ist absolut dagegen, dass stadtisches Land
verkauft wird. Mit der Zonenplananderung 2016 ist festgelegt worden, dass die Halfte
der Flache auf dem Viererfeld fir gemeinnitzigen Wohnbau reserviert sein muss. Und
das ist gut so. Die Auflage wird mit dem vorliegenden Geschaft erfullt. Wir begriissen
sehr, dass der Gemeinderat die bei der erstmaligen Behandlung des Geschéaftes Uber-
wiesenen Planungserklarungen umsetzen will. Damit kann gewahrleistet werden, dass
Neubaumieten tief bleiben und das neben vorgesehenen Wohnungen geméass Vermie-
tungskriterien ginstiger Wohnraum (GUWR) auch mindestens 100 Wohnungen fir ar-
mutsgefahrdete Familien zur Verfigung gestellt werden. Und mit 100 Wohnungen fir
armutsgefahrdete Familien auf 1 040 Wohnungen ist, glaube ich, die sozio-6konomi-
sche Durchmischung nicht gefahrdet. Die SP/JUSO begriisst ebenso, dass in der ersten
Etappe auch bei den institutionellen Investoren Baurechtstrager gewahlt worden sind,
die lokal verankert sind und bei der bisherigen Arealentwicklung schon wichtige Vorar-
beiten geleistet haben. Damit kann sichergestellt werden, dass die weitere Arealent-
wicklung auf einem gemeinsamen Verstandnis baut. Durch das vom Gemeinderat jetzt
gewahlte Vorgehen werden der Stadtrat und allenfalls das Volk bei weiteren Vergaben
laufend Einfluss nehmen kdnnen. Das muss nicht bei jeder einzelnen Vergabe sein. Wir
erachten es aber als positiv, weil wir so zu einem spateren Zeitpunkt auch auf zukinf-
tige Entwicklungen im Quartier noch reagieren kénnen, die jetzt vielleicht noch nicht
absehbar sind. Die SP/JUSO nimmt den Antrag RWSU und Antrag 16 an. Antrag 16
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kann gemass den Angaben im Vortrag des Gemeinderats ohne weiteres umgesetzt
werden, weil, wie im Vortrag beschrieben, auch den privatrechtlichen Baurechtstrager
entsprechende Auflagen gemacht werden kénnen. Die anderen Antrage haben wir nicht
besprechen kénnen, lehnen sie aber aus im Fraktionsvotum genannten Grinden ab.
Auch Antrag 15 GB/JA!, GFL/EVP, AL/PdA lehnen wir ab, obwohl wir das Anliegen, das
mit dem Antrag verbunden ist, sehr unterstiitzen. Mit dieser im Rahmen der ersten De-
batte Uberwiesenen Planungserklarung werden bereits preisginstige Neubaumieten
eingefordert, indem verlangt wird, dass bereits bei den Kosten darauf geachtet wird,
diese maoglichst tief zu halten. Das scheint uns der richtige Weg zum Ziel zu sein, damit
man eben auf dem Viererfeld tiefe Mieten realisieren kann. Die SP/JUSO wird selbst-
redend dem ganzen Geschaft zustimmen.

Maurice Lindgren (GLP) fur die Fraktion: Die grunliberale Fraktion unterstitzt die Ab-
gabe von Landflachen im Baurecht. Wir haben die Uberbauung des Viererfelds schon
mehrfach begrisst, auch in der Vergangenheit — mit der Ausnahme des Jahrs 2004,
und zwar nicht darum, weil wir bei dieser ersten Abstimmung dagegen gewesen waren,
sondern weil es die Grunliberalen damals noch nicht gegeben hat.

Esist ein Verdichtungsprojekt aus dem Lehrbuch. Die Stadt soll innerhalb ihrer Grenzen
wachsen kénnen und damit von Flachen in der Peripherie Druck wegnehmen. Es wurde
in der Vergangenheit auch schon als Leuchtturmprojekt bezeichnet. So weit wirden wir
dann doch nicht gehen. Dafir hat es doch zu wenig Turm auf dieser Flache; nicht, dass
man nur mit Hochhausern zur Verdichtung kdme. Aber es ist schon auffallig, ich sage
es hier noch einmal, dass die Ausnutzungsziffer andernorts in der Stadt hoher ist als
jene, die man jetzt hier plant.

Aber item. Wir haben in der Grundsatzdebatte schon langer unsere Zustimmung zu
dieser Uberbauung bekundet und damit rede ich hier nicht mehr langer Uber die Abgabe
der Landflache im Baurecht, sondern komme noch auf die Antrdge zu sprechen. Die
Antrage 1 bis 14 sind Rickweisungen oder Eventualriickweisungen. Aus unserer grund-
satzlichen Zustimmung zum Geschaft folgt nattrlich, dass wir die alle ablehnen werden.
Sie finden 1 001 Griinde, um die Uberbauung noch zu verzégern oder zu verhindern.
Natdrlich haben auch wir unsere Kritikpunkte an dem Geschaft. Verdichtung habe ich
schon genannt, das Tempo kénnte man auch noch bringen, die Briicke, die fehlt auf,
der an einer Seite, aber insgesamt ist das ein Kompromiss und da stehen wir dazu und
deswegen lehnen wir die Rickweisungen ab. Antrag 15, der ja relativ kurzfristig rein-
gekommen ist, konnten wir in der Fraktion nicht mehr behandeln und deswegen ist mein
Statement nur eine Mehrheitsmeinung aber nicht ganz eine Konsensmeinung. Worum
geht es? Es wird ein Maximalmietzins verlangt pro m? Wohnflache und im Gegenzug
soll der Baurechtszins tiefer angesetzt werden. Wir haben damit folgendes Problem,
und zwar ist es ja so, dass die Baurechtszinsen Einnahmen fiir die Stadt Bern sind.
Wenn man jetzt auf diese allgemeinen Steuereinnahmen verzichtet zugunsten einzel-
ner, die dort ein bisschen glinstiger wohnen kénnen, ist das nicht sehr zielgerichtet.
Ausserdem gibt es schon eine Forderung, die in der vorderen Debatte als Planungser-
klarung Uberwiesen wurde. Dann braucht es das nicht auch noch fir die weiteren Etap-
pen. Deswegen werden wir den Antrag 15 mehrheitlich ablehnen. Antrag 16 hat das
gleiche Problem. Auch dieser ist sehr kurzfristig hereingekommen und verlangt fir das
marktorientierte Segment der Uberbauung einen Mindestanteil von Wohnungen mit
vier Zimmern oder mehr. Und dort muss man halt sagen, dass genau mit dem marktori-
entierten Segment ja auch die Rendite erzielt werden soll, damit es fur den Fonds ren-
tiert und daher sollte man dort nicht noch mehr Vorgaben machen. Das zweite Problem,
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das wir damit haben, ist, dass es beim marktorientierten Segment auch keine Uberprii-
fung der Belegung gibt. Und damit ist auch nicht klar, wer dort wohnt und dann kénnte
das den Verdichtungsbemiihungen diametral entgegengehen, die wir ja mit diesem Ge-
schéft auch verfolgen wollen. Darum werden wir auch Antrag 16 mehrheitlich ablehnen.
Antrag 17 korrigiert einen Fehler in der Botschaft. Da sehen wir nicht, warum wir den
ablehnen sollten, den werden wir annehmen. Antrag 18 und der letzte Antrag 19 hinge-
gen wollen in der Abstimmungsbotschaft etwas &ndern. Dort muss ich auf die Debatte
verweisen, die wir heute in der PVS hatten und auf eine zum Personalreglement: Der
Stadtrat ist das falsche Gremium, um bei Abstimmungsbotschaften redaktionell einzu-
greifen. Er ist nicht neutral. Alle sind befangen, stehen auf einer Seite. Darum werden
wir auch die beiden Antrdge ablehnen. Das Geschaft nehmen wir an.

Prasident Hoekstra: Ich sehe keine weiteren Fraktionsvoten. Dann kamen wir noch zu
der Einzelvotanten.

Michael Sutter (SP), Einzelvotum: Der Begriff «selektiver Wettbewerb» bezieht sich
nicht auf die Abgabe im Baurecht, sondern auf den stadtebaulichen Wettbewerb. Bei
einem genauen Blick in den Vortrag hatte das eigentlich jede und jeder selbst merken
kdnnen. Das Problem des Fleischkéses im Burgernziel ist schlicht und einfach die Kos-
tenoptimierung respektive Gewinnmaximierung durch einen privaten Investor. Umso
wichtiger sind eben die Vorgaben, die wir von Seiten der Stadt machen. Ein positives
Beispiel fur die Stadtentwicklung ware sonst das Warmbachlein. Dort kamen aus-
schliesslich gemeinnitzige Baurechtsnehmer zum Zug. Wo die Marke der Heizung vor-
geschrieben wird, kannst du mir vielleicht noch zeigen, Florence. Was im Vortrag steht,
ist, dass durch Fernwarme CO, -neutral geheizt wird. Das ist nichts als selbstverstand-
lich im Jahr 2023. Und wer hier flr die ganze Stadtbevdlkerung redet und wer vielleicht
doch eher die ureigenen Interessen des Geldadels vertritt, werden wir bei der Volksab-
stimmung sehen.

Johannes Wartenweiler (SP), Einzelvotum: Ich glaube, man sollte nicht alles stehen
lassen, das hier ins Mikrofon gesprochen wird, und insbesondere die Behauptung, dass
wir hier fir den Klimawandel arbeiten, ist so was von weither geholt, dass ich nur sagen
kann: Auf welchem Planeten leben denn Sie eigentlich? Es sind 50 Prozent gemeinnt-
ziger Wohnungsbau vorgesehen und der gemeinnitzige Wohnungsbau ist ein extrem
weiter Range. Der ehemalige Prasident von Brinnen-Eichholz, einer der grossten Bau-
genossenschaften, ist bei lhrer Partei eingeschrieben und nicht bei uns. Also schon
dort gibt es einen Range, und es behauptet auch niemand, dass alle, die dort eine
Wohnung bekommen, Griin oder Links wahlen. Das mussten wir dann auch noch be-
weisen. Und drittens sind 50 Prozent freitragender Wohnungsbau, wo private Investo-
ren fur ihre Leute bauen kénnen. Ich weiss nicht, welcher Teil der Beviélkerung davon
ausgeschlossen ist, auf dem Viererfeld eine Chance eine Wohnung zu bekommen. Also
ich weiss echt nicht, wie Sie auf die recht polemischen Ausserungen kommen.

Sie haben auch das Gefuhl, die Stadt wirde sich mit diesen Vorgaben, die sie betref-
fend die Mietzinsbaurechtszinsen gemacht hat, irgendwie ins eigene Fleisch schneiden.
Ich rechne jetzt einmal: 200 Millionen plus/minus wird die Investition im Viererfeld die
Stadt etwa kosten.

Im Vortrag steht, vier Millionen Franken Baurecht, acht Millionen Franken Steuerein-
nahmen. Von dem geht man aus. Uber 20 Jahre ist dann das Geld vielleicht plus/minus
wieder drin. Also so schlecht ist das Geschéaft auch nicht. Und nachher liebe FDP, was
ich Uberhaupt nicht begreife: in Ihren Reihen sind Bauunternehmer. Denen ist es doch
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vollig egal, ob sie fir Genossenschaften oder fir Private bauen kénnen. Ein Investiti-
onsvolumen von einer halben Milliarde liegt auf dem Tisch, wo man es abholen kann.
Sie haben irgendwelche Vorstellungen, dass das bis jetzt nicht optimal ist und wollen
deswegen das ganze Geschéaft zu Fall bringen. Ich begreife Sie einfach wirklich nicht.

Thomas Glauser (SVP), Einzelvotum: Ein Leuchtturmprojekt, eine Fehlplanung in der
Stadt Bern, Uberbauung des Viererfelds. Wie es bereits von lhrer Seite gesagt wurde,
ist die Fehlplanung des Viererfeldes mit 3 000 Wohnungen eigentlich katastrophal. Hier
kdénnte man 9 000 Wohnungen bauen. Nehmen Sie sich ein Beispiel am Bare-Turm in
Ostermundigen. Die haben es vorgemacht, die wissen, wie man in die Héhe baut. Hier
will man einfach Land verschwenden. In der Schweiz geht pro Sekunde ein Quadrat-
meter Land verloren. Die Bevélkerung nimmt zu und die Selbstversorgung mit Nah-
rungsmitteln nimmt ab. Das heisst, wir sind auf das Ausland angewiesen. Wir sind an-
gewiesen darauf, dass wir mit dem Flieger, mit den Schiffen Nahrungsprodukte in die
Schweiz importieren.

Esist erstaunlich, dass in dieser rot-griinen Stadt 16 Hektaren so billig verbaut werden.
Dazu kommt noch, dass wir mit 1,4 Milliarden Franken Schulden punkto Finanzen sehr
schlecht daran sind und man beim Viererfeld nicht einmal eine Renditeberechnung ge-
macht hat. Ich habe noch nie gesehen, ob es rentiert oder nicht. Das kann nicht sein
mit der Inflation, mit steigenden Zinsen, mit guten Steuerzahlern, die die Stadt verlas-
sen. Vor allem werden wir eine Steuererhéhung bekommen. Das ist ein Projekt, das die
Stadt Bern noch nie gehabt hat. Wir reden hier von rund 200 Millionen Franken, das
wird nie reichen bei dieser Teuerung. Da kommen noch 50 Millionen Franken dazu. Und
dann haben Sie wirklich Land verbaut, wo man in die Hohe hatte bauen kénnen, wo
man die Ausnhutzungsziffer nicht bericksichtigt hat. Man kénnte dort einen landwirt-
schaftlichen Familienbetrieb machen. Oder man kdénnte auch einen Park machen fur
die Artenvielfalt, einen Lebensraum fir Insekten, Vogel, Fichse, Hasen, Rehe und so
weiter. Das Land, das Sie da verbauen, kénnen Sie nie mehr zuriickholen. Es gibt in
Amerika Stadte, die bereits Uberbauung abreissen und wieder griine Flachen in die
Stadt hineinbringen. Und Sie wollen das unbedingt tGberbauen. Ich muss Ihnen eines
sagen: Ich habe sehr viele, sehr gute Feedbacks von der Bevdlkerung bekommen und
es kdénnte sein, dass die Bevolkerung den Erschliessungskredit ablehnt. Man hat das
im Jahr 1971 gesehen, als man Wittigkofen tUberbaut hat. Da hat man auch grossartig
bauen wollen und schlussendlich hat der Stadtrat tiberall abgenickt und am Schluss hat
die Bevolkerung gesagt: So nicht. Ich wiirde einfach vorschlagen, dass wir jetzt wirklich
auf die Bremse stehen und das Projekt lberdenken, und ich hoffe schwer, dass die
Stadtbevdlkerung, die vor allem rot und grtin ist und links, dass vor allem das normale
Fussvolk dagegen stimmt. Und wie gesagt, ich habe wirklich schon positive Echos be-
kommen. Es kénnte vielleicht noch eine Uberraschung geben.

Simone Machado (GaP), Einzelvotum: Die SP kann nicht verstehen, wieso das Projekt
bekampft wird. Es gibt halt auch Menschen, die nicht die ganze Stadt zupflastern, zu-
betonieren wollen, sondern grosse Freiflachen zum Atmen wollen. Die wollen Grin- und
Erholungsraume in der Stadt selbst. Und nein, wir bekdmpfen die Uberbauung nicht mit
jedem Mittel. Wir bekampfen sie mit legitimen Mitteln — aktuell mit einem Abstimmungs-
kampf und vorher juristisch, weil die vorherige Vorlage fehlerhaft war. Zum Vortrag, den
wir zur Kenntnis bekamen: Es fehlt eine wichtige Grundlage, um einen finanzkompe-
tenten Beschluss zu féllen und um einen Finanzbeschluss zu féllen und das finanzkom-
petente Organ tUberhaupt zu bestimmen. Es fehlen namlich Angaben zum kapitalisierten
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Wert dieser Baurechtszinsen. Es fehlen Angaben zu den Mietzinsen und zu den erho-
benen jahrlichen Baurechtszinsen. Jetzt lassen Sie endlich mal die Katze aus dem
Sack. Wie viel ist denn eigentlich preisgtinstiges Wohnen? Wenn man von 20 Prozent
Infrastrukturkosten ausgeht, was Ublich ist, dann wird eine solche Dreieinhalb-Zimmer-
wohnung auf dem Viererfeld 800 000 Franken Erstellungskosten generieren. Wird
diese schon nur mit einer Kostenmiete vermietet, wird sie 2 500 Franken im Monat kos-
ten. Das ist jetzt alles Uberschlagen, aber ich muss das machen, weil in diesen Unter-
lagen, die uns hier vorgelegt werden und auch der Stimmbevdlkerung vorgelegt wer-
den, diese Angaben fehlen. Diese Angaben bréduchte es; einerseits wegen der Gemein-
deordnung, die uns das vorschreiben wiirde und andererseits auch wegen des kanto-
nalen Rechts, das sagt, bei einem Finanzbeschluss mussen der Preis, die Bedingun-
gen, die Vertragspartner klar sein. Diese Sachen missen ausgewiesen sein, sonst ist
es kein Finanzbeschluss. Ich habe meine Rede ein bisschen abgeé&ndert, wie man viel-
leicht merkt, jetzt schaue ich noch, was fehlt. Ich habe noch angefiihrt, dass es in der
Botschaft Angaben hat, die unerhdért sind. Dort steht auf Seite 6, dass die Stimmbevél-
kerung am 12. Marz den Infrastrukturkredit angenommen habe. Aber wir sagen das
heute zu einem Zeitpunkt, an dem wir das noch nicht wissen kénnen. Also stimmt das
nicht. Das kdnnen wir heute so nicht gutheissen. Dann steht auf Seite 8, dass das
Stadtquartier zur Senkung des CO, -Verbrauchs fuhrt. Ich habe schon in einem vorhe-
rigen Votum einmal ausgefihrt, dass schon nur die Herstellung des Betons zwischen
60 und 90 Millionen Tonnen CO, generiert. Man muss auch gegenuberstellen den Sta-
tus Quo und die Erstellung, also das Ob und nicht nur das Wie, wenn man es dann
einmal schon gebaut hat. Zu dieser Delegation, die wir beschliessen sollen, damit der
Gemeinderat die nadchsten Bauetappen aushandeln kann: Das kdénnen wir nicht be-
schliessen, solange wir nicht wissen, wer zustandig ist. Solange wir den kapitalisierten
Baurechtszins nicht haben, wissen wir nicht, wer zustandig ist, und kénnen es auch
nicht delegieren. Also zurtickweisen. Ciao, Charly.

Gelachter im Saal.

Alexander Feuz (SVP), Einzelvotum: Ich danke der Vorrednerin fir die treffenden
Worte. Ich will ein paar Worte verlieren lber die Geschéaftspolitik der Stadt Bern, die ja
wunderbare Vertrage abschliesst und grossartig verhandelt. Gehen wir ein paar Jahre
zurlick. 2016 bis 2020 hat man das Alters- und Pflegeheim Kihlewil fur 30,7 Millionen
saniert und es dann fir 12 Millionen Franken verkauft. Ein wunderbares Geschaft fur
den Steuerzahler. Hier machen wir wieder genau den gleichen Blédsinn. Wir haben
nicht einmal genaue Angaben betreffend des Werts der Baurechte. Darum unterstiitzen
wir auch die Rickweisungsantradge von Simone Machado. Das ist eben vollig falsch. Es
zeigt einmal mehr, wie die Stadt wirtschaftlich mit dem Fonds umgeht, was sie fir Bl6d-
sinn macht. Anderes Beispiel: Beim Kinderspielplatz ist es wieder das gleiche Theater.
Fur 3,6 Millionen Franken entsteht hier der teuerste Kinderspielplatz der Welt. Und
dann sagt alt Grossrat Hofmann noch, man habe im Breitenrain noch teurer gebaut.
Umso schlimmer! Man hat gar nichts im Griff. Und jetzt wollen Sie ein Millionenprojekt
— 300 Millionen Franken — machen, bei dem Sie unser Steuergeld auf’'s Spiel setzen.
Noch dazu verscherbeln Sie das Tafelsilber und zerstdren die schéne Sache. Ich habe
nicht gesagt, man dirfe es nie Gberbauen, aber doch nicht so dumm. Schauen Sie sich
die Botschaft an. Der Riegel vorne bei der Aussicht ist hoch und hinten ist es nachher
anders.

Nachher ist gesagt worden, es werde niemand ausgegrenzt. Ja, die Leute, die auf ein
Auto angewiesen sind, kdnnen ja dort nicht mit dem Auto hinfahren. Diese Leute will
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man eben nicht. Und es gibt Leute, die auf ein Auto angewiesen sind: der Baufihrer,
die Pflegende, die Schichtarbeitende. Aber wahrscheinlich denkt man da nicht an diese
Leute, sondern an gut situierte Beamte und eben an eine gewisse Klientel, die Teilzeit
arbeiten kann, die sich das leisten kann. Und die Dummen, die Steuern zahlen, sollen
es finanzieren. Darum appelliere ich auch an die Parteien, die eine Ja-Parole fir die
Erschliessung beschlossen haben, schauen Sie, was jetzt kommt. Ich beflirchte sehr,
dass die Antrage von ganz links mit dem Mietzinsdeckel auch noch durchkommen.
Das miussen Sie dann vor lhren Wahlern vertreten, wenn Sie fur eine solche Vorlage
eintreten, die fur alle schlecht ist: fir die Natur, fir den Steuerzahler. Sie haben gese-
hen, wie die Stadt in diesen Sachen wirtschaftet. Ich habe es Ihnen an einem Beispiel
aufgezeigt. Ich bin der Meinung, das wéare ein Grund fir ein Riuckkommen. Ich spreche
immer vom Ligen-Bichlein. Dort steht schon drin, wie die Abstimmung ausgeht. Wenn
man so politisiert und so agiert, dann spielt man eben unredlich, dann ist es eben ein
Ligen-Bichlein, wie auch das letzte ein Lugen-Bulchlein war. Darum appelliere ich ganz
klar an alle, diese Sache abzulehnen. Wir haben punktweise Abstimmung verlangt und
werden selbstverstandlich jeden Punkt ablehnen. Zur Botschaft: Wir unterstitzen
selbstverstandlich die Antrage der FDP, und die der anderen — RWSU —, die die Sache
beschénigen wollen, lehnen wir ab.

Lionel Gaudy (Mitte), Einzelvotum: Vielleicht gerade zum Anfang: Ehre, wem Ehre
gebuhrt. Merci, Florence, fur dein Votum. Viel stringenter als das werde ich es nicht
mehr auf den Punkt bringen. Trotzdem noch paar Ergdnzungen von meiner Seite, auch
dazu, was mir in dieser Debatte aufgefallen ist. Genau hier liegt jetzt die Problematik,
und zwar nicht nur, weil man sagt, 50 Prozent des Bodens wird man gemeinniitzig be-
bauen lassen, sondern weil noch weitere Begehrlichkeiten der linken Seite auftauchen.
Der Antrag GB/JA!, GFL/EVP, AL/PdA will eben noch in weiteren Teilen des Vierer-
/Mittelfelds den Mietzins pro m2 Wohnflache begrenzen und gegebenenfalls noch auf
weitere Einnahmen aus den Baurechtszinsen verzichten. Genau in diesem Fall werden
nachher die 196 Millionen Franken, Uber die wir in einem Monat abstimmen schon nur
far die Infrastruktur, 30 Millionen davon aus dem Allgemeinen steuerfinanzierten Haus-
halt — in ein krasses Missverhaltnis gesetzt. Dann ist es namlich nicht mehr so, dass
ein gutes Geschaft vorliegt, bei dem man sagen kdnnte: Doch das Vierermittelfeld soll
bebaut werden. Dann wird es namlich so, dass man einfach auf einen grossen Teil der
Einnahmen verzichtet. Dann ist die Stadt Bern in einer Position, in der man quasi das
Tafelsilber verschenkt und zu Lasten auch kinftiger Generationen weiter in die finanzi-
elle Misere hineinschreitet.

Weiter stérend an dem Geschaft ist, dass die Stimmbevdlkerung nur zu einem kleinen
Teil der Baurechtsvergaben lberhaupt etwas zu sagen hat. Man kauft also quasi die
Katze im Sack. Und das darf doch nicht sein in einer demokratisch legitimierten Insti-
tution, dass man nachher so arbeitet und die Leute fast fir dumm verkauft.

Ich werde auf alle Falle die Rickweisungsantrage unterstiitzen, und insbesondere auch
die Antrage, die noch auf weitere Einnahmen verzichten wollen, ablehnen, und bitte
Sie, das auch zu machen.

Prasident Hoekstra: Keine weiteren Einzelvoten? Dann gebe ich das Wort Gemeinde-
rat Michael Aebersold.

Michael Aebersold, Direktor FPI: Ich hére nicht nur Polo Hofer, wenn ich unterwegs
bin. Heute habe ich einen anderen Song gehort, der sehr gut beschreibt, was ich jetzt
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gerade empfinde. Irgendwann kommt man immer an, irgendwann geht es immer weiter.
Du kannst noch so tief in die Sauce stehen. Irgendwann findet dich das Gliick.

Sie wissen wahrscheinlich, von wem dieser Song ist. Ja, es ist an und fir sich heute
eine technische Diskussion und eine technische Abstimmung. Ich staune schon ein
bisschen Uber die Aussagen, dass man undemokratisch handle. Stichwort Warmbé&chli:
Das Volk hat dort der Abgabe im Baurecht zugestimmt und den Gemeinderat zum Ab-
schluss der Baurechtsvertrdge erméchtigt. Stichwort Burgernziel: Volksbeschluss: Der
Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt und muss den Baurechtsvertrag geneh-
migen. Stichwort Wankdorf City: Der Fonds wird beauftragt, die Bauparzellen an bau-
bewilligte Investoren und Investorinnen zu tUbertragen. Der Gemeinderat wird mit dem
Vollzug beauftragt. Und als letztes Beispiel Briinnen: Der Gemeinderat wird mit dem
Vollzug beauftragt und ermachtigt, die Kaufvertrage abzuschliessen.

Das war es, was wir in der ersten Vorlage hatten, um jetzt ein bisschen auf die Ge-
schichte einzugehen. Damals haben wir gesagt: Wir machen es «gang wie gang».

Wir haben ein Projekt. Und wir haben weiss Gott genug dartber diskutiert. Die inhaltli-
chen Diskussionen sind gefiihrt und gefihrt und wieder gefihrt worden. Wir haben Zo-
nenpléne, die gultig sind. Wir hatten Vorlagen, die das Projekt umschrieben haben.
Entsprechend haben wir gesagt, wir brauchen das Geld.

Michael Aebersold unterbricht sein Votum und fragt in den Saal: Bin ich witzig oder was
ist? Ich kann sonst ein bisschen ernster werden. Nein, es ist gut, wenn man lachen
kann. Ich finde eigentlich auch die ganze Diskussion hochst amuisant.

Michael Aebersold fuhrt sein Votum fort: Ja, wir haben einen Kredit und wir haben in
dieser Kreditvorlage auch die ganzen finanziellen Aspekte im Detail ausgeleuchtet. Wir
hatten die Vorlage schon einmal hier in diesem Rat. Ich staune schon ein bisschen.
Damals wurde der gemeinsamen Vorlage Uber den Kauf und die Abgabe von Ilhnen mit
57 zu 13 Stimmen zugestimmt. Liebe FDP, mit voller Transparenz haben wir dann die
Baurechte vergeben. Das haben wir 6ffentlich gemacht, als wir die Vereinbarungen ge-
troffen haben — ich komme noch darauf zu sprechen, was der Hintergedanke gewesen
ist —, haben Sie hier drin bereits gewusst, dass wir mit diesen Leuten eigentlich quasi
zusammenarbeiten und dass man beabsichtigen, bei den Marktorientierten und auch
bei den Genossenschaften die Geschéafte lokal zu vergeben. Es hat dann Einsprachen
gegeben mit Argumenten, die heute wieder kommen bezuglich der Zustandigkeiten bei
der Vergabe der Baurechte, obwohl das Regierungsstatthalteramt uns ganz klar Recht
gegeben und gesagt hat, diese Argumentation steche nicht. Simone Machado kommt
jetzt wieder mit genau den gleichen Griinden. Es gibt klare Kompetenzen. Die Bau-
rechtszinsen haben wir hochgerechnet und entsprechend ist das jetzt auch die Vorlage,
die davon abhangt, ob es um mehr als 10 Millionen Franken geht, ob es um einen Wert
zwischen 5 und 10 Millionen Franken geht oder ob es eben unter diesen 5 Millionen ist,
was je nach dem in die Zustandigkeit des Stimmvolks, des Stadtrats oder des Gemein-
derats fallt, wie es bei der Inneren Enge der Fall ist, wo der Gemeinderat bereits Gber
das Baurecht befunden hat. Wir haben nichts Neues erfunden. Wir machen nichts, was
man in der Stadt nicht schon x Mal gemacht hat. Und man will auch ein bisschen effi-
zient sein. Gemass dieser Vorlage hatte man es dem Gemeinderat vdllig delegiert und
hatte gesagt: Geh in die Verhandlungen und schau, dass es mit dem Projekt vorwarts-
geht. Nach der Diskussion hier im Rat legen wir Ihnen nun diese modifizierte Vorlage
vor. Jetzt kann man noch sagen, es passt uns oder es passt uns nicht.

Warum lokal? Ich will dennoch einfach noch einmal darauf zurickkommen, dass wir
das voll transparent gemacht haben. Wir haben gesagt, wir wollen fir die erste Etappe
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mit diesen 350 Wohnungen einen Bern-Bezug. Wir wollen neben der Hauptstadtgenos-
senschaft, die aktiv auf uns zugekommen ist, Investoren, die lokal und erfahren sind.
Das ist Die Mobiliar, das ist die Berner Kantonalbank und das ist auch die Pensions-
kasse der Stadt Bern; Ubrigens alles Institutionen, die in dieser Stadt Arbeitsplatze bie-
ten und Ausbildungspléatze — Stichwort Fachkraftemangel — und schlussendlich auch
noch Steuerzahler. Also ich frage mich schon, was falsch ist daran, es fur die erste
Etappen so zu machen, umso mehr, als das eigentlich auch sehr effizient ist. Das hat
uns ermdglicht, jene an den Tisch zu bringen, mit denen wir jetzt schon zwei Jahre
zusammenzuarbeiten, und auch das Know-how — Marktorientierte und Genossenschaf-
ten. Sie haben bereits gratis Vorinvestitionen getatigt nicht wissend, ob sie denn Uber-
haupt zu einem Baufeld kommen. Und jetzt haben wir denen die Sicherheit gegeben,
damit sie wissen, dass, wenn wir dann uns handelseinig werden, wir die Baurechtsver-
trage mit ihnen abschliessen werden. Also, das ist doch eigentlich eine relativ einfache
Sache.

Noch zu zwei, drei Sachen, die hier diskutiert wurden. 50 Prozent genossenschaftliches
und 50 Prozent marktorientiertes Bauen ist im Zonenplan festgelegt und der ist gultig.
Da kann man nicht jetzt einfach noch irgendetwas machen und sagen: Trallalla, das
Volk hat zwar so abgestimmt, aber wir machen jetzt etwas anderes. Es hat aber auch
einen guten Grund beziglich der Durchmischung. Da bin ich auch klar der Meinung,
dass wir dort Durchmischung wollen und es hat auch klar den Grund, dass es fur die
Stadt schlussendlich finanziell aufgehen muss. Es ist Finanzvermégen. Das ist gerech-
net. Das kdnnen die, die wollen, so nachlesen. Das Projekt, so wie wir es rechnen —
nicht mit Spitzenansatzen, aber so mit Durchschnittsansatzen — rechnet sich. Aber ir-
gendwann rechnet es sich dann eben nicht mehr, wenn man nicht gute Baurechtszinsen
hat. Wie man auf 2 500 Franken kommt flr eine Genossenschaftswohnung und dann
irgendwie nachher noch die Infrastrukturkosten hineinrechnet, ist mir schleierhaft. Was
entscheidend ist fir die Kosten der Genossenschaften sind eigentlich zwei Sachen. Das
ist der Landpreis, also der Baurechtszins, und das ist klar, je tiefer der ist, desto glins-
tiger sind die Mieten. Aber das macht vom Ganzen im Schnitt etwa 20 Prozent aus. Das
andere sind natlrlich die Auflagen, die man macht. Und das ist eines der Probleme. Ich
habe auch schon gesagt, der Masterplan sei jetzt ein Wunschkatalog. Nice to have.
Uber die Energiemassnahmen brauchen wir nicht zu diskutieren. Das kostet, das muss
jemand investieren und das muss man nachher auf die Mieten Uberwalzen. Und das gilt
sowohl fir die Genossenschaften als auch fur die marktorientierten Investoren. Und
dann gibt es eben vielleicht andere Sachen — Stichwort Materialisierung. Da sind wir
dann halt leider sehr rasch einmal beim Fleischkédse. Das sind nicht nur die bdsen In-
vestoren, die einfach sagen, sie wollten giinstig bauen — alle Fenster genau gleich
gross, alle Kiichen genau gleich, weil sie einfach méglichst viel herausholen wollen,
weil sie entsprechend nachher auch die Mieten tief halten kdnnen. Also, das ist der
Grund auch, dass wir jetzt darauf achten missen, energiemdassig super zu sein, die
Biodiversitat zu fordern und so weiter. Aber andernorts kdnnen wir Abstriche machen.
Es kdnnen halt vielleicht nicht Erkerchen und Eckchen gemacht werden, auch nicht
jedes Fenster in einem anderen Format und handgemacht. Daran hatte zwar vielleicht
das lokale Gewerbe Freude, aber schlussendlich muss die Mieterin oder Mieter es
nachher zahlen. Also ist es relativ simpel: Je mehr Auflagen wir den marktorientierten
und den genossenschaftlichen Investoren machen, desto teurer wird das Projekt und
desto hoher sind die Mietzinse. Das ist eine relativ simple Rechnung. Entsprechend
muss man dort auch einen gescheiten Mix finden.

Zu den Antragen: Rickweisung ist klar: alles ablehnen. Beziiglich der Preislichkeit oder
so: Dazu gibt bereits eine Angabe: 10 Prozent unter dem Preis des Bundesamtes fir
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Wohnungswesen (BWO). Ich glaube, das ist schon sehr ambitioniert fir das Viererfeld,
wo wir alle hohe Anspriiche haben. Und jetzt den marktorientierten Investoren auch
noch sehr viele Vorgaben zu machen, ist dann auch wieder mit einem tiefen Baurechts-
zins verbunden und eben auch mit der Problematik — das ist gesagt worden —, dass wir
bei der Genossenschaft in einer Vierzimmerwohnung mindestens drei Leute haben.
Den marktorientierten Investoren kdnnen wir das nicht vorschreiben und dann sind halt
vielleicht in einer Viereinhalbzimmerwohnung zwei Gutverdienende. Als Finanzminister
muss ich sagen, dass ich Freude daran habe. Vielleicht brauchen wir dann auch keinen
Schulraum, wenn sie keine Kinder haben. Ich will eigentlich damit nur sagen: Es ist
nicht schwarzweiss, es ist komplex. Ich glaube, wir haben jetzt sehr lange diskutiert.
Ich bitte Sie, diesen Vorlagen, diesen Vergaben jetzt auch zuzustimmen. Ich bitte Sie
auch, diesen Kredit im Marz zu unterstitzen. Es ist ganz wichtig, dass wir mit dem
Projekt vorwartskommen. Es geht schlussendlich darum, in dieser Stadt Wohnraum zu
schaffen, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, genossenschaftlichen und auch markt-
wirtschaftlichen. Die Mieter haben natirlich ein grosses Interesse daran, dass die Woh-
nungen einigermassen bezahlbar sind. Noch wegen des Fehlers in der Grafik. Das ist
ein Detail, das war im Vortrag und in der Botschaft so, dass man das in der Grafik —
und nur in der Grafik — vertauscht hat. Im Text und in den Beschlissen haben wir das
richtig geschrieben. Merci vielmals fur die Aufmerksamkeit und jetzt hoffe ich auf breite
Zustimmung.

Prasident Hoekstra: Simone Machado, du hast dich gemeldet. Ich méchte einfach da-
rauf hinweisen, dass normalerweise der Gemeinderat das letzte Wort hat. Da er dich
personlich angesprochen hat, darfst du dich dazu dussern.

Simone Machado (GaP), Einzelvotum: Das eine war wegen der Regierungsstatthalte-
rin, die die Beschwerde klar abgelehnt hat. Sie hat sie abgelehnt, aber nicht mit einer
Uberzeugenden Argumentation Sie hat gesagt, man kénne es auch so sehen wie die
Stadt. Das zweite ist wegen den 20 Prozent Infrastrukturkosten der Gesamtbaukosten.
Diese Angabe stammt von Architekten. Das ist eine Uberschlagsméassige Angabe. In
der Regel betragen die Infrastrukturkosten 20 Prozent der Gesamtbaukosten. Es ist
also nicht so nebulés. Aber den Mietzins und den kapitalisierten Wert der Baurechts-
zinsen und die Baurechtszinsen selbst ist uns der Gemeinderat immer noch schuldig.

Prasident Hoekstra: Wir kommen zu den Abstimmungen Uber die Antrage.

Antrage
1. | SVP Rickweisung:
Die Vorlage sei an den Gemeinderat zuriick zuweisen unter der
Auflage, die Ausschreibung fir die Vergabe an die gemeinniitzi-
gen und privaten Baurechtsnehmer nochmals in einem offenen
und transparenten Verfahren hinsichtlich der Vergabekriterien
durchzufihren.
2. | SVP Rickweisung:

Die Vorlage sei an den Gemeinderat zuriick zuweisen unter der
Auflage, die Ausschreibung fir die Vergabe an die gemeinniitzi-
gen Baurechtsnehmer nochmals in einem offenen und transpa-

renten Verfahren durchzufiihren, dabei seien zuséatzlich
= die Hohe der Baurechtszinsen
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= die Vergabekriterien (Der Beschéaftigungsgrad und der Grund
fur ein allfalliges Teilzeitpensum, ob freiwillig vs. krankheits-
bedingt, aufgrund von Kinderbetreuung oder Pflege von An-
gehdrigen)

= die Kontrollen und die Konsequenz bei Nichterfullung

in den Vergabekriterien zu beriicksichtigen.

SVP Rickweisung:
Die Vorlage sei an den Gemeinderat zuriick zuweisen unter den

Auflagen

1. die Risiken des Projekts Baurechtsvergabe fiur den Steuer-
zahler seien angesichts der hohen Investitionen fur die Er-
schliessung und der demographischen und méglichen wirt-
schaftlichen Entwicklung nochmals abzuklaren;

2. die finanziellen Folgen des Verzichts auf eine marktgerechte
Verzinsung fur den Anteil des gemeinnutzigen Wohnungs-
baus sei auszuweisen;

3. die finanziellen Folgen des Verzichts fur die Stadt bei Weg-
fall der Mietzinsentschadigungen und dergleichen wieder in
Ihren Wohnungen eine effektiv marktubliche Miete zu verlan-
gen, sei aufzuzeigen.

SVP Ruckweisung:

Die Vorlage sei an den Gemeinderat zurtick zuweisen unter der
Auflage es sei sicher zu stellen, dass die Ertrage aus den Bau-
rechtsvertrdgen gesamthaft eine gegeniuber dem vorliegenden
Projekt um 1/3 hdhere Ertrage ausweisen.

SVP Rickweisung:

Die Vorlage sei an den Gemeinderat zuriick zuweisen unter der
Auflage es sei sicher zu stellen, dass die Ertrage aus den Bau-
rechtsvertrdgen gesamthaft eine gegeniber dem vorliegenden
Projekt um 1/4 hohere Ertrage ausweisen.

SVP Rickweisung:
Die Vorlage sei an den Gemeinderat zuriick zuweisen unter der
Auflage sicher zu stellen, dass bei den gemeinnitzigen Wohnun-

gen die ungerechte Vergabe-Praxis wie folgt geandert wird

= in Zukunft soll der Anteil an Personen, welche die Vergabe-
kriterien nicht (oder nicht mehr erfiillen) wegfallen. Der Be-
schaftigungsgrad und der Grund fir ein allfalliges Teilzeit-
pensum (ob freiwillig vs. krankheitsbedingt, aufgrund von
Kinderbetreuung oder Pflege von Angehdrigen) sei in den
Vergabekriterien mitzuberiicksichtigen.

= bei Wegfall der Mietzinsentschadigungen und dergleichen
wieder effektiv marktiibliche Miete zu verlangen.

SVP Rickweisung:
Die Vorlage sei an den Gemeinderat zurlick zuweisen unter der
Auflage sicher zu stellen, dass die Stadt fiir ihre Wohnungen und

die gemeinnitzigen Wohnungen folgende Auflagen macht:

* in Zukunft soll der Anteil an Personen, welche die Vergabe-
kriterien nicht (oder nicht mehr erfullen) wegfallen. Der Be-
schéftigungsgrad und der Grund fur ein allfalliges Teilzeit-
pensum (ob freiwillig vs. krankheitsbedingt, aufgrund von
Kinderbetreuung oder Pflege von Angehdrigen) sei in den
Vergabekriterien mitzuberiicksichtigen.

= bei Wegfall der Mietzinsentschadigungen und dergleichen
soll wieder effektiv eine marktibliche Miete verlangt werden.

FDP/JF Rickweisung:
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Das Geschaft zur Abgabe von Baurechten auf dem Viererfeld/Mit-
telfeld sei an den Gemeinderat zuriickzuweisen. Der Gemeinderat
habe eine neue Ausschreibung fiur die Bebauung des Vierer-
feld/Mittelfeld vorzunehmen. Die Ausschreibung darf nur derart
eingeschrankt werden, als dass sich Interessenten an die Zonen-
plane Viererfeld und Mittelfeld mit ihren zugehérigen Vorschriften
(Plane Nr. 1322/2 1322/3 vom 29. April 2015) halten muissen. Die
Vergabe zur Uberbauung des Viererfelds/Mittelfelds muss der ge-
samten Berner Stadtbevdélkerung zugutekommen, weshalb sie
mitunter finanziell nachhaltig sein muss.

9. | FDP/JF Eventualantrag Rickweisung:
Das Geschéaft zur Abgabe von Baurechten auf dem Viererfeld/Mit-
telfeld sei an den Gemeinderat zuriickzuweisen. Der Gemeinderat
habe eine neue Ausschreibung fir die Bestimmung der Bau-
rechtsnehmenden vorzunehmen. Die Ausschreibung darf nur der-
art eingeschrankt werden, als dass sich Interessenten an die Zo-
nenplane Viererfeld und Mittelfeld mit ihren zugehdrigen Vor-
schriften (Plane Nr. 1322/2 1322/3 vom 29. April 2015) halten
missen. Die Vergabe zur Uberbauung des Viererfelds/Mittelfelds
muss der gesamten Berner Stadtbevdlkerung zugutekommen,
weshalb sie mitunter finanziell nachhaltig sein muss.
10.| FDP/JF Eventualantrag Rickweisung:
Das Geschaft zur Abgabe von Baurechten auf dem Viererfeld/Mit-
telfeld sei an den Gemeinderat zurickzuweisen. Die Stadtbevol-
kerung soll tber die Vergabe von allen Baurechtsflachen befinden
durfen.
11.| Simone Rickweisung:
Machado, Das Geschaft ist zurickzuweisen, unter der Auflage der Auswei-
GaP sung des kapitalisierten Wertes der Baurechtszinse und der Kili-
mafolgen der Erstellung der Bauten.
12.| Simone Rickweisung:
Machado, Das Geschaft ist zurickzuweisen, unter der Auflage der Auswei-
GaP sung der Bedingungen des Vertrages gemass Gemeindeordnung
und der kantonalen Gemeindeverordnung (Baurechtszinse, kapi-
talisierter Wert der Baurechtszinse und Mietzinse).
13.| Simone Rickweisung:
Machado, Das Geschaft ist zurlickzuweisen, unter der Auflage die Vorgaben
GaP des Art. 34 Abs. 2 BV, die Gemeindeordnung, der kantonalen Ge-
meindeverordnung und des Klimareglements einzuhalten (Entfer-
nung falscher Angaben, Ausweisung der Baurechtszinse, kapita-
lisierter Wert der Baurechtszinse und kiinftige Mietzinse).
14.| Simone Rickweisung:
Machado, Das Geschaft ist zuriickzuweisen, unter der Auflage, den kapita-
GaP lisierten Wert der Baurechtszinse auszuweisen.
15.| GB/JA, Bei einem Teil der in den spateren Etappen zu vergebenden Bau-
GFL/EVP, steinen ist bei der Ausschreibung ein verbindlicher, maximaler
AL/PdA Mietzins pro Quadratmeter Wohnflache festzulegen. Der Bau-

rechtszins fir diese Bausteine soll im Gegenzug entsprechend
tief angesetzt werden (Vorgehen analog Uberbauung Mutachstra-
sse).
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16.| GB/JA, Bei der Vergabe der weiteren Baufelder ist (auch im marktorien-
GFL/EVP, tierten Segment) ein Mindestanteil von Wohnungen mit 4 oder
AL/PdA, mehr Zimmern vorzugeben.
SP/JUSO
17.| RWSU Abstimmungsbotschaft, S.10:
Austausch mit der neuen Grafik (vgl. nachfolgend).
18.| FDP/JF Abstimmungsbotschaft:

S. 8 der Abstimmungsbotschaft «Viererfeld/Mittelfeld: Abgabe
von zwei Landflachen im Baurecht» sei wie folgt anzupassen und
bspw. durch Fettschrift hervorzuheben:

«Nach heutigem Stand kann die Stadtbevdlkerung uber die
Vergabe von 40 der insgesamt 46 Baurechtsflachen (mehr als
zwei Drittel des Viererfelds/Mittelfelds) nicht befinden, da der
Gemeinderat die einzelnen Landflachen so aufgeteilt hat,
dass diese jeweils einen Wert unter zehn Millionen Franken
aufweisen.»

19.| FDP/JF Abstimmungsbotschaft:

In der Abstimmungsbotschaft sei zum Vergabeverfahren zur Bau-
rechtsnahme unter den Titeln «Das Wichtigste in Kiirze» und «Die
Ausgangslage» zu erwdhnen, dass nur ein selektives Wettbe-
werbsverfahren zur Wahl der Baurechtsnehmenden stattgefunden
hat.

Abstimmung

2019.FP1.000126: Antrag 1 SVP Rickweisung

Ablehnung

Ja 15

Nein 54

Enthalten 0 Namensliste 056

Abstimmung

2019.FP1.000126: Antrag 2 SVP Rickweisung

Ablehnung

Ja 16

Nein 52

Enthalten 2 Namensliste 057

Abstimmung

2019.FPI1.000126: Antrag 3 SVP Ruckweisung

Ablehnung

Ja 15

Nein 52

Enthalten 2 Namensliste 058
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2019.FP1.000126

Ablehnung
Ja 7
Nein 62

Enthalten 0

: Antrag 4 SVP Rickweisung

Namensliste 059

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 7
Nein 62

Enthalten 0

: Antrag 5 SVP Ruckweisung

Namensliste 060

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 7
Nein 62

Enthalten 0

: Antrag 6 SVP Rickweisung

Namensliste 061

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 7
Nein 62

Enthalten 0

. Antrag 7 SVP Rickweisung

Namensliste 062

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 16
Nein 51

Enthalten 2

: Antrag 8 FDP/JF Rickweisung

Namensliste 063

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 16
Nein 51

Enthalten 2

: Antrag 9 FDP/JF Eventualrickweisung

Namensliste 064
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2019.FP1.000126

Ablehnung
Ja 17
Nein 51

Enthalten 1

: Antrag 10 FDP/JF Eventualriickweisung

Namensliste 065

Abstimmung

2019.FP1.000126

Ablehnung
Ja 9
Nein 61

Enthalten 0

: Antrag 11 Simone Machado (GaP) Riuckweisung

Namensliste 066

Abstimmung

2019.FP1.000126

Ablehnung
Ja 16
Nein 53

Enthalten 0

: Antrag 12 Simone Machado (GaP) Riuckweisung

Namensliste 067

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 15
Nein 55

Enthalten 0

: Antrag 13 Simone Machado (GaP) Riickweisung

Namensliste 068

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 16
Nein 54

Enthalten 0

: Antrag 14 Simone Machado (GaP) Rickweisung

Namensliste 069

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 24
Nein 44

Enthalten 2

: Antrag 15 GB/JA!, GFL/EVP, AL/PdA

Namensliste 070
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2019.FP1.000126

Annahme
Ja 45
Nein 23

Enthalten 1

: Antrag 16 GB/JA!, GFL/EVP, AL/PdA, SP/JUSO

Namensliste 071

Antrag 17 RWSU

Abstimmung

: Abstimmungsbotschaft, S.10: Austausch mit der neuen Grafik

2019.FPI1.000126

Annahme
Ja 61
Nein 7

Enthalten 1

: Antrag 17 RWSU

Namensliste 072

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 18
Nein 52

Enthalten 0

: Antrag 18 FDP/JF

Namensliste 073

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Ablehnung
Ja 19
Nein 51

Enthalten 0

: Antrag 19 FDP/JF

Namensliste 074

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Annahme
Ja 51
Nein 17

Enthalten 0

: Punkt 11/1: Baurechte an Hauptstadtgenossenschaft

Namensliste 075

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Annahme
Ja 50
Nein 17

Enthalten 2

: 11/2 Baurechte an Die Mobiliar-Asset Management AG

Namensliste 076
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Abstimmung

2019.FPI1.000126: IlI: Abstimmungsbotschaften

Annahme

Ja 50

Nein 17

Enthalten 2 Namensliste 077

Abstimmung

2019.FPI1.000126: IV/1: Baurechte an Personalvorsorgekasse der Stadt Bern

Annahme

Ja 49

Nein 17

Enthalten 2 Namensliste 078

Abstimmung

2019.FPI1.000126: 1V/2: Baurecht an die Pensionskasse die Berner Kantonalbank

Annahme

Ja 46

Nein 17

Enthalten 6 Namensliste 079

Abstimmung

2019.FPI1.000126: IV/3: Baurechte an die Burgergemeinde Bern

Annahme

Ja 47

Nein 15

Enthalten 8 Namensliste 080

Prasident Hoekstra: Wir kommen zur Schlussabstimmung des Geschéftes in der so
bereinigten Form.

Abstimmung

2019.FPI1.000126

Annahme

Ja 50

Nein 17

Enthalten 2 Namensliste 081

Verschobene Traktanden

Der Stadtrat verschiebt die Beratung der folgenden Traktanden auf eine spéatere Sit-
zung:
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13. Anstellungsbedingungen: Personalreglement der Stadt Bern vom2022.SK.000145
21. November 1991 (Personalreglement; PRB; SSSB 153.01);
Teilrevision (Abstimmungsbotschaft)

14. Amt fur Erwachsenen- und Kindesschutz: Konstante Zunahme2021.SUE.000053
der Fallzahlen: Definitive Aufstockung des Personalkérpers; Ver-
pflichtungskredit 2023
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Eingange

Es werden folgende parlamentarische Vorstosse eingereicht und an den Gemeinderat
weitergeleitet:

1. Kleine Anfrage Thomas Hofstetter (FDP): Stromsparen bei der o6ffentlichen Be-
leuchtung

2. Kleine Anfrage Thomas Hofstetter (FDP): Gibt es Probleme beim Bewilligungsver-
fahren fir baubewilligungspflichtige Solaranlagen?

3. Kleine Anfrage Thomas Hofstetter (FDP): LA&rmbeschwerden und Vandalismusprob-
leme beim Schulhaus Sulgenbach

4. Interpellation Fraktion SVP (Alexander Feuz/Thomas Glauser/Kurt Riegsegger):
Vergabekriterien bei stadtischen Mietwohnungen: was kostet die ungerechte
Vergabe den Steuerzahler? Was fur Folgen hat diese Praxis fur effektiv auf glinstige
Wohnungen angewiesene Personen?

Schluss der Sitzung: 22.30 Uhr

Namens des Stadtrats

Der Prasident Fir das Protokoll
07.08.2023 11.08.2023
/ y v
X A7 X -
Signiert von: Michael Hoekstra (Qualified Signature) Signiert von: Anita Flessenkamper (Qualified Signature)
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	Anwesenheit in der Sitzung von 17.00 bis 19.05 Uhr
	Mitteilungen Vorsitzender
	2022.SR.000194
	1 Finanzkommission (FIKO): Ersatzwahl
	Wahl


	2022.SR.000195
	2 Spezialkommission Kooperation Bern (SPEZKO.KOBE): Ersatzwahl eines stellvertretenden Mitglieds
	Wahl


	2021.SUE.000082
	15 Tierpark Bern: Ersatz Heizung-Lüftung-Kühlung-Sanitär-Energie Gebäudeautomation (HLKSE GA) Haustechnik Vivarium; Baukredit
	Abstimmung


	2022.SUE.000064
	16 Polizeiinspektorat: Projekt ImageLink (ARTS), Upgrade Dossiermanagement; Investitionskredit/Verpflichtungskredit
	Abstimmung


	2022.SR.000208
	3 Dringliche Motion Erich Hess (SVP): Keine Subventionen für Zwangsheiraten
	Abstimmung


	2022.PRD.000025
	4 Leistungsverträge mit Kulturinstitutionen für die Leistungsvertragsperiode 2024 – 2027; Verpflichtungskredite (Abstimmungsbotschaft)
	Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10.


	Die Sitzung wird um 19.05 Uhr unterbrochen.
	Anwesenheit in der Sitzung von 20.30 bis 22.30 Uhr
	2022.PRD.000025
	4 Fortsetzung: Leistungsverträge mit Kulturinstitutionen für die Leistungsvertragsperiode 2024 – 2027; Verpflichtungskredite (Abstimmungsbotschaft)
	Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10.
	Anträge
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	Abstimmung
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	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung


	2020.SR.000200
	5 Motion Fraktion SP/JUSO (Katharina Altas/Nadja Kehrli-Feldmann/Laura Binz, SP/Rafael Egloff, JUSO): Transkulturelle Öffnung der Kultur-Institutionen: Musterleistungsverträge anpassen, Kulturfördergremien divers besetzen und bei den Controlling-Gespr...
	Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung
	Abstimmung


	2020.SR.000278
	6 Postulat Fraktion SP/JUSO (Katharina Altas/Laura Binz, SP): Mit Leistungsvertrag subventionierte Häuser zeigen sich solidarisch mit selbständigen Künstler*innen in Bern
	Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.
	Abstimmung


	2019.SR.000186
	7 Motion Fraktion SP/JUSO (Katharina Altas/Laura Binz, SP): Diversity in der Sparte Musik
	Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.
	Abstimmung


	2020.SR.000341
	8 Motion Fraktion GB/JA! (Sophie Achermann, GB) - übernommen durch Sarah Rubin (GB): Lohntransparenz und Gleichstellung in subventionierten Theaterbetrieben
	Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.
	Abstimmung


	2021.SR.000097
	9 Postulat Fraktion SP/JUSO (Rafael Egloff, JUSO/Katharina Altas/Nadja Kehrli/Laura Binz, SP): Informationspflicht zu Lohnstruktur und Gagenentrichtung in Berner Kulturinstitutionen
	Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.
	Abstimmung


	2019.SR.000256
	10 Motion Fraktion SP/JUSO (Katharina Altas, SP/Brigitte Hilty Haller, GFL) - übernommen durch Laura Binz (SP): Kornhaus als Kulturhaus: Berner Kornhausbibliothek ins Parterre – Kornhaus als Literaturhaus etablieren
	Gemeinsame Beratung der Traktanden 4 bis 10. Siehe Traktandum 4.
	Abstimmung


	2022.SR.000225
	11 Dringliche interfraktionelle Motion GB/JA!, SP/JUSO, Mitte, AL/PdA (Franziska Geiser, GB/ Katharina Altas, SP/Claudio Righetti, Mitte/David Böhner, AL): Die Stadt Bern verlangt vom Schweizer Bundesrat Massnahmen gegen die Menschenrechtsverletzungen...
	Abstimmung
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	12 Viererfeld/Mittelfeld: Abgabe von zwei Landflächen im Baurecht (Abstimmungsbotschaft) und Antrag an den Stadtrat zur Abgabe von weiteren Baurechten erste Etappe
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	Abstimmung
	Abstimmung
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	Abstimmung
	Abstimmung
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